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Gerhard Rünstler 

Weltwirtschaft schwächt sich ab 
In den letzten Monaten ist eine zunehmende Abschwächung der internationalen Konjunktur zu beobach-
ten. Das Wirtschaftswachstum fiel im II. Quartal in den USA und in Europa mäßig aus, und auch in Asien 
entwickelte sich die Wirtschaft weniger dynamisch. Vor diesem Hintergrund verstärkte sich die Besorgnis 
über die hohen Staatsschulden einiger Industrieländer; dies löste Spannungen auf den Finanzmärkten 
aus. 

Der Konjunkturbericht entsteht jeweils in Zusammenarbeit aller Mitarbeiter des WIFO. • Wissenschaftliche Assistenz: Christine Kaufmann, Martha Steiner 
• Abgeschlossen am 6. September 2011. • E-Mail-Adresse: Gerhard.Ruenstler@wifo.ac.at 

Die Dynamik der Weltwirtschaft ließ zuletzt weiter nach. In den USA wuchs die Wirt-
schaft im II. Quartal gegenüber dem Vorquartal mit +0,2% neuerlich mäßig (I. Quar-
tal +0,1%). Dies verzögert wiederum die Lösung struktureller Probleme: Die Arbeitslo-
senquote lag im August unverändert bei 9,1%, um nur 0,5 Prozentpunkte unter dem 
Vorjahreswert. Auch aufgrund der hohen Verschuldung der privaten Haushalte und 
der gestiegenen Unsicherheit über die weitere Entwicklung der Staatsfinanzen sind 
die Erwartungen über die Wirtschaftsentwicklung der USA im 2. Halbjahr gedämpft.  

Die Wirtschaft des Euro-Raumes wuchs im II. Quartal gegenüber dem Vorquartal 
ebenfalls um nur 0,2% (I. Quartal +0,8%). Alle großen Volkswirtschaften stagnierten 
nahezu. Die jüngsten Konjunkturumfragen deuten auch hier auf ein nur flaues 
Wachstum in der zweiten Jahreshälfte hin. Die Produktionserwartungen der Industrie 
sind bereits seit einigen Monaten rückläufig und verschlechterten sich im August wei-
ter. Nach den Turbulenzen auf den Finanzmärkten und der zunehmenden Besorgnis 
um die Lage der Staatsfinanzen in einigen Ländern trübte sich zuletzt auch das Kon-
sumentenvertrauen deutlich ein. 

Erstmals seit der Finanzmarktkrise 2008/09 schwächte sich auch die Wirtschaftsaktivi-
tät der asiatischen Schwellenländer deutlich ab: Im II. Quartal stieg die Industriepro-
duktion gegenüber dem Vorquartal um nur mehr 0,7% (I. Quartal +4,0%), die Importe 
sanken um 2,5% (I. Quartal +5,2%). Allerdings ist diese Entwicklung von den wirt-
schaftlichen Folgen der Umweltkatastrophen in Japan stark beeinflusst; es bleibt ab-
zuwarten, ob im III. Quartal eine Erholung eintritt. 

Die ungünstigeren Konjunkturaussichten, die kontroverse Diskussion um das Staats-
schuldenlimit in den USA und die Schuldenkrise im Euro-Raum lösten im August große 
Nervosität auf den Finanzmärkten aus. Nach einem empfindlichen Rückgang  der 
Dow-Jones-Index sank gegenüber dem Höchststand im Juli um etwa 10%, der DAX 
um etwa 25%  stabilisierten sich die Aktienkurse gegen Monatsende vorerst. 

Das hohe Wachstum der österreichischen Wirtschaft von real +1,0% im II. Quartal 
gegenüber dem Vorquartal hebt sich deutlich von der Mehrzahl der Länder des Eu-
ro-Raumes ab. Wie der WIFO-Konjunkturtest jedoch zeigt, wird sich die heimische 
Wirtschaft im III. Quartal der internationalen Konjunkturabkühlung wohl nicht entzie-
hen können. Die aktuellen Auftragsbestände beurteilten die Sachgütererzeuger zu-
letzt nach wie vor günstig, die vorlaufenden Indikatoren (Produktionserwartungen, 
Geschäftslage in sechs Monaten) sinken allerdings seit mehreren Monaten merklich 
und lagen im August nahe dem langjährigen Durchschnitt. Weiterhin ungünstig ent-
wickelt sich der Tiefbau. Die Tourismusumsätze lagen von Mai bis Juli geringfügig un-
ter dem Niveau des Vorjahres.  
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Übersicht 1: Ergebnisse der vierteljährlichen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
         
   2010 2011 
   I. Quartal II. Quartal III. Quartal IV. Quartal I. Quartal II. Quartal 
   Veränderung gegen das Vorquartal in % 
Real, saison- und arbeitstägig bereinigt        
Konsumausgaben insgesamt    + 0,9  – 0,3  + 1,0  – 0,1  – 0,2  + 0,5 

Private Haushalte1)    + 2,0  – 0,8  + 1,7  – 0,4  – 0,4  + 0,4 
Staat    – 0,0  – 0,3  – 0,0  – 0,2  + 0,2  + 0,4 

Bruttoinvestitionen    – 2,6  + 2,4  + 3,9  + 3,2  + 2,6  + 1,2 
Bruttoanlageinvestitionen    + 0,0  + 0,6  + 2,1  + 1,8  + 1,3  + 0,9 

Ausrüstungen    + 2,2  + 3,1  + 4,2  + 2,7  + 1,8  + 1,1 
Bauten    – 1,0  – 0,7  – 0,1  – 0,3  + 0,3  + 0,6 

Exporte    + 0,4  + 5,6  + 2,1  + 0,7  + 3,1  + 0,1 
Waren    – 0,1  + 8,7  + 3,7  – 0,4  + 3,1  + 0,5 
Dienstleistungen    – 0,1  + 1,4  + 1,3  – 1,2  + 1,0  – 0,5 

Importe    + 0,8  + 5,1  + 3,2  – 0,3  + 3,6  + 0,3 
Waren    – 0,0  + 6,1  + 3,5  – 0,1  + 3,3  + 0,6 
Dienstleistungen    + 1,4  + 2,6  + 2,1  + 1,0  + 2,3  + 0,1 

         
Bruttoinlandsprodukt    – 0,9  + 1,4  + 1,4  + 0,6  + 0,8  + 0,7 
         
Sachgütererzeugung    – 2,8  + 7,4  + 3,2  + 1,8  + 5,8  + 0,9 
         
 2009 2010 2010 2011 
   I. Quartal II. Quartal III. Quartal IV. Quartal I. Quartal II. Quartal 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Real, berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen        
Konsumausgaben insgesamt  – 0,1  + 1,5  + 3,2  – 0,1  + 1,7  + 1,5  – 0,3  + 1,4 

Private Haushalte1)  – 0,3  + 2,2  + 4,1  – 0,3  + 2,6  + 2,5  – 0,1  + 1,7 
Staat  + 0,2  – 0,2  + 0,6  + 0,7  – 0,9  – 1,2  – 0,7  + 0,8 

Bruttoinvestitionen  – 11,9  + 3,6  – 10,1  + 6,7  + 8,8  + 6,7  + 24,7  + 15,3 
Bruttoanlageinvestitionen  – 8,3  + 0,1  – 4,4  – 0,1  + 0,1  + 4,2  + 3,1  + 5,0 

Ausrüstungen  – 9,7  + 4,3  – 4,5  + 3,4  + 2,8  + 15,2  + 11,6  + 9,9 
Bauten  – 7,6  – 2,9  – 4,9  – 1,8  – 2,1  – 3,0  – 1,5  + 1,9 

Exporte  – 14,3  + 8,3  + 1,5  + 12,3  + 11,1  + 8,8  + 12,2  + 6,4 
Waren  – 16,6  + 10,9  + 2,6  + 15,3  + 13,3  + 12,2  + 16,7  + 8,1 
Dienstleistungen  – 8,3  + 2,2  – 0,8  + 4,5  + 5,8  + 0,3  + 3,3  + 0,9 

Importe  – 13,8  + 8,0  + 1,9  + 10,3  + 10,8  + 8,8  + 13,4  + 8,0 
Waren  – 14,7  + 9,1  + 2,9  + 12,1  + 11,8  + 9,7  + 14,2  + 8,7 
Dienstleistungen  – 10,2  + 3,7  – 1,7  + 3,3  + 7,0  + 5,5  + 9,6  + 5,3 

         
Bruttoinlandsprodukt  – 3,8  + 2,3  + 0,2  + 2,6  + 3,6  + 2,6  + 4,2  + 3,4 
         
Sachgütererzeugung  – 15,3  + 7,4  – 1,8  + 11,2  + 10,4  + 9,6  + 19,3  + 10,0 
         
Bruttoinlandsprodukt, nominell  – 2,8  + 4,1  + 2,0  + 4,2  + 5,7  + 4,5  + 6,0  + 5,6 

Q: WIFO.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. 
 

Im Juli und August 2011 stagnierte die aktive Beschäftigung saisonbereinigt gegen-
über dem Vormonat. Die saisonbereinigte Arbeitslosenquote stieg im August nach 
österreichischer Berechnungsmethode geringfügig auf 6,8%. Das Stellenangebot 
war in den letzten Monaten rückläufig, während sich die Zahl der Arbeitslosen wie-
der leicht erhöhte.  

Mit der Konjunkturabschwächung verringert sich der Preisdruck auf den Rohstoff-
märkten. Im Vorjahresvergleich ist jedoch die Rohstoffpreishausse für den Anstieg 
der Inflation in den Industrieländern nach wie vor bestimmend. Im Euro-Raum er-
reichte die Inflationsrate im Juli 2011 laut HVPI 2,5%. Der Preisauftrieb ohne Energie 
und unverarbeitete Nahrungsmittel (Kerninflation) sank im Juli auf 1,5% (Juni 1,8%). In 
Österreich betrug die Inflationsrate gemäß harmonisiertem Verbraucherpreisindex 
(HVPI) im Juli 3,8% (laut nationalem VPI 3,5%). Die Kerninflationsrate war laut HVPI mit 
3,1% um 1,6 Prozentpunkte höher als im Durchschnitt des Euro-Raumes. 

 

Die Dynamik des Welthandels ließ im II. Quartal deutlich nach. Nach +2,6% im 
I. Quartal gegenüber dem Vorquartal (laut Centraal Planbureau) ging das Welthan-
delsvolumen im II. Quartal um 0,6% zurück. Die Industrieproduktion stagnierte (0,1% 
nach +1,9% im I. Quartal).  

Internationale 
Konjunktur schwächt 
sich ab 
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Erstmals seit der Finanzmarktkrise 2008/09 verlor auch die Wirtschaftsaktivität der 
Schwellenländer beträchtlich an Schwung. In den asiatischen Schwellenländern 
stieg die Industrieproduktion um nur mehr 0,7% (I. Quartal +4,0%), die Importe sanken 
um 2,5% (I. Quartal +5,2%). In Lateinamerika ging die Industrieproduktion um 0,3% 
zurück, während die Importe um 4,1% zunahmen (I. Quartal +1,6% bzw. +3,1%). Al-
lerdings sind die Zahlen für den asiatischen Raum in hohem Maß von den ökonomi-
schen Auswirkungen der Umweltkatastrophen in Japan beeinflusst. Nach dem star-
ken Rückgang der Industrieproduktion im April zeigte sich im Laufe des II. Quartals 
bereits wieder ein Anstieg, dem im Herbst eine weitere Aufwärtskorrektur folgen soll-
te. 

In den USA wuchs die Wirtschaft im II. Quartal mit +0,2% gegenüber dem Vorquartal 
neuerlich mäßig (I. Quartal +0,1%). Die kritischen Bereiche entwickeln sich verhalten: 
Die Beschäftigung blieb im II. Quartal gegenüber dem Vorquartal nahezu unverän-
dert, im Vorjahresvergleich betrug der Anstieg nur 0,2%. Die Arbeitslosenquote war 
im August mit 9,1% um 0,5 Prozentpunkte niedriger als ein Jahr zuvor, aber sogar um 
0,1 Prozentpunkt höher als Anfang 2011. Auch die Erholung der Hauspreise kam seit 
Anfang 2011 laut Case-Shiller-Index wieder zum Stillstand.  

Angesichts der anhaltenden Schwierigkeiten in diesen Bereichen sind auch die Er-
wartungen über die künftige Entwicklung der Wirtschaft in den USA nunmehr deut-
lich weniger optimistisch als zu Jahresbeginn. Der Purchasing Manager Index (PMI) 
im Sachgüterbereich sank im August neuerlich und lag nur mehr geringfügig über 
dem langfristigen Durchschnitt. Das Konsumentenvertrauen fiel laut Conference 
Board Index auf den niedrigsten Wert seit April 2009. Das Conference Board rechnet 
in seiner Prognose vom August für das 2. Halbjahr 2011 mit anhaltend mäßigem 
Wachstum und für 2011 und 2012 mit Jahreswachstumsraten von 1,6% bzw. 1,8%.  

Die Wirtschaft des Euro-Raumes wuchs im II. Quartal um 0,2% gegenüber dem Vor-
quartal (I. Quartal +0,8%). Alle großen Volkswirtschaften stagnierten nahezu: 
Deutschland (+0,1%), Frankreich (±0,0%) und die Niederlande (+0,1%) hatten im 
I. Quartal noch hohe Wachstumsraten von deutlich über 0,5% verzeichnet. In Italien 
(+0,3%) und Spanien (+0,2%) expandierte das BIP wie im I. Quartal leicht. Die Indust-
rieproduktion des Euro-Raumes ging im Juni gegenüber dem Vormonat um 0,7% zu-
rück, nach jeweils +0,2% im April und Mai.  

Die jüngsten Konjunkturumfragen lassen auch für den Euro-Raum ein weiterhin ge-
ringes Wachstum erwarten. Nach einer stetigen Verbesserung seit dem II. Quartal 
2009 ist der wichtigste Indikator der EU-Konjunkturumfragen, das Industrievertrauen, 
seit März 2011 wieder rückläufig. Dies ist insbesondere auf das Nachgeben der vor-
laufenden Indikatoren Auftragseingänge und Produktionserwartungen zurückzufüh-
ren. Im August sanken angesichts der Turbulenzen auf den Finanzmärkten auch die 
Indizes des Konsumentenvertrauens und des Einzelhandels deutlich. Der ifo-Ge-
schäftsklimaindex schwächte sich im August ebenfalls merklich ab: Die aktuelle La-
ge wird nach wie vor günstig beurteilt, die Erwartungen zur Geschäftslage entspre-
chen dem langjährigen Durchschnitt. 

Mit der Abschwächung der Konjunktur entspannte sich die Lage auf den Rohstoff-
märkten etwas: Rohöl (Brent) kostete Anfang September 110 $ je Barrel, der HWWI-
Index der Rohstoffpreise ohne Energie ging gegenüber dem Höchstwert vom April 
leicht zurück. Er lag im August auf Dollarbasis um 19,2% über dem Vorjahreswert (Ap-
ril 2011 +40,7%).  

Im Juli betrug die Teuerungsrate in den USA laut VPI 3,6% und im Euro-Raum laut 
HVPI 2,5%. Die Kerninflationsrate sank im Euro-Raum im Juli auf 1,5% (Juni 1,8%), u. a. 
durch die saisonbedingte Verbilligung von Bekleidung und Schuhen (Sommer-
schlussverkauf). Die Vorausschätzung für die Inflationsrate (laut HVPI) für den August 
liegt bei 2,5%.  

Die Konjunkturabschwächung sowie die Diskussion um die Lage der Staatsfinanzen 
in den USA und im Euro-Raum lösten im August kräftige Turbulenzen auf den Finanz-
märkten aus. Nach dem deutlichen Rückgang (Dow-Jones-Index etwa 10%, DAX 
etwa 25% im Vergleich zum Juli-Höchststand) stabilisierten sich die Aktienkurse ge-
gen Monatsende.  

Nach der kräftigen Dynamik 
bis Anfang 2011 ist nun ein 

Abflauen der internationalen 
Konjunktur zu beobachten. 
Dies und die Entwicklungen 

um die Verschuldung der 
öffentlichen Haushalte in 

den USA und im Euro-Raum 
verschärften zuletzt die 

Spannungen auf den Fi-
nanzmärkten. 
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Abbildung 1: Internationale Konjunktur 

Saisonbereinigt, 2005 = 100, gleitende Dreimonatsdurchschnitte 
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Leading indicators letzten 12 Monaten 
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Q: Europäische Kommission, Deutsche Bundesbank, ISM (Institute for Supply ManagementTM), ifo (Institut 
für Wirtschaftsforschung), OECD.  1) Produzierender Bereich. 
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Das hohe Wachstum der österreichischen Wirtschaft von real 1,0% im II. Quartal ge-
genüber dem Vorquartal (laut WIFO-Schnellschätzung) hebt sich deutlich von der 
Mehrzahl der Länder des Euro-Raumes ab. Nur vier andere Euro-Länder verzeichne-
ten Wachstumsraten von über 0,5%. Im Vorjahresvergleich betrug der Anstieg in Ös-
terreich real 3,7% (I. Quartal +4,2%).  

Den größten Wachstumsbeitrag leistete der Außenhandel. Zwar expandierte der Ex-
port i. w. S. im II. Quartal mit real +1,8% gegenüber der Vorperiode etwas langsamer 
als zuletzt (I. Quartal +2,2%), doch ließ die Dynamik des Imports (II. Quartal +0,8% 
nach +2,1%) noch deutlicher nach. Die Ausrüstungsinvestitionen wurden im II. Quar-
tal mit +1,8% etwas schwächer ausgeweitet als im I. Quartal (+2,2%), die Bauinvesti-
tionen stagnierten. Der private Konsum entwickelte sich trotz der Belastung der Re-
aleinkommen durch die hohe Inflation recht robust und übertraf den Wert der Vor-
periode real neuerlich um 0,2%.  

Wie der WIFO-Konjunkturtest jedoch zeigt, wird sich die österreichische Wirtschaft der 
Konjunkturabkühlung im III. Quartal nicht entziehen können. Die Produktionserwar-
tungen sind zwar noch positiv, d. h. es gehen mehr Unternehmen kurzfristig von einer 
Steigerung ihrer Produktion in den kommenden Monaten aus als von einem Rück-
gang. Bezüglich der Geschäftslageentwicklung in sechs Monaten überwogen aber 
im August zum zweiten Mal in Folge die pessimistischen Erwartungen gegenüber den 
optimistischen. Vor allem für die Hersteller von Investitionsgütern und langlebigen 
Konsumgütern trübten sich die Aussichten ein. Nur im Kfz-Sektor überwiegen noch 
die positiven Erwartungen. 

 

Abbildung 2: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests 

Salden aus positiven und negativen Meldungen in % der befragten Unternehmen, 
saisonbereinigt 

Produktionserwartungen in der Industrie 

 

Auftragsbestand in Industrie und Bauhauptgewerbe 
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Abbildung 3: Wirtschaftspolitische Eckdaten 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1), in 1.000, saisonbereinigt 

 

Entwicklung in den 
letzten 12 Monaten 
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Q: Arbeitsmarktservice Österreich, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, OeNB, 
Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Prä-
senzdiener, ohne in der Beschäftigungsstatistik erfasste Arbeitslose in Schulung. 
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Auch im Bauwesen verschlechterte sich die Einschätzung der Auftragslage in letzter 
Zeit etwas und lag wieder unter dem Durchschnitt der letzten fünf Jahre. Für die 
kommenden Monate ist weiterhin mit einer gedämpften Baukonjunktur zu rechnen. 
Auch gehen die Unternehmen nur noch in geringem Umfang von einem Anstieg der 
Baupreise aus. Die Erholung der Unternehmensdienstleistungen hält bei mäßiger Dy-
namik an, die Einschätzung der Auftragsbestände übertraf im Juli neuerlich den 
langjährigen Durchschnitt. Die Meldungen im WIFO-Konjunkturtest lassen aber für die 
kommenden Monate auch hier eine Verlangsamung des Aufschwungs erwarten. 

 

Methodische Hinweise und Kurzglossar 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem Vorquartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte 
bereinigt. Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unterschiedliche Zahl von Arbeitstagen in der Periode 
ausgelöst werden (etwa Ostern). Im Text wird auf "saison- und arbeitstägig bereinigte Veränderungen" Bezug ge-
nommen. 
Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr . . ." beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber 
der gleichen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unbereinigte Zeitreihen. 
Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwicklung liefert genauere Informationen über den aktuel-
len Konjunkturverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten unterliegen allerdings zusätzlichen Revisionen, 
da die Saisonbereinigung auf statistischen Methoden beruht.  
Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um Preiseffekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nomi-
nell ausgewiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens angeführt. 
Produzierender Bereich 
Diese Abgrenzung schließt die NACE-2008-Abschnitte B, C und D (Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, 
Herstellung von Waren, Energieversorgung) ein und wird hier im internationalen Vergleich verwendet. 
Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucherpreise gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisin-
dex (VPI) ist ein Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte Verbraucherpreisindex (HVPI) ist die Grundla-
ge für die vergleichbare Messung der Inflation in der EU und für die Bewertung der Preisstabilität innerhalb der Euro-
Zone (siehe auch http://www.statistik.at/). 
Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die 
Kerninflation die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. 
So werden knapp 87% der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucherpreisindex (VPI 2010) enthaltenen 
Güter und Dienstleistungen in die Berechnung der Kerninflation einbezogen. 
WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionstest 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von rund 1.500 österreichischen Unternehmen zur Einschät-
zung ihrer aktuellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Der WIFO-Investitionstest ist eine halbjährliche Befragung 
von Unternehmen zu ihrer Investitionstätigkeit (http://www.itkt.at/). Die Indikatoren sind Salden zwischen dem Anteil 
der positiven und jenem der negativen Meldungen an der Gesamtzahl der befragten Unternehmen. 
Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung registrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Un-
selbständigen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslosenbestand und unselbständig Beschäftigten 
(gemessen in Standardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrierungen bei AMS und Hauptverband der 
österreichischen Sozialversicherungsträger. 
Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Personen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Ar-
beitsplatz suchen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche mindestens 1 Stunde selbständig oder unselb-
ständig gearbeitet hat. Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und Lehrlinge zählen zu den Erwerbstätigen, 
nicht hingegen Präsenz- und Zivildiener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an allen Erwerbsperso-
nen (Arbeitslose plus Erwerbstätige). Datenbasis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mikrozensus). 
Begriffe im Zusammenhang mit der österreichischen Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in AMS-Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berech-
nung der Arbeitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im Zähler berücksichtigt. 
Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Beschäftigten" zählen auch Personen, die Kinderbe-
treuungsgeld beziehen, sowie Präsenz- und Zivildiener mit aufrechtem Beschäftigungsverhältnis. Zieht man deren 
Zahl ab, so erhält man die Zahl der "unselbständig aktiv Beschäftigten". 
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Im Durchschnitt der Monate Mai bis Juli 2011 verzeichneten die Tourismusbetriebe 
gemäß vorläufigen Berechnungen einen Anstieg der Umsätze gegenüber dem Ver-
gleichszeitraum des Vorjahres auf 5,04 Mrd. € (+2,9%). Der Zuwachs war allerdings 
ausschließlich preisbedingt: Real  nach Ausschaltung der Preissteigerungen von 
3,3%  nahmen die Umsätze um 0,4% ab. Die Zahl der Übernachtungen erhöhte sich 
in dieser Periode um 1,7%. Der reale Aufwand je Nächtigung  ein Qualitätsindikator 
 sank demnach um 2,1%. 

In der ersten Hälfte der Sommersaison 2011 übertraf die Nächtigungsnachfrage der 
Reisenden aus dem Ausland das Vorjahresniveau um 2,2%, die Übernachtungen der 
inländischen Reisenden stiegen geringfügig um 0,6%. 

Unter den für Österreich bedeutenden ausländischen Herkunftsländern entwickelte 
sich in diesem Zeitraum besonders die Zahl der Übernachtungen von Gästen aus 
Russland (+33,6%), Polen (+20,8%) und Tschechien (+16,5%) sehr günstig. Auch die 
Nachfrage aus Italien (+2,5%) und Deutschland (+1,2%) war etwas größer als im Vor-
jahr, während die Nächtigungen von Reisenden aus Belgien (+0,5%), den Nieder-
landen (0,3%) und Frankreich (0,4%) annähernd stagnierten. Die Nachfrage von 
Reisenden aus Dänemark (11,6%) und Großbritannien (11,4%) ging hingegen 
deutlich zurück. 

Die Tourismusumsätze entwickelten sich in allen Regionen annähernd gleich. Nie-
derösterreich verzeichnete die höchsten Zuwächse, in Vorarlberg, Kärnten und Tirol 
lagen die nominellen Steigerungsraten unter dem Österreich-Durchschnitt. 

 

Die ersten Schätzungen für August 2011 zeigen eine Abschwächung der Beschäfti-
gungsdynamik: Die Zahl der unselbständig aktiv Beschäftigten lag zwar um 1,6% 
über dem Vorjahreswert. Der Vorjahresvergleich zeigt aber Wendepunkte der Kon-
junktur im Allgemeinen mit einer gewissen Verzögerung gegenüber saisonbereinig-
ten Zahlen an. Saisonbereinigt blieb die aktive Beschäftigung im Juli und August 
nach vorläufigen Schätzungen gegenüber dem Vormonat unverändert und unter-
brach damit den stetigen Aufwärtstrend seit September 2009.  

Auch die Entwicklung von Stellenangebot und Arbeitslosenzahl deutet auf ein Nach-
lassen der Arbeitsmarktdynamik hin. Das Stellenangebot war zuletzt rückläufig: Sai-
sonbereinigt sank es im Juli (2,8%) und August (4,8%) gegenüber dem Vormonat. 
Im August lag es damit um 6,7% unter dem Vorjahreswert. Die Zahl der vorgemerk-
ten Arbeitslosen nimmt saisonbereinigt seit April wieder geringfügig zu, auch weil die 
Zahl der AMS-Schulungen sinkt. Im August war die Arbeitslosigkeit um 0,4% höher als 
im Vorjahr. Der Vorjahresvergleich ist allerdings dadurch verzerrt, dass seit Septem-
ber 2010 arbeitsfähige Personen, die Mindestsicherung beziehen, als arbeitslos ein-
gestuft werden. Die saisonbereinigte Arbeitslosenquote nach österreichischer Be-
rechnungsmethode stieg im August geringfügig auf 6,8%.  

 

Im Juli 2011 betrug der Anstieg der Verbraucherpreise in Österreich gemäß dem na-
tionalen VPI 3,5%. Der überwiegende Teil des Preisauftriebs ist auf die Teuerung in 
den Ausgabenkategorien Mineralölprodukte (+5,5%) und Nahrungsmittel (einschließ-
lich alkoholfreier Getränke, +4,4%) zurückzuführen. Auf diese beiden Teilaggregate 
entfielen 1,3 Prozentpunkte des gesamten Preisauftriebs bei einem Anteil am Waren-
korb von lediglich 17%. 

Die harmonisierte Inflationsrate (HVPI) war mit 3,8% um 1,3 Prozentpunkte höher als 
im Durchschnitt des Euro-Raumes (2,5%). Während die Kerninflation (ohne Energie 
und unverarbeitete Nahrungsmittel) seit April 2010 im Euro-Raum von 0,8% auf 1,5% 
anzog, erhöhte sie sich in Österreich wesentlich stärker von 1,0% auf 3,1%. Im Juli wei-
tete sich diese Differenz gegenüber dem Euro-Raum neuerlich aus (auf +1,6 Prozent-
punkte). Diese Abweichung lässt sich in erster Linie auf die weit überdurchschnittli-
che Verteuerung von Dienstleistungen zurückführen (Österreich +3,7%, Euro-Raum 
+2,0%), die 0,9 Prozentpunkte zum Inflationsdifferential beitrug. 0,4 Prozentpunkte des 
Inflationsdifferentials gingen auf den Bereich Bekleidung und Schuhe zurück (Öster-
reich +3,6%, Euro-Raum 2,6%). 

Stagnation im 
Tourismus 

Die Tourismuswirtschaft setzte 
in den Monaten Mai bis Juli 
preisbereinigt geringfügig 
weniger um als im Vorjahr.  

Leichte Abschwä-
chung auf dem 
Arbeitsmarkt  

Die Zahl der unselbständig 
aktiv Beschäftigten stagnier-
te saisonbereinigt im Juli und 
August. Der Rückgang des 
Stellenangebotes deutet auf 
eine Abschwächung der Ar-
beitsmarktdynamik hin.  

Inflationsrate nach wie 
vor deutlich über dem 
Durchschnitt des Euro-
Raumes 

Der Preisauftrieb zog laut 
HVPI im Juli geringfügig auf 
3,8% an. Die harmonisierte 
Kerninflationsrate (ohne 
Energie und unverarbeitete 
Nahrungsmittel) lag im Juli in 
Österreich mit 3,1% um 
1,6 Prozentpunkte über dem 
Durchschnitt des Euro-
Raumes.  
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Global Economy is Slowing  Summary 

Global economic activity has been slowing in recent months. Economic growth in the USA and in Europe was sub-
dued in the second quarter, and activity in Asia was also less buoyant. Against this background, concerns about 
the high levels of sovereign debt of some industrialised countries increased; this sparked financial market tensions.  

The global economy has continued to lose momentum recently. In the USA, quarter-on-quarter economic growth 
remained subdued at 0.2 percent in the second quarter (first quarter +0.1 percent). This, in turn, delays the solution 
of structural problems: the unemployment rate stood unchanged at 9.1 percent in August, only 0.5 percentage 
point below the year-earlier level. Expectations concerning the development of economic activity in the USA in the 
second half of the year are muted also because of the high levels of private household debt and increased uncer-
tainty surrounding the outlook for the country's finances.  
The euro area economy likewise expanded at a quarter-on-quarter rate of only 0.2 percent in the second quarter 
(first quarter +0.8 percent). All the large economies virtually stagnated. The most recent survey evidence points to 
only sluggish growth also here in the second half of the year. After declining for several months, production expec-
tations in industry deteriorated further in August. Consumer confidence has also weakened considerably recently, 
following the turmoil in the financial markets and increasing concerns regarding the state of government finance in 
some countries. 
For the first time since the 2008-09 financial market crisis, Asia's emerging economies also saw economic activity 
weaken markedly: in the second quarter, quarter-on-quarter industrial production growth slowed to a mere 
0.7 percent (first quarter +4.0 percent), while imports fell by 2.5 percent (first quarter +5.2 percent). However, this 
development is strongly influenced by the economic consequences of the environmental disasters in Japan; it re-
mains to be seen whether or not a recovery will occur in the third quarter.  
The more unfavourable economic outlook, the controversial debate about the government debt ceiling in the 
USA, and the debt crisis in the euro area created high uncertainty in financial markets in August. Following a severe 
decline  the Dow Jones Index fell by around 10 percent from the peak in July, the DAX by around 25 percent  
stock prices stabilised for the time being towards the end of the month. 
The brisk growth rate of the Austrian economy in the second quarter (+1.0 percent in real terms quarter-on-quarter) 
clearly stands out against the majority of countries in the euro area. The WIFO Business Cycle Survey indicates, 
however, that Austria's economy will very likely not be able to elude the cooling of global economic activity in the 
third quarter. While manufacturers have recently continued to give a positive assessment of current order books, 
leading indicators (production expectations, business situation in six months' time) have been declining markedly 
for several months now and in August were close to their long-time averages. Civil engineering activity remains 
weak. Tourism sales from May to July were slightly below the year-earlier level.  
In July and August 2011, active employment stagnated on a seasonally adjusted month-on-month basis. The sea-
sonally adjusted unemployment rate according to the Austrian method of calculation rose marginally to 6.8 per-
cent in August. Vacancies have declined in recent months, while the number of unemployed persons has again 
risen slightly.  
As economic activity slows down, the upward pressure on prices in commodity markets is easing. Still, the annual 
rate of inflation in the industrialised countries continues to be determined by the commodity price boom. In the 
euro area, inflation as measured by the harmonised index of consumer prices (HICP) reached 2.5 percent in July 
2011. Inflation excluding energy and unprocessed food (core inflation) fell to 1.5 percent in July (June 1.8 percent). 
In Austria, HICP inflation stood at 3.8 percent in July (3.5 percent, as measured by the national CPI). HICP core infla-
tion was 3.1 percent, exceeding the euro area average by 1.6 percentage points. 
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Kennzahlen zur Wirtschaftslage 
Der Tabellensatz "Kennzahlen zur Wirtschaftslage" bietet monatlich einen Überblick über die wichtigsten 
Indikatoren zur Entwicklung der österreichischen und internationalen Wirtschaft. Die Daten werden 
unmittelbar vor Reda ktionsschluss aus der Volkswirtschaftlichen Datenbank des WIFO abgefragt. Täglich 
aktuelle Informationen enthalten die "WIFO-Wirtschaftsdaten" auf der WIFO-Website (http://www.wifo.ac. 
at/cgi-bin/tabellen/tabhome.cgi). 

Internationale Konjunkturindikatoren 
Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote 
Übersicht 2: Verbraucherpreise 
Übersicht 3: Saisonbereinigte Konjunkturindikatoren für die EU 
Übersicht 4: Dreimonatszinssatz 
Übersicht 5: Sekundärmarktrendite 
Wechselkurse 
Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 
Weltmarkt-Rohstoffpreise 
Übersicht 7: HWWI-Index 
Kennzahlen für Österreich 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 8: Bruttowertschöpfung und Verwendung des 

Bruttoinlandsproduktes 
Übersicht 9: Einkommen und Produktivität 
Zahlungsbilanz 
Übersicht 10: Leistungsbilanz 
Übersicht 11: Kapitalbilanz 
Tourismus 
Übersicht 12: Übernachtungen 
Übersicht 13: Zahlungsströme im internationalen Tourismus 
Übersicht 14: Hauptergebnisse des Tourismus-Satellitenkontos (TSA) 
Übersicht 15: Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Tourismus und 

Freizeitwirtschaft 
Außenhandel 
Übersicht 16: Warenexporte 
Übersicht 17: Warenimporte 
Zinssätze 
Übersicht 18: Kurz- und langfristige Zinssätze 
Landwirtschaft 
Übersicht 19: Landwirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 20: Markt- und Preisentwicklung 
Herstellung von Waren 
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Internationale Konjunkturindikatoren 
Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 In % der Erwerbspersonen, saisonbereinigt 

              
OECD insgesamt   6,1   8,4   8,6   8,6   8,5   8,2   8,2   8,2   8,2   8,2   8,2   8,2   8,2 

USA   5,8   9,3   9,6   9,6   9,6   8,9   9,1   8,9   8,8   9,0   9,1   9,2   9,1 
Japan   4,0   5,1   5,1   5,0   5,0   4,7   4,6   4,6   4,6   4,7   4,5   4,6   4,7 
Kanada   6,2   8,3   8,0   8,0   7,7   7,8   7,5   7,8   7,7   7,6   7,4   7,4   7,2 
EU   7,1   9,0   9,7   9,6   9,6   9,5   9,5   9,5   9,4   9,4   9,5   9,5   9,5 

Euro-Raum   7,7   9,6   10,1   10,1   10,1   10,0   10,0   10,0   10,0   9,9   10,0   10,0   10,0 
Deutschland   7,6   7,7   7,1   6,9   6,6   6,4   6,2   6,4   6,3   6,2   6,2   6,1   6,1 
Frankreich   7,8   9,5   9,8   9,8   9,7   9,7   9,7   9,7   9,7   9,7   9,7   9,8   9,9 
Italien   6,8   7,8   8,4   8,3   8,3   8,1   8,0   8,1   8,1   8,0   8,1   8,0   8,0 
Spanien   11,4   18,0   20,1   20,5   20,5   20,6   20,8   20,6   20,7   20,7   20,8   21,0   21,2 
Niederlande   3,1   3,7   4,5   4,5   4,4   4,3   4,2   4,3   4,2   4,2   4,2   4,1   4,3 
Belgien   7,0   7,9   8,3   8,3   7,9   7,2   7,3   7,1   7,1   7,2   7,4   7,4   7,5 
Österreich   3,8   4,8   4,4   4,4   4,2   4,4   4,1   4,5   4,3   4,1   4,2   3,9   3,7 
Portugal   8,5   10,6   12,0   12,2   12,3   12,4   12,6   12,4   12,5   12,6   12,6   12,5   12,3 
Finnland   6,4   8,2   8,4   8,3   8,1   8,0   7,9   8,0   8,0   7,9   7,9   7,9   7,9 
Griechenland   7,7   9,5   12,6   13,0   14,1   15,0   .   15,0   15,0   .   .   .   . 
Irland   6,3   11,8   13,7   13,8   14,3   14,2   14,2   14,2   14,1   14,1   14,1   14,3   14,5 
Luxemburg   4,9   5,1   4,5   4,4   4,5   4,3   4,3   4,2   4,3   4,3   4,3   4,3   4,6 

Großbritannien   5,6   7,6   7,8   7,7   7,8   7,7   .   7,7   7,6   7,7   7,8   .   . 
Schweden   6,2   8,3   8,4   8,3   7,9   7,7   7,5   7,6   7,7   7,4   7,7   7,4   7,4 
Dänemark   3,3   6,1   7,4   7,4   7,7   7,6   7,3   7,6   7,6   7,3   7,4   7,3   7,1 

Schweiz1)   3,2   4,1   4,3   4,5   3,9   3,9   .   .   .   .   .   .   . 
Norwegen   2,5   3,1   3,5   3,5   3,5   3,2   3,3   3,2   3,2   3,4   3,3   3,3   . 
Polen   7,2   8,2   9,6   9,5   9,6   9,4   9,5   9,3   9,4   9,5   9,5   9,5   9,4 
Ungarn   7,8   10,0   11,2   11,1   11,0   11,0   10,1   10,9   10,6   10,3   10,0   9,9   9,7 
Tschechien   4,4   6,7   7,3   7,1   7,1   6,9   6,5   6,9   6,7   6,6   6,5   6,5   6,4 
Slowakei   9,5   12,0   14,4   14,3   14,0   13,5   13,4   13,5   13,4   13,4   13,4   13,4   13,4 

Q: Eurostat, OECD.  1) Nationale Definition. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 2: Verbraucherpreise 
 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Verbraucherpreisindex              
OECD insgesamt  + 3,7  + 0,5  + 1,9  + 1,6  + 1,9  + 2,3  + 3,0  + 2,3  + 2,6  + 2,9  + 3,1  + 3,0  + 3,1 

USA  + 3,8  – 0,3  + 1,6  + 1,2  + 1,2  + 2,1  + 3,5  + 2,1  + 2,7  + 3,2  + 3,6  + 3,6  + 3,7 
Japan  + 1,4  – 1,3  – 0,7  – 1,0  – 0,3  – 0,5  – 0,4  – 0,5  – 0,5  – 0,5  – 0,4  – 0,4  + 0,2 
Kanada  + 2,4  + 0,3  + 1,8  + 1,8  + 2,3  + 2,6  + 3,4  + 2,2  + 3,3  + 3,3  + 3,7  + 3,1  + 2,7 

Harmonisierter VPI              
EU  + 3,7  + 1,0  + 2,1  + 2,1  + 2,5  + 2,9  + 3,2  + 2,9  + 3,1  + 3,3  + 3,2  + 3,1  + 2,9 

Euro-Raum  + 3,3  + 0,3  + 1,6  + 1,8  + 2,1  + 2,5  + 2,8  + 2,4  + 2,6  + 2,9  + 2,7  + 2,7  + 2,6 
Deutschland  + 2,8  + 0,2  + 1,2  + 1,2  + 1,6  + 2,2  + 2,5  + 2,2  + 2,3  + 2,7  + 2,4  + 2,4  + 2,6 
Frankreich  + 3,2  + 0,1  + 1,7  + 1,8  + 1,9  + 2,0  + 2,2  + 1,8  + 2,2  + 2,2  + 2,2  + 2,3  + 2,1 
Italien  + 3,5  + 0,8  + 1,6  + 1,7  + 2,0  + 2,3  + 2,9  + 2,1  + 2,8  + 2,9  + 3,0  + 3,0  + 2,1 
Spanien  + 4,1  – 0,2  + 2,0  + 2,0  + 2,5  + 3,2  + 3,3  + 3,4  + 3,3  + 3,5  + 3,4  + 3,0  + 3,0 
Niederlande  + 2,2  + 1,0  + 0,9  + 1,3  + 1,5  + 2,0  + 2,4  + 2,0  + 2,0  + 2,2  + 2,4  + 2,5  + 2,9 
Belgien  + 4,5  – 0,0  + 2,3  + 2,6  + 3,2  + 3,5  + 3,3  + 3,5  + 3,5  + 3,3  + 3,1  + 3,4  + 4,0 
Österreich  + 3,2  + 0,4  + 1,7  + 1,7  + 2,0  + 3,0  + 3,7  + 3,1  + 3,3  + 3,7  + 3,7  + 3,7  + 3,8 
Portugal  + 2,7  – 0,9  + 1,4  + 2,0  + 2,3  + 3,7  + 3,7  + 3,5  + 3,9  + 4,0  + 3,7  + 3,3  + 3,0 
Finnland  + 3,9  + 1,6  + 1,7  + 1,3  + 2,5  + 3,4  + 3,4  + 3,5  + 3,5  + 3,4  + 3,4  + 3,4  + 3,7 
Griechenland  + 4,2  + 1,3  + 4,7  + 5,6  + 5,1  + 4,5  + 3,3  + 4,2  + 4,3  + 3,7  + 3,1  + 3,1  + 2,1 
Irland  + 3,1  – 1,7  – 1,6  – 1,2  – 0,6  + 0,8  + 1,3  + 0,9  + 1,2  + 1,5  + 1,2  + 1,1  + 1,0 
Luxemburg  + 4,1  + 0,0  + 2,8  + 2,7  + 2,9  + 3,8  + 3,9  + 3,9  + 4,0  + 4,0  + 3,8  + 3,8  + 3,2 

Großbritannien  + 3,6  + 2,2  + 3,3  + 3,1  + 3,4  + 4,1  + 4,4  + 4,3  + 4,1  + 4,5  + 4,5  + 4,2  + 4,5 
Schweden  + 3,3  + 1,9  + 1,9  + 1,3  + 1,8  + 1,3  + 1,7  + 1,2  + 1,4  + 1,8  + 1,7  + 1,5  + 1,6 
Dänemark  + 3,6  + 1,1  + 2,2  + 2,3  + 2,5  + 2,6  + 2,9  + 2,6  + 2,5  + 2,8  + 3,1  + 2,9  + 3,0 
Schweiz  + 2,3  – 0,7  + 0,6  + 0,3  + 0,3  + 0,5  + 0,3  + 0,5  + 1,0  + 0,1  + 0,3  + 0,6  + 0,3 
Norwegen  + 3,4  + 2,3  + 2,3  + 1,6  + 2,0  + 1,3  + 1,4  + 1,1  + 0,9  + 1,3  + 1,6  + 1,3  + 1,5 
Polen  + 4,2  + 4,0  + 2,7  + 2,1  + 2,7  + 3,6  + 4,0  + 3,3  + 4,0  + 4,1  + 4,3  + 3,7  + 3,6 
Ungarn  + 6,0  + 4,0  + 4,7  + 3,6  + 4,3  + 4,3  + 3,9  + 4,2  + 4,6  + 4,4  + 3,9  + 3,5  + 3,1 
Tschechien  + 6,3  + 0,6  + 1,2  + 1,6  + 2,0  + 1,9  + 1,8  + 1,9  + 1,9  + 1,6  + 2,0  + 1,9  + 1,9 
Slowakei  + 3,9  + 0,9  + 0,7  + 1,0  + 1,1  + 3,5  + 4,1  + 3,5  + 3,8  + 3,9  + 4,2  + 4,1  + 3,8 

Q: Statistik Austria, OECD. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
 
Übersicht 3: Saisonbereinigte Konjunkturindikatoren für die Sachgütererzeugung in der EU 

 2008 2009 2010 2011 
 III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Salden aus positiven und negativen Meldungen, in % der befragten Unternehmen               

Auftragsbestände  – 12  – 27  – 48  – 60  – 63  – 52  – 44  – 33  – 21  – 15  – 6  – 2  – 6 
Exportauftragsbestände  – 8  – 23  – 46  – 61  – 63  – 51  – 43  – 31  – 22  – 13  – 2  – 1  – 6 
Fertigwarenlager  + 10  + 15  + 21  + 22  + 16  + 9  + 5  + 1  + 1  + 2  + 0  + 0  + 5 
Produktionserwartungen  + 2  – 14  – 30  – 26  – 12  + 1  + 7  + 13  + 11  + 17  + 20  + 17  + 11 
Verkaufspreiserwartungen  + 24  + 8  – 10  – 12  – 13  – 8  – 5  + 5  + 5  + 9  + 19  + 24  + 11 
Q: Europäische Kommission (DG-ECFIN). • E-Mail-Adresse: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at 
 
Übersicht 4: Dreimonatszinssatz 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli August 
 In %               

USA   3,0   0,6   0,3   0,3   0,3   0,3   0,2   0,3   0,2   0,2   0,2   0,2   . 
Japan   0,7   0,3   0,2   0,1   0,1   0,1   .   0,1   0,1   0,1   .   .   . 
Kanada   3,3   0,7   0,8   0,9   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,1               
Euro-Raum   4,6   1,2   0,8   0,9   1,0   1,1   1,4   1,2   1,3   1,4   1,5   1,6   1,5               
Großbritannien   5,5   1,2   0,7   0,8   0,8   0,8   0,8   0,8   0,8   0,8   0,9   0,9   . 
Schweden   3,9   0,4   0,5   0,5   1,1   1,7   1,9   1,7   1,8   1,9   1,9   .   . 
Dänemark   4,9   1,8   0,7   0,6   0,8   0,9   1,1   0,9   1,0   1,1   1,2   1,3   1,2 
Schweiz   2,5   0,4   0,2   0,2   0,2   0,2   0,2   0,2   0,2   0,2   0,2   0,2   0,0 
Norwegen   6,2   2,5   2,5   2,7   2,6   2,6   2,8   2,6   2,7   2,7   2,8   2,9   3,1 
Polen   6,3   4,3   3,9   3,8   3,9   4,1   4,5   4,2   4,3   4,4   4,7   4,7   4,7 
Ungarn   8,9   9,2   6,2   6,1   6,0   6,6   6,4   6,6   6,1   6,9   6,3   6,7   7,1 
Tschechien   4,0   2,2   1,3   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   1,2   . 
Q: OECD. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
 
Übersicht 5: Sekundärmarktrendite 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli August 
 In %               

USA   4,3   4,1   4,3   3,9   4,2   4,6   4,3   4,5   4,5   4,3   4,2   4,3   3,6 
Japan   1,5   1,3   1,2   1,0   1,0   1,2   1,2   1,2   1,3   1,1   1,1   1,1   1,0 
Kanada   3,6   3,2   3,2   3,0   3,0   3,3   3,2   3,3   3,3   3,2   3,0   3,0   2,5 
Euro-Raum   4,4   4,0   3,8   3,5   3,7   4,3   4,5   4,5   4,7   4,4   4,4   4,6   4,2 

Deutschland   4,0   3,3   2,8   2,4   2,6   3,2   3,1   3,2   3,3   3,1   3,0   2,8   2,3 
Frankreich   4,2   3,6   3,1   2,8   3,0   3,5   3,5   3,6   3,7   3,5   3,4   3,3   2,9 
Italien   4,6   4,2   4,0   3,9   4,1   4,7   4,7   4,8   4,8   4,7   4,7   5,5   5,3 
Spanien   4,3   4,0   4,3   4,2   4,7   5,3   5,4   5,3   5,4   5,3   5,5   5,8   5,3 
Niederlande   4,2   3,7   3,0   2,6   2,8   3,4   3,4   3,4   3,6   3,4   3,3   3,2   2,7 
Belgien   4,4   3,9   3,4   3,1   3,6   4,1   4,2   4,1   4,2   4,2   4,1   4,3   4,1 
Österreich   4,4   3,9   3,2   2,9   3,1   3,6   3,6   3,7   3,8   3,5   3,4   3,3   2,8 
Portugal   4,5   4,2   5,3   5,5   6,3   7,3   9,7   7,8   9,1   9,5   10,6   12,0   10,8 
Finnland   4,2   3,7   3,0   2,7   2,9   3,4   3,5   3,5   3,7   3,4   3,3   3,2   2,7 
Irland   4,4   5,1   5,7   5,6   7,6   8,9   10,2   9,4   9,6   10,2   10,9   12,2   9,5 
Luxemburg   4,6   4,2   3,2   2,8   3,0   3,4   3,3   3,5   3,6   3,3   3,2   3,0   . 
Griechenland   4,8   5,1   9,1   10,7   11,0   11,8   15,5   12,4   13,9   15,9   16,6   16,2   15,9 

Großbritannien   4,5   3,7   3,6   3,2   3,3   3,7   3,4   3,6   3,6   3,4   3,3   3,1   2,8 
Schweden   3,9   3,2   2,8   2,5   2,8   3,3   3,1   3,3   3,3   3,0   2,9   2,8   2,2 
Dänemark   4,3   3,7   2,9   2,5   2,7   3,3   3,4   3,5   3,6   3,3   3,2   3,0   2,5 
Schweiz   2,9   2,2   1,6   1,4   1,6   1,9   1,9   1,9   2,1   1,9   1,7   .   . 
Norwegen   4,5   4,0   3,5   3,3   3,4   3,8   3,5   3,8   3,8   3,5   3,4   .   . 
Q: OeNB, OECD. Rendite langfristiger staatlicher Schuldverschreibungen. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Wechselkurse 
Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. April Mai Juni Juli August 
 Fremdwährung je Euro 

             
Dollar   1,47   1,39   1,33   1,29   1,36   1,37   1,44   1,44   1,43   1,44   1,43   1,43 
Yen   152,33   130,23   116,46   110,68   112,16   112,52   117,55   120,42   116,47   115,75   113,26   110,43 
Schweizer Franken   1,59   1,51   1,38   1,33   1,32   1,29   1,25   1,30   1,25   1,21   1,18   1,12 
Pfund Sterling   0,80   0,89   0,86   0,83   0,86   0,85   0,88   0,88   0,88   0,89   0,88   0,88 
Schwedische Krone   9,62   10,62   9,55   9,38   9,22   8,86   9,01   8,97   8,96   9,11   9,13   9,17 
Dänische Krone   7,46   7,45   7,45   7,45   7,45   7,45   7,46   7,46   7,46   7,46   7,46   7,45 
Tschechische Krone   24,96   26,45   25,29   24,93   24,78   24,37   24,32   24,30   24,38   24,29   24,33   24,27 
Estnische Krone   15,65   15,65   15,65   15,65   15,65   .   .   .   .   .   .   . 
Lettischer Lats   0,70   0,71   0,71   0,71   0,71   0,70   0,71   0,71   0,71   0,71   0,71   0,71 
Litauische Litas   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45   3,45 
Ungarischer Forint   251,74   280,54   275,36   282,43   275,71   272,46   266,37   265,29   266,96   266,87   267,68   272,37 
Polnischer Zloty   3,52   4,33   3,99   4,01   3,97   3,94   3,96   3,97   3,94   3,97   4,00   4,12 
Neuer Rumänischer Leu   3,68   4,24   4,21   4,26   4,29   4,22   4,14   4,10   4,11   4,19   4,24   4,25 
Bulgarischer Lew   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96   1,96 
             
Effektiver Wechselkursindex Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Nominell  + 1,2  + 0,9  – 2,5  – 3,3  – 3,1  – 1,6  + 1,1  + 0,4  + 1,1  + 1,8  + 0,8   . 

Industriewaren  + 1,1  + 0,7  – 2,6  – 3,4  – 3,2  – 1,7  + 1,0  + 0,3  + 1,0  + 1,7  + 0,7   . 
Real  + 0,6  + 0,4  – 2,7  – 3,4  – 3,2  – 1,3  + 1,8  + 1,1  + 1,8  + 2,5   .   . 

Industriewaren  + 0,6  + 0,4  – 2,7  – 3,5  – 3,3  – 1,3  + 1,7  + 1,0  + 1,8  + 2,4   .   . 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at  

 

Weltmarkt-Rohstoffpreise 
Übersicht 7: HWWI-Index 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli August 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Auf Dollarbasis  + 31,7  – 34,4  + 29,0  + 14,6  + 17,1  + 30,9  + 38,1  + 36,5  + 35,6  + 40,0  + 38,9  + 39,8  + 29,7 

Ohne Energierohstoffe  + 6,4  – 23,4  + 30,1  + 25,5  + 27,2  + 34,6  + 31,1  + 33,4  + 28,3  + 31,9  + 33,4  + 26,3  + 19,2 
Auf Euro-Basis  + 21,7  – 30,4  + 36,4  + 27,1  + 27,5  + 32,5  + 22,2  + 32,3  + 25,9  + 22,7  + 17,9  + 25,2  + 16,5 

Ohne Energierohstoffe  – 1,6  – 18,9  + 37,2  + 39,1  + 38,4  + 36,2  + 16,0  + 29,2  + 19,1  + 15,6  + 13,2  + 13,2  + 7,1 
Nahrungs- und Genussmittel  + 24,1  – 8,4  + 16,4  + 25,2  + 37,2  + 48,9  + 34,0  + 47,3  + 43,9  + 34,3  + 24,8  + 21,6  + 17,9 
Industrierohstoffe  – 8,7  – 22,9  + 46,5  + 44,8  + 38,9  + 31,8  + 10,1  + 23,2  + 11,6  + 9,6  + 9,2  + 10,2  + 3,3 
Energierohstoffe  + 28,2  – 32,8  + 36,3  + 24,1  + 24,9  + 31,5  + 23,7  + 33,1  + 27,6  + 24,5  + 19,0  + 28,4  + 19,1 
Rohöl  + 25,8  – 32,4  + 35,8  + 22,9  + 23,4  + 31,1  + 24,7  + 33,1  + 28,2  + 25,7  + 20,0  + 29,3  + 19,0 

Q: Hamburgisches WeltwirtschaftsInstitut. • E-Mail-Adresse: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 

 

Kennzahlen für Österreich 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 
Übersicht 8: Bruttowertschöpfung und Verwendung des Bruttoinlandsproduktes 

 2006 2007 2008 2009 2010 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis 

von Vorjahrespreisen) 
Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen      
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei  – 0,9  + 8,5  + 5,8  – 15,9  – 5,5 
Herstellung von Waren; Bergbau  + 7,6  + 8,1  + 1,3  – 15,0  + 7,2 
Energie-, Wasserversorgung; Abfallentsorgung  – 4,4  – 6,2  – 2,5  + 3,2  + 3,8 
Bauwesen  – 1,4  + 3,5  – 1,1  – 7,5  – 3,0 
Handel  + 4,1  + 1,9  – 3,0  + 0,7  + 3,1 
Verkehr  + 4,8  + 3,8  + 1,3  – 7,9  – 1,1 
Beherbergung und Gastronomie  + 3,2  + 2,5  + 3,2  – 1,5  + 1,8 
Information und Kommunikation  + 4,7  + 3,1  + 0,2  – 3,6  – 3,7 
Kredit- und Versicherungswesen  + 8,7  + 8,0  + 4,9  + 9,5  + 6,9 
Grundstücks- und Wohnungswesen  + 2,5  + 1,5  + 3,0  – 0,7  – 0,6 
Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen  + 7,0  + 6,0  + 5,8  – 5,5  + 5,0 
Öffentliche Verwaltung, Unterricht, Gesundheits- und Sozialwesen  + 2,6  + 1,2  + 2,9  – 0,1  + 0,4 
Sonstige Dienstleistungen  + 0,3  + 3,6  + 1,9  – 1,4  + 1,7 
      
Wertschöpfung der Wirtschaftsbereiche  + 4,0  + 3,8  + 1,6  – 4,2  + 2,3 
Gütersteuern  + 1,1  + 2,6  + 0,6  – 0,3  + 1,2 
Gütersubventionen  + 4,6  + 2,2  + 6,0  – 1,4  – 5,6 
      
Bruttoinlandsprodukt  + 3,7  + 3,7  + 1,4  – 3,8  + 2,3 
      
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes      
Konsumausgaben insgesamt  + 2,0  + 1,2  + 1,7  – 0,1  + 1,5 

Private Haushalte  + 1,8  + 0,9  + 0,8  – 0,3  + 2,2 
Staat  + 2,7  + 2,1  + 4,4  + 0,2  – 0,2 

Bruttoinvestitionen1)  + 1,6  + 6,7  – 1,8  – 11,9  + 3,6 
Bruttoanlageinvestitionen  + 0,5  + 3,6  + 0,7  – 8,3  + 0,1 

Ausrüstungen  + 3,2  + 8,1  + 0,9  – 9,2  + 7,1 
Bauten  + 1,8  + 6,0  + 5,8  – 5,5  + 0,5 

      
Inländische Verwendung1)  + 2,2  + 2,5  + 0,6  – 2,9  + 1,9 
Exporte  + 7,7  + 8,9  + 1,4  – 14,3  + 8,3 
Importe  + 5,2  + 7,1  – 0,0  – 13,8  + 8,0 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2011 und 2012: WIFO-Prognose (Publikation im Oktober, Quartalswerte: Publikation im Oktober).  1)  Einschließlich Vorrats-
veränderung und Nettozugang an Wertsachen.  2) Einschließlich statistischer Differenz. • E-Mail-Adresse: Christine.Kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 9: Einkommen und Produktivität 
 2006 2007 2008 2009 2010 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Nominell      
Bruttonationaleinkommen  + 5,8  + 5,9  + 4,1  – 4,3  + 4,4 

Arbeitnehmerentgelte  + 4,7  + 5,1  + 5,3  + 0,9  + 2,4 
Betriebsüberschuss und Selbständigeneinkommen  + 7,7  + 6,3  + 0,9  – 8,1  + 6,7 

Abschreibungen  + 3,9  + 4,5  + 5,1  + 2,5  + 3,4 
Nettonationaleinkommen  + 5,8  + 5,9  + 4,1  – 4,3  + 4,4 
Verfügbares Nettonationaleinkommen  + 5,9  + 6,1  + 3,9  – 4,5  + 4,4 
      
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen)      
Bruttonationaleinkommen  + 3,3  + 3,0  + 1,6  – 4,3  + 1,5 
Abschreibungen  + 1,9  + 1,9  + 2,0  + 1,1  + 0,7 
Nettonationaleinkommen  + 3,5  + 3,2  + 1,6  – 5,3  + 1,7 
Verfügbares Nettonationaleinkommen  + 3,6  + 3,5  + 1,4  – 5,5  + 1,6 
      
Gesamtwirtschaftliche Produktivität      
BIP real je Erwerbstätigen  + 2,0  + 1,8  – 0,7  – 2,9  + 1,5 
      
BIP nominell Mrd. € 259,03 274,02 282,75 274,82 286,20 

Je Einwohner in € 31.330 33.011 33.916 3.2861 34.121 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2011 und 2012: WIFO-Prognose (Publikation im Oktober, Quartalswerte: Publikation im Oktober). • E-Mail-Adresse: 
Christine.Kaufmann@ wifo.ac.at 

 

Zahlungsbilanz 
Übersicht 10: Leistungsbilanz 

 2006 2007 2008 2009 2010 2009 2010 2011 
      II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Mrd. € 

              
Leistungsbilanz  + 7,26  + 9,62  + 13,76  + 8,53  + 7,76  + 0,53  + 0,84  + 3,00  + 3,65  + 0,54  + 0,53  + 3,04  + 3,83 

Güter  + 0,33  + 1,30  – 0,57  – 2,33  – 3,21  – 0,34  – 0,52  – 0,79  – 1,17  – 0,36  – 0,88  – 0,80  – 1,31 
Dienstleistungen  + 9,72  + 11,16  + 14,25  + 12,85  + 13,33  + 1,65  + 1,88  + 3,61  + 5,91  + 1,90  + 1,98  + 3,54  + 6,02 
Einkommen  – 1,48  – 1,62  + 1,69  – 0,27  – 0,29  – 0,30  + 0,11  – 0,13  – 0,12  – 0,44  + 0,16  + 0,10  + 0,09 
Laufende Transfers  – 1,31  – 1,23  – 1,61  – 1,72  – 2,07  – 0,48  – 0,63  + 0,31  – 0,98  – 0,55  – 0,74  + 0,20  – 0,97 

Vermögensübertragungen  – 0,80  + 0,20  – 0,04  + 0,22  + 0,35  – 0,01  – 0,01  + 0,27  + 0,54  – 0,11  – 0,03  – 0,04  – 0,06 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at  

 

Übersicht 11: Kapitalbilanz 
 2006 2007 2008 2009 2010 2009 2010 2011 
      II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Mrd. € 

              
Kapitalbilanz  – 7,94  – 11,50  – 14,97  – 9,41  – 3,72  – 0,56  – 4,66  – 0,10  – 4,17  + 2,62  – 0,25  – 1,92  – 8,65 

Direktinvestitionen im Ausland  – 6,89  – 51,09  – 20,01  – 5,92  + 15,76  + 3,86  – 1,77  – 4,58  – 3,38  – 0,28  – 0,43  + 19,84  – 9,88 
Eigenkapital  – 5,33  – 23,58  – 14,48  – 5,96  – 4,17  + 1,18  – 2,41  – 2,72  – 1,48  – 0,64  – 0,39  – 1,66  – 5,79 

Direktinvestitionen in Österreich  + 3,22  + 45,61  + 4,62  + 6,45  – 19,53  + 0,04  + 1,99  + 2,92  + 3,55  + 5,00  – 4,13  – 23,96  + 5,95 
Eigenkapital  + 0,45  + 4,26  + 7,14  + 1,76  + 2,59  + 0,32  + 0,62  – 0,06  + 2,38  + 6,01  – 5,89  + 0,10  + 4,13 

Ausländische Wertpapiere  – 26,93  – 13,46  + 9,52  – 3,15  – 6,44  – 0,31  – 2,66  – 1,91  – 4,78  + 1,98  – 3,53  – 0,10  – 3,70 
Anteilspapiere  – 6,58  – 0,55  + 5,80  – 4,38  – 7,19  – 2,18  – 1,60  – 0,78  – 2,05  – 0,15  – 1,51  – 3,48  – 1,64 
Verzinsliche Wertpapiere  – 20,34  – 12,91  + 3,71  + 1,23  + 0,75  + 1,87  – 1,06  – 1,13  – 2,72  + 2,13  – 2,02  + 3,37  – 2,06 

Inländische Wertpapiere  + 38,43  + 36,12  + 17,01  – 3,68  – 1,19  + 4,90  – 3,71  – 3,27  – 3,53  + 2,41  + 1,13  – 1,20  + 6,68 
Anteilspapiere  + 8,46  + 2,63  – 4,77  + 0,07  – 0,21  – 0,51  + 0,41  + 0,94  – 0,25  – 0,17  + 0,15  + 0,06  + 0,88 
Verzinsliche Wertpapiere  + 29,96  + 33,49  + 21,78  – 3,75  – 0,98  + 5,41  – 4,13  – 4,21  – 3,29  + 2,59  + 0,98  – 1,26  + 5,80 

Sonstige Investitionen  – 15,43  – 26,11  – 26,98  – 6,04  + 8,57  – 9,01  + 0,27  + 6,74  + 3,34  – 5,40  + 6,69  + 3,94  – 8,12 
Finanzderivate  – 0,86  – 0,72  + 0,28  + 0,55  + 0,20  – 0,40  + 1,13  – 0,24  + 0,75  – 0,76  + 0,41  – 0,20  + 0,96 
Offizielle Währungsreserven  + 0,50  – 1,86  + 0,59  + 2,37  – 1,10  + 0,36  + 0,09  + 0,25  – 0,13  – 0,33  – 0,39  – 0,24  – 0,55 

Statistische Differenz  + 1,49  + 1,68  + 1,25  + 0,66  – 4,39  + 0,05  + 3,84  – 3,17  – 0,01  – 3,05  – 0,25  – 1,08  + 4,88 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 

 

Tourismus 
Übersicht 12: Übernachtungen 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
In allen Unterkunftsarten  + 4,3  – 1,9  + 0,5  + 1,4  – 0,6  – 0,3  + 1,9  – 6,7  + 3,0  – 3,0  – 11,3  + 16,0  – 0,7 
Inländer  + 2,6  + 1,7  + 1,7  + 0,9  + 1,8  – 1,2  + 2,8  + 8,9  – 8,7  + 5,0  – 3,4  + 6,5  – 1,4 
Ausländer  + 5,0  – 3,2  – 0,0  + 1,6  – 1,7  – 0,1  + 1,4  – 10,6  + 6,5  – 6,6  – 16,4  + 21,4  – 0,5 

Aus Deutschland  + 4,1  – 2,6  – 1,4  – 0,8  – 3,1  – 5,1  – 0,3  – 16,3  – 6,9  – 12,1  – 27,5  + 28,7  – 2,8 
Aus den Niederlanden  + 5,2  – 1,2  – 4,0  – 1,6  – 10,9  + 2,5  – 2,2  – 16,5  + 55,5  – 9,1  – 18,8  + 10,4  + 0,0 
Aus Italien  – 2,5  + 1,2  + 0,2  + 0,7  – 1,5  + 3,2  + 3,1  – 10,9  + 9,1  – 1,4  – 5,5  + 16,6  – 0,4 
Aus der Schweiz  – 3,8  + 2,2  + 4,3  + 2,7  + 9,5  + 13,8  + 10,0  + 6,8  + 17,6  + 16,7  – 20,6  + 34,1  + 9,0 
Aus Großbritannien  – 0,3  – 16,7  – 0,3  + 10,2  – 2,6  – 2,3  – 10,2  + 6,6  – 14,4  – 4,8  – 14,1  – 14,4  – 7,1 
Aus den USA  – 17,8  – 7,4  + 11,9  + 17,9  + 6,6  + 9,9  + 1,7  + 11,7  + 0,5  + 26,6  – 3,5  – 3,9  – 23,4 
Aus Japan  – 10,3  – 0,5  + 1,3  + 1,4  – 5,6  + 6,0  – 3,7  + 20,2  – 9,0  – 4,8  – 6,9  + 0,2  + 12,6 

Q: Statistik Austria. • E-Mail-Adresse: Susanne.Markytan@wifo.ac.at 
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Übersicht 13: Zahlungsströme im internationalen Tourismus 
 2006 2007 2008 2009 2010 2009 2010 2011 
      II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. 
 Mio. € 

              
Exporte   15.144   15.486   16.512   15.391   15.710   2.623   4.002   3.033   5.907   2.582   4.132   3.089   6.114 

Einnahmen i. e. S.   13.255   13.642   14.677   13.913   14.078   2.241   3.578   2.704   5.544   2.158   3.693   2.683   . 
Personentransport   1.889   1.844   1.835   1.478   1.632   382   424   329   363   424   439   406   . 

Importe   9.308   9.351   9.452   9.144   9.293   2.452   3.540   1.506   1.650   2.303   3.780   1.560   1.617 
Ausgaben i. e. S.   7.641   7.699   7.719   7.745   7.716   2.084   3.165   1.168   1.285   1.911   3.359   1.161   . 
Personentransport   1.667   1.652   1.733   1.399   1.577   368   375   338   365   392   421   399   . 

Saldo   5.836   6.135   7.060   6.247   6.417   171   462   1.527   4.257   279   352   1.529   4.497 
Ohne Personentransport   5.614   5.943   6.958   6.168   6.362   157   413   1.536   4.259   247   334   1.522   . 

Q: OeNB, WIFO. • E-Mail-Adresse: Susanne.Markytan@wifo.ac.at  
Übersicht 14: Hauptergebnisse des Tourismus-Satellitenkontos (TSA) 

 2000 2006 2007 2008 2009 
 Mio. € 

Touristische Nachfrage      
Ausgaben ausländischer Besucher   11.861   14.722   15.054   16.052   14.959 

Übernachtende Touristen   10.359   12.678   12.826   13.327   12.353 
Tagesbesucher   1.466   2.044   2.227   2.725   2.606 

Ausgaben inländischer Besucher   10.474   13.156   13.659   14.329   13.898 
Urlaubsreisende   8.651   10.840   11.111   11.549   11.632 

Übernachtende Touristen1)   5.263   6.803   7.052   7.237   7.232 
Tagesbesucher   3.388   4.037   4.059   4.312   4.399 

Geschäftsreisende   1.823   2.316   2.548   2.780   2.266 
Übernachtende Touristen   1.047   1.442   1.599   1.781   1.390 
Tagesbesucher   776   874   949   999   876 

Ausgaben der Inländer in Wochenendhäusern und Zweitwohnungen   86   101   102   105   108 
Gesamtausgaben (Urlaubs- und Geschäftsreisende, einschließlich 
Verwandten- und Bekanntenbesuche)   22.421   27.979   28.815   30.486   28.965 
Q: Statistik Austria, WIFO. 2000 bis 2008: endgültig (revidiert), 2009: vorläufig. Zur Methodik siehe Smeral, E., Franz, A., Laimer, P., "Ein Tourismus-
satellitenkonto für Österreich. Ökonomische Zusammenhänge, Methoden und Hauptergebnisse", WIFO-Monatsberichte, 2002, 75(1), S. 29-37, 
http://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/21031.  1) Einschließlich Aufwendungen im Zuge von Kuraufenthalten. • E-Mail-Adresse: Susanne.Markytan 
@wifo.ac.at   
Übersicht 15: Die volkswirtschaftliche Bedeutung von Tourismus und Freizeitwirtschaft 

 2000 2006 2007 2008 2009 2000 2006 2007 2008 2009 
 Mio. € Anteile am BIP in % 

Tourismus-Satellitenkonto           
Direkte Wertschöpfung des Tourismus laut TSA           

Ohne Dienst- und Geschäftsreisen   10.207   12.452   13.037   13.795   13.800   4,9   4,8   4,8   4,9   5,0 
Einschließlich Dienst- und Geschäftsreisen   11.102   13.309   14.106   15.062   14.888   5,3   5,2   5,2   5,3   5,4 

           
 Mio. € Beitrag zum BIP in % 

TSA-Erweiterungen           
Direkte und indirekte Wertschöpfung            

Tourismus (ohne Dienst- und Geschäftsreisen)   16.086   20.041   20.512   21.636   20.849   7,8   7,8   7,5   7,6   7,6 
Freizeitkonsum der Inländer am Wohnort   15.372   19.195   20.194   20.583   20.905   7,4   7,5   7,4   7,3   7,6 
Tourismus und Freizeitwirtschaft in Österreich   31.458   39.236   40.706   42.219   41.754   15,2   15,3   15,0   14,9   15,2 

Q: Statistik Austria, WIFO. 2000 bis 2008: endgültig (revidiert), 2009: vorläufig. • E-Mail-Adresse: Susanne.Markytan@wifo.ac.at 
 

Außenhandel 
Übersicht 16: Warenexporte 

 2010 2011 2010 2011 2008 2009 2010 2011 2011 
  Juni1)  Juni1)    Juni1) Februar März April Mai Juni 
 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Insgesamt   109,4   60,5   100,0   100,0  + 2,5  – 20,2  + 16,7  + 17,2  + 25,3  + 19,9  + 12,3  + 21,8  + 1,9 
              
Intra-EU 27   77,1   42,6   70,5   70,4  + 2,0  – 21,5  + 16,0  + 15,5  + 22,6  + 19,7  + 11,3  + 19,9  + 0,2 

Intra-EU 15   59,7   32,8   54,6   54,3  + 0,0  – 20,0  + 16,4  + 14,0  + 21,1  + 18,1  + 9,9  + 19,0  – 2,0 
Deutschland   34,5   18,9   31,6   31,2  + 1,6  – 16,7  + 18,3  + 14,2  + 25,4  + 18,0  + 10,4  + 16,8  – 3,2 
Italien   8,6   4,8   7,8   7,9  – 1,4  – 24,8  + 13,0  + 14,8  + 18,9  + 17,2  + 11,9  + 24,6  – 4,5 

12 neue EU-Länder   17,4   9,8   16,0   16,1  + 8,9  – 26,3  + 14,6  + 20,7  + 28,1  + 25,3  + 15,8  + 23,0  + 8,4 
MOEL 5   14,7   8,3   13,5   13,7  + 8,2  – 24,4  + 15,9  + 22,2  + 29,9  + 26,4  + 15,3  + 25,4  + 10,3 

Ungarn   3,3   1,8   3,1   3,0  + 5,2  – 30,8  + 14,7  + 17,6  + 15,9  + 23,5  + 13,1  + 26,3  + 8,6 
Tschechien   4,1   2,4   3,8   4,0  + 7,7  – 22,1  + 20,8  + 25,8  + 41,0  + 35,0  + 14,8  + 25,6  + 6,5 

Baltikum   0,3   0,2   0,3   0,3  – 11,4  – 47,0  + 30,7  + 49,2  + 63,4  + 82,7  + 42,6  + 44,8  + 19,1 
Extra-EU 27   32,2   17,9   29,5   29,6  + 3,7  – 16,8  + 18,4  + 21,6  + 32,1  + 20,4  + 14,9  + 26,5  + 6,2 

Extra-EU 15   49,7   27,7   45,4   45,7  + 5,6  – 20,5  + 17,0  + 21,3  + 30,7  + 22,1  + 15,2  + 25,3  + 6,9 
Südosteuropa   2,1   1,1   2,0   1,8  + 7,1  – 23,1  + 1,9  + 9,2  + 11,5  + 10,1  + 3,3  + 19,8  – 6,5 
GUS   3,9   2,2   3,5   3,6  + 17,4  – 30,7  + 20,3  + 28,2  + 57,4  + 15,8  + 33,4  + 25,2  + 12,4 
Industriestaaten Übersee   8,5   5,1   7,8   8,4  – 6,2  – 22,5  + 23,2  + 28,1  + 43,3  + 29,5  + 12,0  + 37,2  + 7,2 

USA   5,0   3,1   4,5   5,1  – 9,9  – 22,4  + 22,9  + 33,9  + 55,1  + 36,9  + 10,2  + 39,1  + 16,3 
OPEC   2,0   1,0   1,8   1,7  + 10,8  – 16,9  – 1,3  + 14,0  + 12,5  + 7,3  + 1,7  + 38,8  – 4,8 
NOPEC   8,8   4,8   8,0   7,9  + 13,1  – 6,5  + 25,0  + 18,3  + 28,7  + 22,1  + 6,0  + 17,4  + 9,0 

              
Agrarwaren   7,5   4,3   6,8   7,1  + 8,9  – 10,1  + 8,6  + 20,9  + 20,6  + 19,8  + 19,2  + 29,8  + 14,4 
Roh- und Brennstoffe   7,2   4,0   6,6   6,6  + 11,1  – 23,0  + 21,2  + 19,6  + 31,2  + 22,4  + 3,8  + 24,4  + 4,6 
Industriewaren   94,7   52,2   86,6   86,3  + 1,4  – 20,8  + 17,0  + 16,7  + 25,3  + 19,7  + 12,5  + 20,9  + 0,8 

Chemische Erzeugnisse   14,2   7,8   13,0   12,9  + 6,3  – 6,1  + 16,9  + 13,2  + 20,8  + 19,3  + 15,6  + 10,1  – 3,6 
Bearbeitete Waren   25,2   14,5   23,0   24,0  + 4,4  – 26,3  + 19,3  + 21,3  + 30,3  + 23,8  + 14,6  + 25,0  + 7,7 
Maschinen, Fahrzeuge   41,4   22,9   37,8   37,9  – 2,1  – 24,3  + 17,2  + 18,0  + 25,7  + 20,2  + 11,7  + 27,9  + 0,7 
Konsumnahe Fertigwaren   12,9   6,5   11,8   10,8  + 3,7  – 11,4  + 9,0  + 10,9  + 18,9  + 8,7  + 5,4  + 19,6  – 0,7 

Q: Statistik Austria. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert.  1) Kumuliert. • E-Mail-Adressen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan 
@wifo.ac.at 
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Übersicht 17: Warenimporte 
 2010 2011 2010 2011 2008 2009 2010 2011 2011 
  Juni1)  Juni1)    Juni1) Februar März April Mai Juni 
 Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Insgesamt   113,7   63,7   100,0   100,0  + 4,7  – 18,4  + 16,5  + 18,9  + 24,9  + 19,3  + 14,7  + 22,8  + 5,0               
Intra-EU 27   82,3   46,0   72,5   72,2  + 3,2  – 19,0  + 15,5  + 18,2  + 23,2  + 17,6  + 13,1  + 24,5  + 6,3 

Intra-EU 15   67,8   37,4   59,7   58,7  + 1,5  – 18,4  + 12,9  + 16,1  + 19,8  + 15,9  + 10,2  + 24,3  + 4,7 
Deutschland   44,9   24,4   39,5   38,3  + 2,1  – 17,9  + 12,6  + 15,0  + 18,4  + 16,5  + 8,2  + 23,2  + 3,3 
Italien   7,7   4,3   6,8   6,7  + 4,9  – 19,9  + 16,0  + 16,4  + 24,0  + 13,5  + 11,1  + 23,1  + 6,6 

12 neue EU-Länder   14,5   8,6   12,8   13,5  + 13,0  – 22,2  + 29,2  + 28,3  + 40,3  + 26,1  + 26,9  + 25,5  + 13,5 
MOEL 5   13,1   7,7   11,5   12,2  + 12,7  – 22,6  + 28,2  + 27,6  + 38,7  + 24,9  + 26,7  + 26,7  + 12,5 

Ungarn   3,1   1,8   2,8   2,7  + 14,8  – 27,6  + 34,0  + 22,5  + 19,7  + 28,8  + 25,4  + 17,3  + 4,0 
Tschechien   4,2   2,5   3,7   3,9  + 16,5  – 20,2  + 23,8  + 25,1  + 34,2  + 27,3  + 26,0  + 24,3  + 8,1 

Baltikum   0,1   0,1   0,1   0,1  + 0,5  + 2,2  + 0,5  + 10,2  + 10,9  – 5,3  – 1,8  + 42,8  + 5,1 
Extra-EU 27   31,3   17,7   27,5   27,8  + 8,8  – 16,7  + 19,1  + 20,7  + 29,4  + 23,8  + 19,3  + 18,3  + 1,8 

Extra-EU 15   45,8   26,3   40,3   41,3  + 10,1  – 18,4  + 22,1  + 23,1  + 32,7  + 24,6  + 21,8  + 20,6  + 5,5 
Südosteuropa   1,1   0,7   1,0   1,1  + 16,1  – 23,4  + 16,1  + 31,8  + 53,3  + 45,8  + 33,1  + 29,7  + 2,5 
GUS   4,1   2,8   3,6   4,4  + 28,3  – 24,0  + 28,9  + 43,9  + 30,0  + 70,6  + 60,0  + 48,4  + 44,5 
Industriestaaten Übersee   6,2   3,4   5,4   5,3  – 6,7  – 22,3  + 20,1  + 15,1  + 19,5  + 19,3  + 13,2  + 12,6  + 16,7 

USA   3,3   1,7   2,9   2,7  – 9,0  – 24,8  + 27,3  + 16,3  + 29,3  + 13,7  + 13,6  + 15,0  + 32,3 
OPEC   1,7   1,2   1,5   1,8  + 39,1  – 57,1  + 30,0  + 80,1  + 65,1  + 12,8  – 2,4  + 139,4  + 136,4 
NOPEC   10,5   5,7   9,2   9,0  + 3,9  – 11,7  + 20,5  + 21,1  + 28,4  + 18,3  + 11,0  + 23,8  + 10,0               

Agrarwaren   7,9   4,2   7,0   6,7  + 10,0  – 5,1  + 7,5  + 14,2  + 17,2  + 12,2  + 13,1  + 22,1  + 5,6 
Roh- und Brennstoffe   18,0   11,1   15,8   17,4  + 22,0  – 29,9  + 30,5  + 33,2  + 38,3  + 38,1  + 21,6  + 35,3  + 26,3 
Industriewaren   87,8   48,3   77,2   75,9  + 1,2  – 17,1  + 14,8  + 16,4  + 23,0  + 16,4  + 13,3  + 20,3  + 1,1 

Chemische Erzeugnisse   14,4   8,1   12,7   12,7  + 4,5  – 8,4  + 18,1  + 15,1  + 19,0  + 13,5  + 11,5  + 19,5  + 5,7 
Bearbeitete Waren   18,1   10,9   15,9   17,1  + 0,7  – 26,1  + 21,3  + 28,2  + 39,0  + 29,8  + 19,9  + 34,3  + 11,4 
Maschinen, Fahrzeuge   37,0   20,2   32,5   31,6  – 1,5  – 21,5  + 14,6  + 16,0  + 19,8  + 15,4  + 11,5  + 21,8  + 3,4 
Konsumnahe Fertigwaren   16,5   8,5   14,5   13,3  + 1,3  – 7,3  + 10,2  + 11,9  + 13,1  + 11,4  + 7,9  + 21,5  + 1,5 

Q: Statistik Austria. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert.  1) Kumuliert. • E-Mail-Adressen: Irene.Langer@wifo.ac.at, Gabriele.Wellan 
@wifo.ac.at 
 
Zinssätze 
Übersicht 18: Kurz- und langfristige Zinssätze 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. April Mai Juni Juli August 

Geld- und Kapitalmarktzinssätze In % 
Basiszinssatz   3,2   0,7   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4   0,4   0,7   0,9 
Taggeldsatz   3,9   0,7   0,4   0,3   0,5   0,6   0,7   1,0   1,0   1,0   1,1   1,0   0,9 
Dreimonatszinssatz   4,6   1,2   0,8   0,7   0,9   1,0   1,1   1,4   1,3   1,4   1,5   1,6   1,5 
Sekundärmarktrendite              

Benchmark   4,4   3,9   3,2   3,3   2,9   3,1   3,6   3,6   3,8   3,5   3,4   3,3   2,8 
Insgesamt   4,2   3,3   2,5   2,5   2,2   2,3   2,8   3,0   3,1   3,0   2,8   2,8   2,3               

Sollzinssätze der inländischen Kreditinstitute            
An private Haushalte              

Für Konsum: 1 bis 5 Jahre   6,9   5,1   4,4   4,3   4,4   4,6   4,5   4,6   4,5   4,6   4,7   5,0   . 
Für Wohnbau: Über 10 Jahre   5,6   5,3   4,7   4,7   4,7   4,5   4,5   5,0   4,9   4,9   5,0   4,6   . 

An nichtfinanzielle Unternehmen              
Bis 1 Mio. €: Bis 1 Jahr   5,5   2,8   2,4   2,3   2,4   2,5   2,6   2,8   2,8   2,8   2,9   3,1   . 
Über 1 Mio. €: Bis 1 Jahr   5,0   2,3   1,9   1,7   1,9   2,1   2,3   2,5   2,4   2,4   2,6   2,7   . 

An private Haushalte und nichtfinanzielle Unternehmen           
In Yen   2,0   1,8   1,5   1,5   1,5   1,5   1,5   1,5   1,5   1,6   1,4   1,4   . 
In Schweizer Franken   3,7   1,7   1,5   1,5   1,5   1,5   1,5   1,6   1,6   1,5   1,6   1,5   .               

Habenzinssätze der inländischen Kreditinstitute            
Einlagen von privaten Haushalten             

Bis 1 Jahr   4,3   1,6   1,1   1,0   1,0   1,2   1,3   1,6   1,5   1,6   1,7   1,7   . 
Über 2 Jahre   4,2   2,9   2,2   2,1   2,0   2,2   2,3   2,5   2,5   2,5   2,5   2,5   . 

Spareinlagen von privaten Haushalten             
Bis 1 Jahr   4,2   1,7   1,1   1,0   1,1   1,3   1,3   1,6   1,5   1,6   1,7   1,8   . 
Über 2 Jahre   4,1   2,8   2,2   2,1   2,0   2,2   2,3   2,5   2,5   2,5   2,5   2,5   . 

Q: OeNB, EZB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
 
Landwirtschaft 
Übersicht 19: Landwirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 1995 

 Ø 1994/ 
1996 

2006 2007 2008 2009 2010 Ø 1994/ 
1996 

2006 2007 2008 2009 2010 

Produktionswert  Mio. €, zu Erzeugerpreisen Mio. €, zu Herstellungspreisen 
Pflanzliche Erzeugung   2.300   2.377   2.977   2.981   2.678   2.968   2.750   2.377   2.976   2.981   2.677   2.965 
Tierische Erzeugung   2.732   2.634   2.789   3.089   2.751   2.823   2.920   2.784   2.845   3.159   2.839   2.906 
Übrige Produktion   469   536   569   581   597   592   469   536   569   581   597   592 

Erzeugung des landwirtschaftlichen 
Wirtschaftsbereichs   5.501   5.547   6.335   6.652   6.025   6.384   6.139   5.696   6.391   6.721   6.112   6.463 
Bruttowertschöpfung Landwirtschaft   2.355   2.338   2.807   2.780   2.281   2.539   2.993   2.488   2.862   2.849   2.368   2.618 
Nettowertschöpfung Landwirtschaft   .   .   .   .   .   .   1.697   1.042   1.380   1.304   768   992              

 1.000 Jahresarbeitseinheiten Veränderung gegen das Vorjahr in % 
             
Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft   193,3   157,4   154,9   152,3   152,0   149,2   .  – 3,1  – 1,6  – 1,7  – 0,2  – 1,8 
             

 Real, Ø 1994/1996 = 100 Nominell, Ø 1994/1996 = 100 
             
Faktoreinkommen je Jahresarbeitseinheit   100,0   113,2   126,5   122,5   96,4   108,3   100,0   128,7   146,7   144,8   114,8   131,5              

 Erwerbstätige zu Vollzeitäquivalenten 
(Jahresarbeitseinheiten) 

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 
             
Anteil der Landwirtschaft in %   5,8   4,4   4,2   4,1   4,1   4,0   1,9   1,1   1,2   1,1   1,0   1,0 
Q: Eurostat, NewCronos Datenbank, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen. 2010: vorläufig; Stand Jänner 2011. • 
E-Mail-Adresse: Dietmar.Weinberger@wifo.ac.at 
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Übersicht 20: Markt- und Preisentwicklung 
 Ø 1994/ 

1996 
2007 2008 2009 2010 2010 2011 2010 2011 

     II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Dezem-
ber 

Jänner Februar März 

 1.000 t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Marktentwicklung              
Milchanlieferung   2.278,0   2.659,7   2.706,5   2.708,8   2.781,1  + 2,2  + 3,9  + 3,9  + 3,8  + 3,5  + 4,1  + 4,1  + 3,4 
Marktleistung Getreide1)   .   2.435,1   3.007,7   2.645,0   2.450,5   .   .   .   .   .   .   .   . 
Marktleistung Schlachtrinder   196,5   199,7   202,7   200,4   200,1  + 0,6  – 1,8  + 4,2  + 3,2  + 2,9  + 10,3  + 4,5  – 3,8 
Marktleistung Schlachtkälber   13,0   8,5   7,4   7,3   7,6  – 3,7  + 11,4  – 3,1  – 10,4  – 11,0  – 3,4  + 4,3  – 25,0 
Marktleistung Schlachtschweine   430,5   482,1   477,7   500,6   507,1  – 1,3  + 4,3  + 1,7  + 0,9  + 1,4  + 5,9  + 2,5  – 4,5 
Marktleistung Schlachtgeflügel2)   69,1   83,4   81,9   88,9   87,5  – 2,3  – 2,8  – 3,3  – 2,0  – 1,1  + 14,0  + 4,3  – 17,6 
              

 € je t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Erzeugerpreise (ohne Umsatzsteuer)             
Milch (4% Fett, 3,3% EE)   311,5   329,5   379,4   281,8   309,0  + 7,3  + 24,0  + 17,1  + 14,3  + 15,6  + 14,4  + 14,4  + 14,2 
Qualitätsweizen3)   .   .   195,3   121,3   142,4  – 13,3  + 38,7  + 72,1  + 93,0  + 58,4  + 77,4  +120,9  + 84,0 
Jungstiere (R3)4)   .   3.026,7   3.233,3   3.166,7   3.210,0  – 0,8  + 1,1  + 8,7  + 11,8  + 12,8  + 11,0  + 12,2  + 12,2 
Schweine (Kl. E.)4)   .   1.379,2   1.549,2   1.382,5   1.377,5  – 1,9  – 3,4  + 7,5  + 8,5  + 13,5  + 5,6  + 6,0  + 13,7 
Hühner bratfertig   .   1.970,8   2.032,5   2.011,7   2.012,5  – 0,7  – 0,2  + 0,8  + 1,8  + 1,0  + 1,5  + 2,0  + 2,0 
Q: Agrarmarkt Austria, Statistik Austria, Bundesanstalt für Agrarwirtschaft, WIFO-Berechnungen.  1) Wirtschaftsjahr (Juli bis Juni); Körnermais: Oktober bis 
September.  2) Back-, Brat- und Truthühner.  3) Ab Juli 2010 vorläufig bzw. A-Konto-Zahlungen.  4) € je t Schlachtgewicht. • E-Mail-Adresse: 
Dietmar.Weinberger@wifo.ac.at  

Herstellung von Waren 

Übersicht 21: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage 
 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Jänner Februar März April Mai Juni 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %               

Produktionsindex (arbeitstägig bereinigt)             
Insgesamt  + 0,9  – 12,7  + 6,9  + 9,0  + 9,6  + 11,5  + 9,0  + 12,3  + 11,2  + 11,2  + 11,8  + 7,8  + 7,5 

Vorprodukte  + 0,8  – 13,5  + 8,3  + 9,9  + 8,7  + 11,8  + 8,2  + 11,7  + 12,1  + 11,6  + 8,0  + 9,0  + 7,6 
Kfz  – 9,1  – 23,7  + 26,9  + 22,3  + 32,6  + 32,6  + 21,1  + 30,3  + 43,4  + 25,4  + 27,5  + 19,9  + 16,3 
Investitionsgüter  + 4,4  – 17,7  + 7,0  + 12,8  + 10,5  + 13,5  + 15,1  + 18,0  + 7,9  + 15,1  + 18,5  + 14,7  + 12,5 
Konsumgüter  – 1,9  – 4,3  – 0,8  + 0,1  + 2,5  + 2,3  + 0,5  + 1,4  + 1,9  + 3,4  + 3,0  – 2,2  + 0,9 

Langlebige  – 0,8  – 3,9  – 1,4  + 3,4  + 1,2  + 3,8  – 3,0  + 3,9  – 1,5  + 8,2  + 3,1  – 9,2  – 2,1 
Nahrungs- und Genussmittel  – 1,4  – 1,5  – 0,2  + 2,0  + 3,2  + 1,9  + 3,7  + 2,5  + 1,8  + 1,6  + 3,5  + 1,2  + 6,6 
Andere Kurzlebige   – 4,1  – 9,7  – 1,1  – 7,1  + 2,3  + 1,4  – 1,9  – 3,2  + 6,0  + 1,5  + 1,9  – 0,7  – 6,6 

              
Beschäftigte   .  – 4,7  – 2,1  – 0,5  + 0,7  + 2,4   .  + 2,4  + 2,3  + 2,6  + 2,2  + 2,5   . 
Geleistete Stunden   .  – 8,1  + 0,9  + 2,5  + 2,4  + 4,5   .  + 6,7  + 3,5  + 3,5  – 0,0  + 11,9   . 
Produktion je Beschäftigten   .  – 8,3  + 9,2  + 9,6  + 8,8  + 8,9   .  + 9,7  + 8,7  + 8,4  + 9,4  + 5,1   . 
Produktion (unbereinigt) 
je geleistete Stunde   .  – 5,5  + 6,3  + 6,2  + 7,0  + 7,8   .  + 8,9  + 7,5  + 7,3  + 8,1  + 6,5   . 
              
Auftragseingänge   .  – 20,3  + 19,9  + 17,6  + 19,9  + 19,6   .  + 28,9  + 19,3  + 13,0  + 8,4  + 28,6   . 

Inland   .  – 20,6  + 8,4  + 7,0  + 7,0  + 15,7   .  + 16,7  + 20,8  + 10,9  + 0,6  + 18,0   . 
Ausland   .  – 20,1  + 24,4  + 22,0  + 24,8  + 20,9   .  + 33,5  + 18,8  + 13,6  + 11,3  + 32,6   . 

Auftragsbestand   .  – 14,3  + 5,1  + 9,8  + 12,0  + 15,1   .  + 16,1  + 15,0  + 14,3  + 11,2  + 11,4   . 
Inland   .  – 21,7  – 10,1  – 7,8  – 3,5  – 1,0   .  – 1,3  – 0,6  – 1,1  – 3,9  – 3,9   . 
Ausland   .  – 11,4  + 10,3  + 15,9  + 16,8  + 19,9   .  + 21,4  + 19,6  + 18,8  + 15,5  + 15,7   . 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Elisabeth.Neppl-Oswald@wifo.ac.at  

Übersicht 22: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests für die Sachgütererzeugung 
 2008 2009 2010 2011 
 III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. 
 Salden aus positiven und negativen Meldungen, in % der befragten Unternehmen, saisonbereinigt 

              
Auftragsbestände  – 23  – 29  – 47  – 60  – 58  – 49  – 46  – 36  – 24  – 21  – 19  – 13  – 20 
Exportauftragsbestände  – 29  – 36  – 53  – 65  – 65  – 56  – 54  – 43  – 34  – 31  – 25  – 22  – 27 
Fertigwarenlager  + 15  + 14  + 21  + 23  + 20  + 16  + 11  + 8  + 5  + 6  + 6  + 4  + 9 
Produktionserwartungen  + 6  – 9  – 23  – 17  – 5  + 3  + 3  + 10  + 14  + 12  + 16  + 15  + 11 
Verkaufspreiserwartungen  + 15  + 6  – 11  – 19  – 10  – 8  – 7  + 9  + 14  + 10  + 21  + 24  + 10 
Q: WIFO-Konjunkturtest. • E-Mail-Adresse: Eva.Jungbauer@wifo.ac.at  

Bauwirtschaft 

Übersicht 23: Produktion 
 2008 2009 2010 2010 2011 2010 2011 
    II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Dezem-

ber 
Jänner Februar März April Mai 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Produktionswert              
Hoch- und Tiefbau1)  + 12,4  – 7,5  – 4,7  – 2,6  – 3,3  – 7,7  – 5,1  – 11,2  – 16,7  – 1,2  – 0,4  + 0,4  + 16,8 

Hochbau  + 3,4  – 3,2  – 2,0  + 1,8  – 1,0  – 4,4  + 0,3  – 8,5  – 11,4  + 4,8  + 4,4  + 11,8  + 18,4 
Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 12,5  – 1,7  – 2,0  + 3,9  – 5,2  – 3,6  – 3,4  – 14,0  – 22,7  + 3,1  + 4,6  + 15,8  + 17,8 

Tiefbau  + 25,4  – 13,5  – 8,4  – 7,7  – 6,2  – 12,5  – 13,5  – 16,5  – 24,3  – 10,4  – 8,6  – 13,9  + 14,5 
Bauwesen insgesamt2)   .  – 1,5  – 2,1  – 1,1  – 0,5  – 3,3  + 0,7  – 0,8  – 7,1  + 1,2  + 5,5  + 2,9  + 15,3 

Baunebengewerbe   .  – 0,4  + 0,8  + 1,2  + 0,5  + 2,4  + 3,2  + 3,9  – 3,2  + 3,2  + 7,5  + 1,9  + 14,5 
              
Auftragsbestände   .  – 2,0  – 7,4  – 8,7  – 7,0  – 3,1  – 0,9  – 0,5  + 3,3  – 2,8  – 3,0  + 6,4  + 6,6 
Auftragseingänge   .  – 7,6  – 1,5  + 0,9  – 4,3  + 4,3  – 0,8  + 6,1  + 11,4  – 13,8  + 1,2  + 4,7  + 15,5 
Q: Statistik Austria.  1) Wert der technischen Gesamtproduktion nach dem Güteransatz (GNACE), charakteristische Produktion ohne Nebenleistungen. 
 2) Wert der abgesetzten Produktion nach dem Aktivitätsansatz (ÖNACE 2008), einschließlich Bauhilfsgewerbe, nach dem Schwerpunkt der Tätigkeit 
des Bauunternehmens. • E-Mail-Adresse: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 
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Übersicht 24: Preise und Arbeitsmarkt 
 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Baupreisindex1)              
Hoch- und Tiefbau  + 5,0  + 3,3  + 3,9  + 4,0  + 4,0  + 4,2  + 3,6   .   .   .   .   .   . 

Hochbau  + 4,8  + 2,2  + 1,8  + 2,3  + 2,3  + 2,8  + 3,1   .   .   .   .   .   . 
Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 4,7  + 2,3  + 1,8  + 2,3  + 2,3  + 2,8  + 3,1   .   .   .   .   .   . 

Tiefbau  + 5,1  + 4,6  + 6,2  + 6,0  + 5,9  + 4,8  + 3,8   .   .   .   .   .   . 
              
Arbeitsmarkt              
Beschäftigung Hoch- und Tiefbau   .  – 3,6  – 3,1  – 3,2  – 3,7  + 3,6  + 0,1  + 6,7  + 2,4  – 0,7  + 0,6  + 0,5  + 0,6 
Arbeitslose   .  + 24,6  + 0,1  – 11,6  – 2,9  – 11,9  – 11,6  – 14,3  – 19,6  – 12,7  – 12,6  – 8,8  – 4,8 
Offene Stellen  – 12,4  – 16,6  + 6,3  + 3,4  – 7,1  + 7,6  + 1,0  + 8,9  + 3,1  + 5,1  + 2,6  – 5,0  – 19,8 
Q: Statistik Austria, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich.  1) 1996 = 100. • E-Mail-Adresse: 
Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 

 

Binnenhandel 
Übersicht 25: Umsätze und Beschäftigung 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Jänner Februar März April Mai Juni 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Nettoumsätze nominell  + 4,8  – 5,6  + 7,6  + 9,0  + 8,7  + 9,1  + 6,6  + 10,6  + 11,7  + 5,9  + 5,8  + 14,1  + 0,3 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   + 1,1  – 2,9  + 4,4  + 5,0  + 8,0  + 13,6  + 8,2  + 19,4  + 19,5  + 5,7  + 7,2  + 21,1  – 2,6 
Großhandel ohne Kfz-Handel  + 6,4  – 9,5  + 10,4  + 12,0  + 11,2  + 12,0  + 7,4  + 13,5  + 14,5  + 8,8  + 5,5  + 16,2  + 1,1 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  + 3,5  + 1,2  + 4,1  + 5,2  + 4,5  + 1,9  + 4,0  + 2,4  + 3,1  + 0,3  + 5,5  + 6,3  + 0,2 

              
Nettoumsätze real  + 0,3  – 1,7  + 3,7  + 4,6  + 4,0  + 2,7  + 1,7  + 4,8  + 4,1  – 0,1  – 0,1  + 9,3  – 3,8 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   – 0,7  – 4,3  + 3,9  + 4,5  + 7,3  + 12,4  + 7,0  + 18,3  + 18,4  + 4,6  + 5,9  + 19,9  – 3,7 
Großhandel ohne Kfz-Handel  + 0,7  – 2,7  + 4,5  + 5,3  + 4,2  + 2,8  + 1,0  + 5,1  + 3,5  + 0,6  – 2,6  + 10,3  – 4,1 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  + 0,0  + 1,5  + 2,3  + 3,3  + 2,3  – 1,7  + 0,2  – 0,2  – 1,1  – 3,6  + 1,6  + 2,3  – 3,3 

              
Beschäftigte1)  + 1,0  – 1,2  + 0,5  + 0,9  + 1,5  + 1,1  + 1,5  + 1,1  + 1,2  + 1,1  + 1,5  + 1,7  + 1,5 

Kfz-Handel, Reparatur von Kfz   – 0,9  – 1,6  + 1,0  + 1,3  + 1,2  + 1,0  + 1,2  + 0,9  + 1,0  + 1,1  + 1,1  + 1,3  + 1,3 
Großhandel ohne Kfz-Handel  + 1,1  – 1,9  – 0,1  + 0,7  + 0,7  + 0,7  + 1,1  + 0,5  + 0,8  + 0,8  + 0,8  + 1,2  + 1,2 
Einzelhandel ohne Kfz-Handel  + 1,4  – 0,6  + 0,8  + 1,1  + 2,0  + 1,4  + 1,9  + 1,4  + 1,5  + 1,3  + 2,0  + 1,9  + 1,6 

Q: Statistik Austria; ÖNACE 2008.  1) Beschäftigtenverhältnisse der unselbständig und selbständig Beschäftigten. • E-Mail-Adresse: Martina.Agwi@ 
wifo.ac.at 

 

Verkehr 
Übersicht 26: Güter- und Personenverkehr 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Güterverkehr              
Straße (in tkm)  – 2,6  – 10,4   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Neuzulassungen Lkw (Nutzlast 1 t 
und darüber)  + 3,6  – 30,6  + 11,0  + 19,2  + 33,4  + 39,6  + 0,7  + 50,1  + 28,0  + 2,0  + 9,3  – 8,8  – 6,1 
Bahn (in tkm)  + 1,2  – 17,8   .  + 14,2   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

Inlandverkehr  + 17,0  – 8,9   .  + 13,2   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Ein- und Ausfuhr  + 3,1  – 20,9   .  + 14,8   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Transit  – 17,6  – 22,4   .  + 14,3   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

              
Personenverkehr              

Bahn (Personenkilometer)  + 13,8   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Luftverkehr (Passagiere)  + 4,2  – 8,5  + 8,0  + 11,3  + 8,8  + 4,4   .  + 4,5  + 3,3  + 22,8   .   .   . 
Neuzulassungen Pkw  – 1,5  + 8,8  + 2,9  + 0,2  + 7,5  + 15,7  + 6,4  + 21,2  + 7,8  + 5,0  + 18,4  – 2,8  + 1,1 

Q: Statistik Austria, ÖBB. • E-Mail-Adresse: Michael.Weingaertler@wifo.ac.at 

 

Bankenstatistik 
Übersicht 27: Einlagen und Kredite 

 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2010 2011 
        I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. 
 Veränderung der Endstände gegen das Vorjahr in % 

              
Einlagen insgesamt  + 4,8  + 4,8  + 4,7  + 11,7  + 6,8  + 1,2  + 0,9  – 0,8  + 1,9  + 3,5  + 0,9  + 1,3  + 0,8 

Spareinlagen  + 2,8  + 0,7  + 2,1  + 4,5  + 6,3  + 2,3  – 1,7  + 0,4  – 0,4  – 1,3  – 1,7  – 1,4  – 0,6 
Termineinlagen  + 12,5  + 9,1  + 14,3  + 51,5  + 13,1  – 25,2  + 5,6  – 24,6  – 12,9  – 2,8  + 5,6  + 9,1  + 7,2 
Sichteinlagen  + 7,3  + 12,2  + 6,9  + 10,4  + 7,1  + 15,2  + 2,9  + 10,6  + 13,9  + 14,2  + 2,9  + 2,2  + 0,7 
Fremdwährungseinlagen  + 8,0  + 34,2  + 9,1  + 32,3  – 28,5  – 12,3  + 24,7  – 6,8  – 1,7  + 37,5  + 24,7  + 22,4  + 5,2 

Direktkredite an inländische 
Nichtbanken  + 5,0  + 4,7  + 4,5  + 3,6  + 7,4  – 1,3  + 2,9  – 0,3  + 1,7  + 1,9  + 2,9  + 1,7  + 1,9 
Q: OeNB. • E-Mail-Adressen: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 
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Arbeitsmarkt 
Übersicht 28: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren 

 2010 2011 2011 
 I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli August 
 Veränderung gegen die Vorperiode in % 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 0,3  + 0,4  + 0,4  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,2  + 0,1  + 0,2  + 0,2  + 0,2  + 0,1  + 0,1 
Arbeitslose  – 1,9  – 1,9  – 1,9  – 0,4  – 1,0  + 0,3  – 0,8  – 0,4  + 0,2  + 0,6  + 0,5  + 0,4  + 0,5 
Offene Stellen  + 0,7  + 7,2  + 6,9  + 3,3  + 1,5  – 1,7  – 0,3  – 0,8  – 0,5  – 0,7  – 0,6  – 2,8  – 4,8 
Arbeitslosenquote              

In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen   7,2   7,0   6,8   6,8   6,7   6,7   6,7   6,6   6,7   6,7   6,7   6,7   6,7 
In % der Erwerbspersonen 
(laut Eurostat)   4,5   4,5   4,4   4,2   4,4   4,1   4,5   4,3   4,1   4,2   3,9   3,7   . 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Personen, 
die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener, ohne arbeitslose Schulungsteilnehmer mit Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhalts. • 
E-Mail-Adresse: Stefan.Fuchs@wifo.ac.at 
 

Übersicht 29: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli August 
 In 1.000 

              
Unselbständig Beschäftigte   3.389   3.339   3.360   3.431   3.369   3.348   3.416   3.378   3.379   3.417   3.451   3.501   3.499 

Männer   1.825   1.777   1.786   1.837   1.792   1.764   1.828   1.795   1.806   1.831   1.848   1.873   1.876 
Frauen   1.564   1.563   1.574   1.594   1.577   1.584   1.588   1.583   1.573   1.586   1.604   1.628   1.622 

              
Ausländer   437   432   451   470   455   461   485   468   464   487   503   507   513 

              
Herstellung von Waren   602   570   563   572   567   563   570   567   567   570   572   585   585 
Bauwesen   247   243   242   264   242   213   255   235   249   257   260   265   268 
Private Dienstleistungen   1.547   1.521   1.537   1.573   1.539   1.553   1.563   1.554   1.539   1.560   1.590   1.623   1.623 
Öffentliche Dienstleistungen1)   818   833   850   848   857   857   857   857   857   858   856   857   852 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte2)   3.283   3.234   3.260   3.331   3.270   3.248   3.316   3.278   3.280   3.317   3.351   3.404   3.402 

Männer   1.814   1.766   1.776   1.826   1.782   1.753   1.817   1.784   1.795   1.820   1.835   1.862   1.867 
Frauen   1.469   1.468   1.484   1.505   1.487   1.496   1.499   1.494   1.484   1.498   1.516   1.541   1.535 

              
Arbeitslose   212   260   251   215   258   285   222   253   236   221   208   210   219 

Männer   119   154   145   113   147   178   118   146   127   117   109   109   112 
Frauen   93   107   106   102   110   107   104   106   110   105   99   101   108 

              
Personen in Schulung   51   64   73   65   69   69   64   70   65   66   61   53   54 
              
Offene Stellen   37   27   31   35   31   31   36   33   36   36   37   36   32 
              

 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
              
Unselbständig Beschäftigte  + 44,6  – 49,6  + 21,2  + 33,4  + 45,8  + 61,6  + 61,1  + 51,5  + 54,7  + 64,1  + 64,3  + 61,5  + 65,0 

Männer  + 26,7  – 48,2  + 9,7  + 19,3  + 26,4  + 41,1  + 34,9  + 35,8  + 30,2  + 37,7  + 36,8  + 35,9  + 37,3 
Frauen  + 17,8  – 1,4  + 11,5  + 14,2  + 19,4  + 20,6  + 26,1  + 15,6  + 24,5  + 26,4  + 27,5  + 25,6  + 27,6 

              
Ausländer  + 24,5  – 5,5  + 19,7  + 22,2  + 25,9  + 30,4  + 35,1  + 25,8  + 28,4  + 37,2  + 39,7  + 40,1  + 43,5 

              
Herstellung von Waren   .  – 32,0  – 7,3  + 1,1  + 6,9  + 10,5  + 9,7  + 10,8  + 8,6  + 10,2  + 10,2  + 12,5  + 11,8 
Bauwesen   .  – 4,0  – 1,4  – 1,7  – 2,6  + 5,6  + 1,5  + 5,1  – 0,6  + 2,7  + 2,4  + 2,8  + 3,4 
Private Dienstleistungen   .  – 26,0  + 16,0  + 22,7  + 31,1  + 35,2  + 43,0  + 27,7  + 40,9  + 42,2  + 45,8  + 42,8  + 44,4 
Öffentliche Dienstleistungen1)   .  + 14,6  + 17,4  + 15,1  + 12,5  + 9,8  + 7,7  + 6,1  + 7,4  + 8,0  + 7,8  + 7,0  + 7,6 

              
Unselbständig aktiv Beschäftigte2)  + 55,6  – 48,5  + 25,5  + 37,9  + 48,8  + 62,7  + 62,2  + 50,7  + 55,6  + 64,9  + 66,2  + 64,5  + 67,6 

Männer  + 30,4  – 47,9  + 9,3  + 19,6  + 26,6  + 40,8  + 35,3  + 34,3  + 30,6  + 38,0  + 37,4  + 36,4  + 37,6 
Frauen  + 25,1  – 0,7  + 16,2  + 18,4  + 22,2  + 21,9  + 26,9  + 16,4  + 25,0  + 26,9  + 28,8  + 28,2  + 30,0 

              
Arbeitslose  – 10,0  + 48,1  – 9,5  – 20,5  – 14,4  – 16,1  – 8,0  – 13,7  – 13,4  – 5,7  – 4,8  – 1,9  + 0,8 

Männer  – 5,5  + 34,8  – 8,5  – 16,3  – 11,9  – 17,2  – 8,1  – 16,5  – 11,3  – 7,5  – 5,4  – 3,4  – 1,5 
Frauen  – 4,5  + 13,3  – 1,1  – 4,2  – 2,5  + 1,0  + 0,1  + 2,7  – 2,1  + 1,8  + 0,6  + 1,4  + 2,3 

              
Personen in Schulung  – 2,1  + 13,6  + 9,1  + 4,0  – 5,1  – 12,8  – 13,0  – 14,5  – 15,6  – 12,4  – 10,9  – 8,9  – 8,7 
              
Offene Stellen  – 0,7  – 10,3  + 3,8  + 6,2  + 4,8  + 5,3  + 3,5  + 4,6  + 4,9  + 3,1  + 2,7  + 0,6  – 2,3 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Eurostat, WIFO-Berechnungen.  1) ÖNACE 2008, 
Abschnitte O bis Q.  2) Ohne Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener, ohne arbeitslose Schulungsteilnehmer mit Beihilfen 
zur Deckung des Lebensunterhalts. • E-Mail-Adresse: Stefan.Fuchs@wifo.ac.at  
 

Übersicht 30: Arbeitslosenquote und Stellenandrang 
 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli August 
 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 

              
Arbeitslosenquote   5,9   7,2   6,9   5,9   7,1   7,8   6,1   7,0   6,5   6,1   5,7   5,7   5,9 

Männer   6,1   8,0   7,5   5,8   7,6   9,2   6,0   7,5   6,6   6,0   5,6   5,5   5,6 
Frauen   5,6   6,4   6,3   6,0   6,5   6,3   6,2   6,3   6,5   6,2   5,8   5,8   6,2 

Unter 25-Jährige (in % der 
Arbeitslosen insgesamt)   16,1   16,5   16,0   17,1   15,8   14,9   15,5   15,2   15,7   15,5   15,4   16,1   16,8 
              
Stellenandrang (Arbeitslose je 
100 offene Stellen)   566   958   809   615   844   913   611   773   656   612   567   586   682 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Stefan.Fuchs 
@wifo.ac.at 
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Preise und Löhne 
Übersicht 31: Verbraucherpreise und Großhandelspreise 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Harmonisierter VPI  + 3,2  + 0,4  + 1,7  + 1,7  + 2,0  + 3,0  + 3,7  + 3,1  + 3,3  + 3,7  + 3,7  + 3,7  + 3,8 
Verbraucherpreisindex  + 3,2  + 0,5  + 1,9  + 1,8  + 2,1  + 2,8  + 3,3  + 3,0  + 3,1  + 3,3  + 3,3  + 3,3  + 3,5 

Ohne Saisonwaren  + 3,3  + 0,6  + 1,7  + 1,6  + 2,0  + 2,8  + 3,3  + 2,9  + 3,1  + 3,3  + 3,3  + 3,3  + 3,5 
Nahrungsmittel, alkoholfreie 
Getränke  + 6,3  + 0,2  + 0,5  + 1,2  + 1,8  + 3,8  + 4,4  + 4,2  + 4,4  + 4,3  + 4,7  + 4,3  + 4,7 
Alkoholische Getränke, Tabak  + 4,9  + 1,3  + 2,0  + 2,4  + 2,4  + 5,0  + 3,6  + 5,3  + 4,7  + 3,8  + 3,5  + 3,6  + 4,1 
Bekleidung und Schuhe  + 1,5  + 1,6  + 1,1  + 0,8  + 2,0  + 2,5  + 3,3  + 2,5  + 4,3  + 3,6  + 3,5  + 2,9  + 3,6 
Wohnung, Wasser, Energie  + 2,7  + 1,8  + 2,6  + 2,7  + 2,6  + 3,0  + 2,8  + 3,1  + 3,2  + 2,9  + 2,7  + 2,9  + 3,2 
Hausrat und laufende 
Instandhaltung  + 2,5  + 2,4  + 1,2  + 1,0  + 0,2  + 0,9  + 1,2  + 1,2  + 0,8  + 1,3  + 1,1  + 1,3  + 1,8 
Gesundheitspflege  + 2,0  + 2,1  + 1,6  + 1,7  + 1,5  + 2,0  + 2,1  + 2,1  + 2,4  + 2,2  + 2,1  + 2,0  + 2,0 
Verkehr  + 5,4  – 4,4  + 3,4  + 2,4  + 3,2  + 5,6  + 5,6  + 6,1  + 5,7  + 6,0  + 5,5  + 5,4  + 5,5 
Nachrichtenübermittlung  – 4,2  – 1,1  + 1,9  + 1,7  + 3,5  + 1,4  + 2,0  + 1,6  + 1,0  + 1,7  + 2,3  + 2,0  + 1,3 
Freizeit und Kultur  + 0,9  + 0,6  + 0,8  + 1,0  + 1,1  + 1,1  + 2,5  + 1,3  + 1,1  + 2,7  + 2,1  + 2,6  + 2,4 
Erziehung und Unterricht  + 1,2  – 11,5  – 4,7  – 2,7  + 3,2  + 3,0  + 3,2  + 2,9  + 3,2  + 3,1  + 3,3  + 3,3  + 3,3 
Restaurants und Hotels  + 3,6  + 2,3  + 1,1  + 0,7  + 1,5  + 2,4  + 3,5  + 2,3  + 2,7  + 3,1  + 3,6  + 3,9  + 4,2 
Verschiedene Waren und 
Dienstleistungen  + 3,0  + 3,3  + 2,8  + 2,9  + 2,8  + 2,9  + 3,2  + 2,7  + 3,0  + 3,1  + 3,3  + 3,1  + 3,3 

              
Großhandelspreisindex  + 6,4  – 7,5  + 5,0  + 5,9  + 7,9  + 12,1  + 8,8  + 12,7  + 12,1  + 9,5  + 8,1  + 8,9  + 9,3 

Ohne Saisonprodukte  + 6,3  – 7,5  + 4,8  + 5,6  + 7,8  + 12,3  + 9,1  + 13,0  + 12,3  + 9,8  + 8,3  + 9,2  + 9,6 
Q: Statistik Austria. • E-Mail-Adresse: Ursula.Glauninger@wifo.ac.at 
 

Übersicht 32: Tariflöhne 
 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Beschäftigte  + 3,1  + 3,4  + 1,5  + 1,4  + 1,4  + 1,7  + 2,0  + 1,6  + 1,7  + 1,9  + 2,1  + 2,1  + 2,0 

Ohne öffentlichen Dienst  + 3,2  + 3,3  + 1,6  + 1,5  + 1,5  + 1,9  + 2,2  + 1,8  + 1,9  + 2,0  + 2,4  + 2,3  + 2,3 
Arbeiter  + 3,2  + 3,4  + 1,7  + 1,5  + 1,6  + 2,0  + 2,3  + 1,9  + 2,0  + 2,0  + 2,4  + 2,4  + 2,4 
Angestellte  + 3,2  + 3,3  + 1,6  + 1,4  + 1,5  + 1,9  + 2,2  + 1,8  + 1,9  + 2,1  + 2,3  + 2,3  + 2,3 
Bedienstete              

Öffentlicher Dienst  + 2,7  + 3,5  + 1,1  + 1,1  + 1,1  + 1,1  + 1,1  + 1,1  + 1,1  + 1,1  + 1,1  + 1,1  + 1,1 
Verkehr  + 2,9  + 3,7  + 1,6  + 1,6  + 1,6  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 0,0  + 2,3 

Q: Statistik Austria. • E-Mail-Adresse: Doris.Gabriel@wifo.ac.at 
 

Übersicht 33: Effektivverdienste 
 2008 2009 2010 2010 2011 2007 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

              
Gesamtwirtschaft1)              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 5,6  + 0,8  + 2,4  + 2,7  + 3,2  + 3,6   .   .   .   .   .   .   . 
Lohn- und Gehaltssumme, netto  + 4,9  + 2,4   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Pro-Kopf-Einkommen              

Je Arbeitnehmer, brutto  + 2,9  + 1,5  + 1,5  + 1,5  + 1,7  + 1,9   .   .   .   .   .   .   . 
Je Arbeitnehmer, netto  + 2,3  + 3,2   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Je Arbeitnehmer, netto real2)  – 0,3  + 4,0   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

              
Sachgütererzeugung              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto   .   .   .   .   .   .   .  + 5,8  + 5,0  + 4,0  + 4,4  + 4,6  + 4,8 
Pro-Kopf-Einkommen je 
unselbständig Beschäftigten              

Einschließlich Sonderzahlungen   .   .   .   .   .   .   .  + 3,5  + 2,9  + 1,9  + 2,1  + 2,5  + 2,4 
Stundenverdienste je Arbeiter              

Einschließlich Sonderzahlungen   .   .   .   .   .   .   .  + 1,8  + 3,0  + 3,4  + 0,3  + 2,7  + 2,7 
Ohne Sonderzahlungen   .   .   .   .   .   .   .  + 1,2  + 2,6  + 3,4  + 1,5  + 2,9  + 2,7 

              
Bauwesen              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto   .   .   .   .   .   .   .  + 5,1  + 1,8  + 0,7  + 5,0  + 2,4  + 3,4 
Pro-Kopf-Einkommen je 
unselbständig Beschäftigten              

Einschließlich Sonderzahlungen   .   .   .   .   .   .   .  + 4,6  + 1,9  + 0,9  + 4,8  + 2,5  + 1,9 
Stundenverdienste je Arbeiter              

Einschließlich Sonderzahlungen   .   .   .   .   .   .   .  + 2,3  + 2,6  + 2,5  + 2,9  + 4,7  + 2,1 
Ohne Sonderzahlungen   .   .   .   .   .   .   .  + 1,8  + 3,4  + 2,5  + 2,8  + 3,0  + 2,2 

Q: Statistik Austria.  1) Laut ESVG 1995.  2) Referenzjahr 2005, berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen. • E-Mail-Adresse: Doris.Gabriel@wifo.ac.at 

 

Staatshaushalt 
Übersicht 34: Staatsquoten 

 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
 In % des Bruttoinlandsproduktes 

              
Staatsausgaben   54,1   53,8   52,2   51,7   51,0   51,7   54,2   50,3   49,5   49,0   49,3   53,0   53,0 
Abgabenquote Staat und EU   44,4   44,0   43,2   45,3   43,9   43,8   43,4   42,3   41,8   42,0   42,6   42,7   42,2 
Finanzierungssaldo1)  – 2,4  – 2,3  – 1,7   0,0  – 0,7  – 1,5  – 4,5  – 1,7  – 1,6  – 0,9  – 0,9  – 4,1  – 4,6 
Schuldenstand   64,8   67,3   66,5   67,3   66,7   65,8   65,2   64,6   62,8   60,7   63,8   69,6   72,3 
Q: Statistik Austria, Stand 31. März 2011.  1) Einschließlich Saldo der Währungstauschverträge. • E-Mail-Adresse: Andrea.Sutrich@wifo.ac.at 
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Soziale Sicherheit 
Übersicht 35: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern  

 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in €              

Bestand insgesamt 2.069,3 2.095,2 2.125,4 2.152,8 2.188,8 2.219,5 820 847 872 930 941 967 
Unselbständige 1.723,9 1.749,5 1.779,0 1.806,2 1.840,3 1.869,3 836 864 888 946 957 982 

Arbeiter 992,5 1.002,8 1.014,2 1.024,3 1.038,3 1.048,9 657 676 695 739 746 764 
Angestellte 691,0 707,0 725,3 742,8 763,1 781,8 1.085 1.120 1.148 1.221 1.234 1.265 

Selbständige 345,4 345,7 346,4 346,6 348,5 350,3 736 762 790 846 860 886 
Gewerbliche Wirtschaft 159,5 160,5 161,2 162,3 164,3 166,3 927 961 998 1.070 1.088 1.121 
Bauern 185,9 185,2 184,9 184,3 184,2 184,0 567 589 609 650 657 673              

Neuzuerkennungen insgesamt1) 113,9 112,5 117,4 118,0 126,9 121,2 796 839 905 950 1.001 1.029 
Unselbständige 98,7 97,5 102,1 102,1 109,7 104,7 795 838 905 951 1.004 1.031 

Arbeiter 57,2 56,6 57,7 57,6 61,8 58,4 584 617 675 723 773 790 
Angestellte 39,9 39,5 42,6 42,7 46,0 44,6 1.091 1.147 1.206 1.249 1.304 1.338 

Selbständige1) 15,2 15,0 15,3 15,8 17,2 16,5 804 844 907 954 983 1.015 
Gewerbliche Wirtschaft 8,0 7,9 7,7 8,6 9,2 9,0 1.019 1.050 1.162 1.177 1.209 1.236 
Bauern 7,2 7,0 7,6 7,2 8,0 7,5 567 612 651 675 724 751 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.  1) Ohne Notariat. • E-Mail-Adresse: Silvia.Haas@wifo.ac.at 
Übersicht 36: Pensionen nach Pensionsarten 

 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
 Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in €              

Bestand insgesamt 2.069,3 2.095,1 2.125,4 2.153,2 2.188,8 2.219,5 820 847 872 930 941 967 
Direktpensionen 1.548,1 1.573,8 1.605,0 1.635,9 1.671,9 1.704,0 922 952 978 1.040 1.052 1.079 

Invaliditätspensionen 418,7 429,7 440,8 450,7 459,7 466,9 812 839 863 918 926 947 
Alle Alterspensionen1) 1.129,4 1.144,1 1.164,2 1.185,2 1.212,2 1.237,0 963 994 1.021 1.087 1.100 1.129 

Normale Alterspensionen 989,2 1.021,2 1.054,0 1.079,5 1.103,2 1.122,0 900 937 965 1.029 1.039 1.064 
Vorzeitige Alterspensionen 139,8 122,9 110,2 105,7 109,0 115,0 1.409 1.466 1.554 1.683 1.714 1.766 

Lange Versicherungsdauer 107,9 94,2 42,7 32,8 24,2 18,3 1.467 1.475 1.299 1.368 1.363 1.393 
Arbeitslosigkeit 5,7 2,0 0,0 – – – 760 784 992 – – – 
Geminderte Arbeitsfähigkeit 26,1 13,8 5,9 1,9 0,6 – 1.311 1.342 1.336 1.357 1.346 – 
Gleitpensionen 0,1 0,0 – – – – 989 1.022 – – – – 

Korridorpension  1,1 2,7 5,2 7,6 10,4  1.321 1.310 1.370 1.354 1.386 
Langzeitversicherte2)  11,5 58,5 64,3 74,9 84,0  1.682 1.776 1.885 1.872 1.900 
Schwerarbeitspension   0,4 1,3 1,8 2,4   1.307 1.432 1.488 1.555 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 472,7 472,2 471,1 468,8 467,9 466,4 541 559 574 610 613 625 
Waisenpensionen 48,5 49,1 49,1 48,5 49,0 49,2 270 279 290 309 309 316              

Neuzuerkennungen insgesamt3) 113,9 112,5 117,4 118,0 126,9 121,2 796 839 905 950 1.001 1.029 
Direktpensionen 81,8 81,7 87,6 88,7 96,2 91,5 927 976 1.041 1.098 1.148 1.183 

Invaliditätspensionen 30,9 29,9 30,4 30,1 30,1 28,6 805 818 848 892 919 956 
Alle Alterspensionen1) 50,9 51,7 57,2 58,6 66,1 62,9 1.001 1.068 1.144 1.195 1.252 1.286 

Normale Alterspensionen 22,0 21,5 24,8 25,6 26,9 25,4 485 550 626 684 714 728 
Vorzeitige Alterspensionen 28,9 30,2 32,3 33,0 39,2 37,5 1.393 1.436 1.542 1.592 1.620 1.665 

Lange Versicherungsdauer 28,9 17,5 13,3 10,0 8,3 7,1 1.393 1.284 1.251 1.198 1.187 1.221 
Arbeitslosigkeit 0,01 0,00 0,00 – – – 551 1.427 1.292 – – – 
Geminderte Arbeitsfähigkeit 0,01 0,01 – 0,0 – – 533 833 – 51 – – 
Gleitpensionen – – – – – – – – – – – – 

Korridorpension  1,1 1,6 2,6 3,8 4,6  1.317 1.280 1.321 1.322 1.382 
Langzeitversicherte2)  11,6 17,0 19,5 26,6 25,1  1.677 1.799 1.838 1.798 1.843 
Schwerarbeitspension   0,4 0,9 0,6 0,7   1.299 1.427 1.599 1.642 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 26,2 25,2 24,2 23,8 25,0 24,1 518 532 566 584 607 625 
Waisenpensionen 6,0 5,6 5,6 5,4 5,6 5,6 220 223 232 238 249 258 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.  1) Einschließlich Knappschaftssold.  2) "Hacklerregelung".  3) Ohne Notariat. • 
E-Mail-Adresse: Silvia.Haas@wifo.ac.at 
Übersicht 37: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung von Pensionen 

 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
 Männer Frauen              

Alle Pensionsversicherungsträger, Direktpensionen 59,0 59,0 59,0 58,9 59,1 59,1 57,1 56,9 57,2 57,1 57,1 57,1 
Invaliditätspensionen 53,9 53,9 53,9 53,7 53,6 53,5 51,0 50,7 50,6 50,3 50,2 50,1 
Alle Alterspensionen 63,4 63,2 62,8 62,7 62,5 62,6 59,5 59,3 59,5 59,5 59,3 59,3 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. • E-Mail-Adresse: Silvia.Haas@wifo.ac.at 
Übersicht 38: Beiträge des Bundes zur Pensionsversicherung 

 20051) 2006 2007 2008 2009 2010 20051) 2006 2007 2008 2009 2010 
 Mio. € In % des Pensionsaufwands              

Unselbständige 2.637,4 2.720,4 2.666,9 2.982,3 3.900,5 4.166,7 13,3 13,2 12,4 13,1 16,3 16,7 
Gewerbliche Wirtschaft 708,7 656,7 705,1 773,9 813,0 1.061,0 35,4 31,4 32,3 33,6 33,5 41,8 
Bauern 961,0 1.009,7 1.066,7 1.147,7 1.214,4 1.253,8 76,8 78,0 79,7 81,9 83,6 83,9 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.  1) Ab 2005 nicht direkt vergleichbar, Pensionsharmonisierungsgesetz (BGBl. 
I/142/2004). • E-Mail-Adresse: Silvia.Haas@wifo.ac.at 

Umwelt 
Übersicht 39: Energiebedingte CO2-Emissionen 

 CO2-Emissionen Emissionsintensität 
 1990 2000 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2008 
 Mio. t kg je BIP1) t je 

Einwohner             
OECD 11.044,5  12.475,9  12.490,0  12.729,9  12.862,6  12.903,0  12.841,3  12.970,5  12.629,6  0,38   10,61   

USA 4.868,7  5.698,2  5.605,2  5.680,4  5.758,2  5.771,7  5.684,9  5.762,7  5.595,9  0,48   18,38   
EU 27 4.053,5  3.831,0  3.876,7  3.994,0  4.004,9  3.973,2  3.988,2  3.929,6  3.849,5  0,31   7,72   

Deutschland 950,4  827,1  832,9  842,1  843,4  811,3  823,5  801,1  803,9  0,34   9,79   
Österreich 56,5  61,6  67,7  72,8  73,6  75,0  72,1  69,4  69,3  0,25   8,31   
Frankreich 352,3  376,9  375,9  385,3  385,4  388,3  380,1  373,5  368,2  0,21   5,74   
Italien 397,4  426,0  435,0  451,6  453,1  457,0  458,4  441,1  430,1  0,28   7,18   
Polen 343,8  291,4  279,6  290,6  294,6  293,5  304,8  304,2  298,7  0,53   7,84   
Tschechien 155,1  121,9  117,2  120,7  121,8  119,6  120,7  122,0  116,8  0,54   11,20   

China 2.211,3  3.037,9  3.309,0  3.829,9  4.548,3  5.067,6  5.607,6  6.032,3  6.508,2  0,60   4,91   
Q: IEA.  1) Zu Preisen von 2000, auf Dollarbasis, kaufkraftbereinigt. • E-Mail-Adresse: Katharina.Koeberl@wifo.ac.at 



KENNZAHLEN ZUR WIRTSCHAFTSLAGE   
 

 MONATSBERICHTE 9/2011 591 

Übersicht 40: Umweltrelevante Steuern im Sinne der VGR 
 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 
 Mio. € 

         
Umweltsteuereinnahmen insgesamt 6.325 6.635 6.868 6.954 6.906 7.140 7.300 7.164 

Energiesteuern1) 3.801 4.009 4.330 4.350 4.221 4.453 4.603 4.456 
Transportsteuern2) 1.951 2.026 1.965 2.024 2.076 2.065 2.058 2.060 
Ressourcensteuern3) 480 503 516 535 536 550 575 591 
Umweltverschmutzungssteuern4) 93 97 57 46 72 72 64 57 

         
 Anteile der Umweltsteuern in % 

         
An den Steuereinnahmen insgesamt 
(einschließlich Sozialabgaben) 6,5 6,7 6,7 6,7 6,4 6,2 6,0 6,1 
Am BIP (nominell) 2,9 2,9 2,9 2,8 2,7 2,6 2,6 2,6 
Q: Bundesrechnungsabschluss, Statistik Austria, WIFO-Datenbank, WIFO-Berechnungen.  1) Mineralölsteuer, Energieabgabe.  2) Kfz-Steuer, Kfz-Zulas-
sungssteuer, Motorbezogene Versicherungssteuer, Normverbrauchsabgabe, Straßenbenützungsbeitrag.  3) Grundsteuer, Jagd- und Fischereiabgabe, 
Abgabe gemäß Wiener Baumschutzgesetz, Landschaftsschutz- und Naturschutzabgabe.  4) Altlastenbeitrag, Deponiestandortabgabe. • 
E-Mail-Adresse: Katharina.Koeberl@wifo.ac.at 
 

Entwicklung in den Bundesländern 
Übersicht 41: Bruttowertschöpfung 

 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
 Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

           
Wien  + 1,1  + 2,8  + 0,0  + 0,6  + 2,1  + 3,5  + 3,1  + 1,8  – 2,3  + 2,2 
Niederösterreich  – 1,0  + 1,3  + 2,1  + 4,0  + 2,1  + 4,7  + 4,8  + 3,1  – 5,8  + 1,7 
Burgenland  + 1,4  + 5,2  + 0,3  + 3,2  + 1,8  + 1,7  + 3,0  + 1,2  – 2,9  + 2,5 
Steiermark  + 1,5  – 0,1  + 2,1  + 3,3  + 2,8  + 4,2  + 4,1  + 1,9  – 6,3  + 3,4 
Kärnten  + 1,6  + 1,2  + 0,8  + 3,0  + 2,1  + 4,6  + 2,9  + 0,9  – 4,3  + 2,6 
Oberösterreich  + 1,0  + 2,1  + 1,5  + 2,3  + 4,1  + 3,8  + 3,9  + 3,7  – 5,5  + 3,4 
Salzburg  – 0,5  + 0,8  + 0,9  + 4,0  + 1,8  + 5,0  + 5,2  + 1,4  – 3,9  + 2,5 
Tirol  + 1,6  + 1,6  + 1,3  + 3,1  + 4,5  + 4,1  + 3,1  + 2,2  – 4,6  + 2,4 
Vorarlberg  + 2,1  + 2,4  – 0,1  + 3,6  + 2,6  + 3,9  + 4,9  + 3,5  – 5,0  + 2,7 
           
Österreich  + 0,8  + 1,8  + 1,1  + 2,5  + 2,7  + 4,0  + 3,8  + 2,3  – 4,5  + 2,6 
Q: WIFO-Berechnungen, vorläufige Schätzwerte, Stand Mai 2011. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at   
Übersicht 42: Tourismus 

 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Übernachtungen              
Wien  + 6,0  – 3,8  + 10,3  + 10,4  + 6,0  + 1,9  + 7,6  + 1,1  + 3,4  + 13,7  + 0,5  + 9,6  + 1,8 
Niederösterreich  + 3,1  – 1,3  + 0,5  – 0,2  + 1,7  + 0,2  + 5,1  + 0,6  – 0,3  + 6,4  + 2,6  + 6,5  + 2,2 
Burgenland  + 4,0  + 2,1  + 1,5  + 1,0  + 2,1  – 4,0  + 5,2  + 1,2  – 9,9  + 9,2  – 9,1  + 16,4  – 1,4 
Steiermark  + 5,3  + 0,8  + 1,1  + 1,1  – 0,8  + 0,4  + 1,9  – 2,2  + 2,4  – 0,6  – 9,0  + 13,1  + 2,2 
Kärnten  + 1,3  – 1,6  – 3,7  – 2,6  – 7,0  – 3,7  + 7,7  – 5,7  – 4,0  + 5,7  – 15,0  + 21,9  – 4,2 
Oberösterreich  + 3,3  – 1,2  – 1,8  – 3,3  + 1,8  + 2,6  + 4,1  – 0,1  + 2,6  + 4,9  – 4,9  + 11,9  + 0,8 
Salzburg  + 4,7  – 3,3  + 0,6  + 3,2  – 1,9  + 0,2  – 1,6  – 5,1  + 2,3  – 13,6  – 16,1  + 18,5  + 0,4 
Tirol  + 4,8  – 1,9  – 0,5  + 2,0  – 2,5  – 0,2  – 0,9  – 9,0  + 4,9  – 6,3  – 22,7  + 17,8  – 1,1 
Vorarlberg  + 4,4  – 1,7  + 0,1  + 0,9  – 0,3  – 3,1  – 7,8  – 12,6  + 4,4  – 24,4  – 24,3  + 21,9  – 3,4 
              
Österreich  + 4,3  – 1,9  + 0,5  + 1,4  – 0,6  – 0,3  + 1,9  – 6,7  + 3,0  – 3,0  – 11,3  + 16,0  – 0,7 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at    
Übersicht 43: Abgesetzte Produktion der Sachgütererzeugung 

 2009 2010 2010 2011 2010 2011 
   II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Dezem-

ber 
Jänner Februar März April Mai 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
             
Wien  – 4,5  + 2,4  + 7,3  – 7,5  + 7,0  – 21,5  + 16,5  + 15,3  – 32,1  – 30,6  – 1,1  – 13,1 
Niederösterreich  – 20,6  – 0,4  + 6,4  + 3,4  + 6,6  + 48,6  + 8,9  + 25,2  + 61,9  + 60,3  + 22,1  + 25,6 
Burgenland  – 16,8  + 20,9  + 26,1  + 21,7  + 16,7  + 22,5  + 13,9  + 24,5  + 20,3  + 23,0  + 4,5  + 24,3 
Steiermark  – 23,3  + 16,4  + 20,6  + 19,0  + 19,5  + 18,7  + 22,6  + 25,2  + 16,9  + 15,8  + 12,9  + 26,7 
Kärnten  – 18,0  + 15,2  + 15,9  + 18,1  + 12,5  + 15,2  + 14,8  + 23,8  + 16,1  + 8,3  + 8,7  + 17,3 
Oberösterreich  – 15,7  + 13,0  + 11,5  + 18,8  + 18,9  + 22,3  + 25,0  + 26,0  + 24,0  + 18,2  + 12,9  + 28,4 
Salzburg  – 16,4  + 12,5  + 19,1  + 10,6  + 14,0  + 16,0  + 13,2  + 20,5  + 17,9  + 11,3  + 13,0  + 16,5 
Tirol  – 10,8  + 12,9  + 13,1  + 13,2  + 16,2  + 19,1  + 19,5  + 23,6  + 19,2  + 15,9  + 5,9  + 21,7 
Vorarlberg  – 13,6  + 5,4  + 5,6  + 8,2  + 8,0  + 14,2  + 5,9  + 17,0  + 12,8  + 13,3  + 19,7  + 18,6 
             
Österreich  – 16,7  + 9,2  + 12,0  + 11,1  + 13,6  + 18,7  + 17,2  + 23,4  + 18,4  + 15,6  + 13,0  + 20,2 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at   
Übersicht 44: Abgesetzte Produktion im Bauwesen 

 2009 2010 2010 2011 2010 2011 
   II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. Dezem-

ber 
Jänner Februar März April Mai 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
             
Wien  + 0,2  – 5,3  – 10,8  – 1,1  – 6,2  – 6,2  + 7,4  – 8,3  – 12,4  + 0,5  + 15,7  + 18,1 
Niederösterreich  – 1,0  – 3,2  – 2,8  – 4,8  – 2,5  – 2,2  – 2,1  – 16,1  + 8,1  – 0,5  + 1,0  + 17,0 
Burgenland  + 7,4  – 4,8  – 4,3  + 3,7  – 11,7  + 14,4  – 21,8  – 3,7  + 27,0  + 18,0  + 3,4  + 21,9 
Steiermark  – 3,4  + 6,3  + 8,3  + 6,9  + 4,4  + 2,0  – 0,3  – 2,9  + 1,1  + 5,4  + 2,8  + 13,4 
Kärnten  – 3,8  – 2,9  – 0,8  – 0,7  – 2,7  + 1,0  + 3,8  + 9,1  + 8,1  – 6,6  – 5,7  + 15,7 
Oberösterreich  + 2,3  – 4,6  + 0,0  – 3,5  – 3,9  + 3,0  – 6,2  – 9,4  + 4,8  + 10,7  – 0,8  + 6,7 
Salzburg  – 4,7  – 3,7  + 2,0  – 2,6  – 12,2  – 8,3  – 10,0  – 6,5  – 15,0  – 4,2  – 6,3  + 15,9 
Tirol  – 10,2  + 5,5  + 11,3  + 7,1  + 1,6  + 18,6  + 4,7  + 8,0  + 18,7  + 26,0  + 1,3  + 26,9 
Vorarlberg  – 3,3  – 1,5  – 4,6  – 1,4  – 2,6  + 9,7  – 5,9  – 14,1  + 19,3  + 21,1  + 1,4  + 19,4 
             
Österreich  – 1,5  – 2,1  – 1,1  – 0,5  – 3,3  + 0,7  – 0,8  – 7,1  + 1,2  + 5,5  + 2,9  + 15,3 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
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Übersicht 45: Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli August 
 In 1.000 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1)             
Wien   753   745   748   756   752   746   761   752   756   763   765   770   771 
Niederösterreich   552   543   544   557   545   534   557   544   552   559   562   568   568 
Burgenland   88   88   89   94   89   86   92   89   91   93   94   95   95 
Steiermark   456   446   451   464   454   448   463   454   458   464   467   473   474 
Kärnten   200   196   197   206   195   190   201   193   196   202   206   212   211 
Oberösterreich   582   572   576   589   580   573   589   581   585   590   593   602   602 
Salzburg   227   225   228   232   228   232   227   230   223   226   231   238   237 
Tirol   286   283   287   292   286   296   284   292   280   281   291   300   299 
Vorarlberg   139   138   140   142   141   143   140   143   139   140   142   146   145 
              
Österreich   3.283   3.234   3.260   3.331   3.270   3.248   3.316   3.278   3.280   3.317   3.351   3.404   3.402 
              
Arbeitslose              
Wien   66   73   74   70   77   85   75   80   77   74   74   72   76 
Niederösterreich   35   44   43   38   43   51   35   43   37   35   35   37   38 
Burgenland   7   8   8   6   8   10   6   8   6   6   6   6   6 
Steiermark   31   39   35   28   34   40   27   33   29   27   26   27   28 
Kärnten   16   21   20   15   22   25   17   22   19   17   15   15   16 
Oberösterreich   22   31   30   25   28   34   22   27   23   22   21   23   25 
Salzburg   10   13   11   9   12   12   11   11   12   12   9   8   9 
Tirol   16   20   19   14   22   19   20   19   23   22   15   12   13 
Vorarlberg   8   11   10   9   10   9   9   8   9   9   8   8   8 
              
Österreich   212   260   251   215   258   285   222   253   236   221   208   210   219 
              

 Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)             
Wien  + 2,6  – 7,8  + 2,9  + 4,2  + 8,9  + 11,7  + 13,2  + 10,3  + 10,5  + 14,6  + 14,5  + 15,0  + 15,1 
Niederösterreich  + 17,4  – 8,8  + 1,6  + 3,3  + 4,4  + 8,2  + 8,5  + 7,9  + 5,9  + 10,4  + 9,3  + 9,9  + 10,9 
Burgenland  + 2,5  – 0,1  + 1,4  + 1,8  + 1,4  + 2,1  + 1,7  + 1,8  + 1,1  + 2,1  + 1,9  + 1,7  + 2,0 
Steiermark  + 7,2  – 9,7  + 5,5  + 8,4  + 9,7  + 12,2  + 10,3  + 11,2  + 9,5  + 11,0  + 10,5  + 10,3  + 11,0 
Kärnten  + 2,5  – 4,4  + 0,9  + 1,8  + 1,8  + 2,9  + 2,6  + 2,3  + 2,2  + 2,6  + 2,9  + 2,7  + 3,4 
Oberösterreich  + 13,6  – 10,6  + 4,2  + 7,2  + 9,4  + 14,1  + 12,9  + 14,1  + 11,3  + 14,1  + 13,2  + 13,1  + 13,0 
Salzburg  + 4,4  – 2,6  + 2,9  + 3,6  + 4,0  + 3,2  + 4,0  – 0,0  + 4,1  + 3,3  + 4,6  + 4,0  + 4,5 
Tirol  + 4,1  – 2,7  + 4,1  + 4,9  + 5,4  + 4,2  + 5,4  – 0,6  + 7,4  + 3,4  + 5,4  + 4,5  + 4,8 
Vorarlberg  + 1,1  – 1,7  + 2,1  + 2,7  + 3,9  + 4,1  + 3,6  + 3,7  + 3,6  + 3,4  + 3,7  + 3,2  + 3,1 
              
Österreich  + 55,6  – 48,5  + 25,5  + 37,9  + 48,8  + 62,7  + 62,2  + 50,7  + 55,6  + 64,9  + 66,2  + 64,5  + 67,6 
              
Arbeitslose              
Wien  – 5,8  + 6,6  + 1,1  – 1,1  + 2,6  + 5,7  + 4,5  + 6,3  + 4,4  + 4,3  + 4,8  + 4,7  + 4,8 
Niederösterreich  – 2,2  + 8,6  – 0,7  – 2,8  – 1,6  – 3,5  – 1,6  – 3,6  – 2,0  – 1,7  – 1,2  – 0,9  – 0,5 
Burgenland  – 0,1  + 1,1  – 0,5  – 0,8  – 0,4  – 0,7  – 0,3  – 0,8  – 0,4  – 0,2  – 0,2  – 0,0  + 0,2 
Steiermark  – 1,0  + 8,3  – 4,3  – 5,6  – 5,3  – 6,4  – 3,5  – 6,3  – 4,7  – 3,4  – 2,4  – 2,0  – 0,6 
Kärnten  – 0,0  + 4,8  – 0,8  – 1,9  – 1,0  – 1,3  – 0,0  – 1,2  – 0,5  + 0,2  + 0,2  + 0,2  + 0,2 
Oberösterreich  – 0,7  + 9,2  – 1,3  – 3,3  – 3,8  – 5,6  – 3,3  – 6,0  – 4,0  – 3,3  – 2,7  – 2,1  – 1,7 
Salzburg  + 0,0  + 3,0  – 1,3  – 1,8  – 1,2  – 1,0  – 0,5  – 0,5  – 1,1  – 0,1  – 0,5  – 0,1  + 0,2 
Tirol  – 0,0  + 3,8  – 1,0  – 1,8  – 1,4  – 1,1  – 1,0  + 0,7  – 2,8  + 0,5  – 0,9  – 0,2  – 0,1 
Vorarlberg  – 0,2  + 2,7  – 0,8  – 1,5  – 2,3  – 2,2  – 2,2  – 2,3  – 2,4  – 2,0  – 2,1  – 1,5  – 1,6 
              
Österreich  – 10,0  + 48,1  – 9,5  – 20,5  – 14,4  – 16,1  – 8,0  – 13,7  – 13,4  – 5,7  – 4,8  – 1,9  + 0,8 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Perso-
nen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, ohne Präsenzdiener. • E-Mail-Adresse: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
 

Übersicht 46: Arbeitslosenquote 
 2008 2009 2010 2010 2011 2011 
    III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli August 
 In % der unselbständigen Erwerbspersonen 

              
Wien   7,9   8,7   8,8   8,3   9,2   10,0   8,8   9,5   9,0   8,7   8,6   8,4   8,8 
Niederösterreich   5,8   7,2   7,1   6,1   7,1   8,4   5,8   7,1   6,1   5,6   5,7   6,0   6,1 
Burgenland   7,3   8,3   7,8   5,9   8,0   10,3   5,8   8,1   6,0   5,6   5,7   6,0   6,1 
Steiermark   6,2   7,8   7,0   5,6   6,8   8,0   5,4   6,7   5,7   5,3   5,1   5,3   5,4 
Kärnten   7,3   9,4   9,1   6,7   9,9   11,4   7,5   10,0   8,8   7,4   6,4   6,5   6,7 
Oberösterreich   3,5   5,0   4,7   4,0   4,5   5,4   3,5   4,3   3,7   3,4   3,4   3,6   3,8 
Salzburg    4,0   5,2   4,7   3,6   5,0   4,9   4,5   4,4   5,1   4,7   3,6   3,3   3,6 
Tirol   5,3   6,4   6,1   4,4   6,9   5,8   6,4   5,9   7,4   7,1   4,8   3,9   4,1 
Vorarlberg   5,5   7,3   6,7   6,0   6,3   5,8   5,6   5,4   6,2   5,8   4,9   4,8   5,2 
              
Österreich   5,9   7,2   6,9   5,9   7,1   7,8   6,1   7,0   6,5   6,1   5,7   5,7   5,9 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, Arbeitsmarktservice Österreich, Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. • E-Mail-Adres-
se: Maria.Thalhammer@wifo.ac.at 
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Michael Böheim 

Die Privatisierung öffentlichen Eigentums als 
Instrument der Wirtschaftspolitik: Privat- versus 
Staatseigentum an Unternehmen – theoretische 
Grundlagen 
Privateigentum macht marktwirtschaftlichen Wettbewerb erst möglich, die Privatisierung öffentlichen Ei-
gentums fördert ihn und kann als Treiber für Innovation, Beschäftigung und Wirtschaftswachstum wirken. 
Unternehmen in Privateigentum bilden in einer Marktwirtschaft den "Normalfall", öffentliches Eigentum 
hingegen die einer Rechtfertigung bedürfende Ausnahme. Staatseingriffe (in Form öffentlichen Eigentums 
an Unternehmen) sind in einer Marktwirtschaft gemäß der ökonomischen Theorie nur dann gerechtfertigt, 
wenn Marktversagen vorliegt und dieser konkrete Staatseingriff dieses Marktversagen auch beseitigen 
kann. 

Konzipiert ist diese Arbeit als Serie von drei Artikeln, die im Herbst 2011 in den WIFO-Monatsberichten erscheinen. Der vorliegende erste Artikel 
beschäftigt sich mit den theoretischen Grundlagen und Wirkungszusammenhängen von privatem und staatlichem Eigentum an Unternehmen, 
während der zweite Beitrag (erscheint in Heft 10/2011) die empirische Evidenz sowie das Ausmaß eines Rückzugs des Staates thematisiert und der 
dritte Artikel (erscheint in Heft 11/2011) schließlich der praktischen Umsetzung von Privatisierungsvorhaben und den wirtschaftspolitischen 
Schlussfolgerungen gewidmet ist. • Begutachtung: Gunther Tichy • Wissenschaftliche Assistenz: Elisabeth Neppl-Oswald • E-Mail-Adressen: 
Michael.Boeheim@wifo.ac.at, Elisabeth.Neppl-Oswald@wifo.ac.at 

 

Im Frühjahr 2010 legte das WIFO eine Studie zum Thema "Konsolidierung der öffentli-
chen Haushalte" vor (Aiginger et al., 2010), in der u. a. Privatisierungen als Beitrag zur 
einnahmenbasierten Konsolidierung diskutiert werden (Böheim  Handler  
Schratzenstaller, 2010). Für ausgewählte (zumindest partiell) im öffentlichen Eigentum 
stehende Unternehmen wurde je nach Privatisierungstiefe und Diskontierungsfaktor 
ein Privatisierungspotential zwischen rund 7,5 und 25,5 Mrd. € geschätzt (Übersicht 1). 

Zu ähnlichen Werten kommt eine Studie von Alt et al. (2010), im inhaltlichen und me-
thodischen Kern eine zeitnahe Aktualisierung von Aiginger et al. (2010) mit einer Fo-
kussierung auf "börsenfähige" Privatisierungen. Das entweder über Initial Public 
Offerings (IPO) oder Secondary Public Offerings (SPO) an der Börse platzierbare Pri-
vatisierungspotential wird auf zwischen 6,5 bis 24,1 Mrd. € geschätzt (Übersicht 2)1). 

Diese (vergleichsweise) großen Summen wurden seit Veröffentlichung der WIFO-
Studie wiederholt in den Medien dargestellt und öffentlich diskutiert. Die Rezeption 
hat gezeigt, dass "Wettbewerb", "Liberalisierung" und "Privatisierung" (noch immer) 
starke Reizworte in der wirtschaftspolitischen Diskussion in Österreich sind. Die öffent-
liche Debatte ist weniger durch die Auseinandersetzung mit ökonomischen Fakten 
als vielmehr durch das Aufeinanderprallen (scheinbar) unversöhnlicher ideologischer 
Positionen und deren reflexartiger und (oftmals) unreflektierter "Wiedergabe" ge-
prägt. Dies und einige aufklärungsbedürftige Vorgänge im Rahmen in der Vergan-

                                                           
1)  Die Unternehmensportfolios beider Studien unterscheiden sich nur geringfügig: Während die Energiever-
sorgungsunternehmen (EVU) und die Bundesimmobiliengesellschaft in beiden Arbeiten vertreten sind, be-
rücksichtigen Alt et al. (2010) im Gegensatz zu Aiginger et al. (2010) die Flughäfen Graz, Innsbruck, Klagen-
furt, Linz, Salzburg und Wien sowie die Münze Österreich, nicht aber die Österreichischen Bundesforste. 
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genheit realisierter Privatisierungsprojekte machen eine sachliche wirtschaftspoliti-
sche Diskussion zum Thema "Privatisierung" in Österreich schwierig. 

  

Berechnung des Privatisierungspotentials 

Die Quantifizierung der tatsächlich realisierbaren Privatisierungserlöse setzt eine in-
dividuelle Bewertung jedes einzelnen Unternehmens voraus. Die Schätzungen von 
Aiginger et al. (2010; Übersicht 1) bzw. Alt et al. (2010; Übersicht 2) sind "Richtwer-
te", die als Orientierungsgrößen dienen. Sie basieren auf folgenden Annahmen:  
Der Unternehmenswert der nicht börsennotierten Unternehmen wird von beiden 
Arbeiten nach der Discounted-Cash-Flow-Methode (DCF-M) geschätzt (als ewige 
Rente iCFUW   des durchschnittlichen Cash-Flows CF). Diese Vorgangsweise hat 
den Vorteil, dass als einziger Parameter der Zinssatz i angenommen werden muss. 
Da keine Informationen über risikoadäquate Zinssätze zur Verfügung standen, 
wurden zwei Varianten berechnet: Variante 1 mit einem niedrigen Zinssatz von 5% 
und Variante 2 mit einem hohen Zinssatz von 10%. Die geschätzten Unterneh-
menswerte sind als grobe "Orientierungsgrößen" zu interpretieren, da die Unsicher-
heit sowohl hinsichtlich der Cash-Flow-Prognose als auch des risikoadäquaten Zins-
satzes sehr groß ist. 
Die Unternehmenswerte der börsennotierten Unternehmen (OMV AG, Telekom 
Austria AG, Österreichische Post AG, Verbund AG und EVN AG) werden von 
Aiginger et al. (2010) mit dem aktuellen Aktienkurs und der Zahl der ausgegebe-
nen Aktien (Stand Oktober 2009) bewertet, während Alt et al. (2010) auch hier die 
DCF-M verwenden. Unterschiede zwischen den Ergebnissen der beiden Arbeiten 
liegen in unterschiedlichen Betrachtungszeiträumen und Datenquellen begründet. 
  
  

Übersicht 1: Privatisierungspotential nach Aiginger et al. (2010) 
    
 Minimalvariante1) (i = 10% p. a.) Maximalvariante2) (i = 5% p. a.) 

 Mio. € 
    
OMV AG 516,0 516,0 
Telekom Austria AG 178,7 178,7 
Post AG 364,9 364,9 
EVU3) 3.232,8 14.442,4 
BIG 1.165,5 3.496,6 
ÖBf 2.136,8 6.410,3 
    
Insgesamt 7.594,7 25.408,9 

Q: Aiginger et al. (2010). i . . . Zinssatz.  1) Öffentliche Hand behält 25% an OMV AG, Telekom Austria AG 
und Post AG, 50% an den EVU sowie 75% an BIG und ÖBf.  2) Öffentliche Hand zieht sich in allen Unter-
nehmen auf die Sperrminorität (25%) zurück.  3) BEWAG, Energie AG Oberösterreich, ESTAG, EVN, Kelag, 
Salzburg AG, TIWAG, Verbund, Vorarlberger Illwerke, Wien Energie. 
  
  

Übersicht 2: Privatisierungspotential nach Alt et al. (2010) 
    
 Minimalvariante1) (i = 10% p. a.) Maximalvariante2) (i = 5% p. a.) 

 Mio. € 
    
OMV AG 516,8 516,8 
Telekom Austria AG 155,3 155,3 
Post AG 395,0 395,0 
Flughafen Wien 472,5 472,5 
Verbund 0,0 2.163,6 
EVN 0,0 531,5 
Sonstige EVU3) 3.883,2 13.925,2 
BIG 768,5 4.610,8 
Münze Österreich 146,2 876,9 
Andere Flughäfen4) 223,1 446,3 
    
Insgesamt 6.560,6 24.093,9 

Q: Alt et al. (2010), WIFO-Berechnungen. i . . . Zinssatz.  1) Öffentliche Hand behält 25% an OMV AG, Tele-
kom Austria AG, Post AG und Flughäfen, 50% an den EVU sowie 75% an BIG und Münze Österreich.  
2) Öffentliche Hand zieht sich in allen Unternehmen auf die Sperrminorität (25%) zurück.  3) BEWAG, Ener-
gie AG Oberösterreich, ESTAG, Kelag, Salzburg AG, TIWAG, Vorarlberger Illwerke, Wien Energie.  4) Graz, 
Innsbruck, Klagenfurt, Linz und Salzburg. 
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Bereits im Regierungsprogramm für die (vorzeitig beendete) XXIII. Gesetzgebungs-
periode (Bundeskanzleramt, 2006) und auch im aktuellen Regierungsprogramm für 
die XXIV. Gesetzgebungsperiode (Bundeskanzleramt, 2008) wird die "Privatisierung 
öffentlichen Eigentums" nicht mehr erwähnt. Von der "Notprivatisierung" der nur mit 
staatlichen Zuschüssen vor der Insolvenz geretteten Austrian Airlines im Jahr 2009 
abgesehen, gibt es keine aktuellen Privatisierungsinitiativen der österreichischen 
Bundesregierung. Die kolportierte Neuausrichtung der ÖIAG in Richtung Beteili-
gungsverwaltung und Risikokapitalfonds bedeutet eine Abkehr von deren Kernauf-
gabe als "Privatisierungsagentur" und kann als Anpassung an eine an Privatisierun-
gen desinteressierte Politik interpretiert werden. 

Das WIFO will mit der vorliegenden Arbeit zu einer Versachlichung der wirtschaftspo-
litischen Diskussion zum Thema "Privatisierung öffentlichen Eigentums" beitragen, in-
dem auf der Grundlage der theoretischen Literatur und der empirischen Evidenz ob-
jektiv nicht nur die Vorteile und Möglichkeiten, sondern auch die Nachteile und 
Probleme von Privatisierungen möglichst ausgewogen analysiert werden. 

Da zum Privatisierungspotential in Österreich bereits umfangreiche und aktuelle em-
pirische Arbeiten (Aiginger et al., 2010, Alt et al., 2010) vorliegen, konzentriert sich die 
vorliegende Arbeit auf die Grundlagen und Voraussetzungen für effiziente und von 
möglichst vielen Stakeholdern akzeptierte Privatisierungen, um die Lücke zwischen 
ökonomischer Theorie, empirischer Evidenz und praktischer Umsetzung für die Wirt-
schaftspolitik zu schließen. 

 

Gemäß der ökonomischen Theorie sorgt Wettbewerb in einer Marktwirtschaft für ei-
ne effiziente Allokation knapper Ressourcen, indem Anreize zur Realisierung einer ef-
fizienten Organisation der Güterherstellung und Dienstleistungserbringung sowie zu 
Produkt- und Prozessinnovationen gegeben werden. Nicht nur Effizienzsteigerungen, 
auch Anreize für intensivierte Innovationsanstrengungen können sich aus steigender 
Wettbewerbsintensität ergeben. Die Intensität des Wettbewerbs ist wichtig für 
Wachstum und Beschäftigung, wobei ein indirekter Wirkungskanal von Innovationen 
angenommen wird: Wettbewerb zwingt die Unternehmen zu Innovationen, unter-
nehmerische Innovationen bringen Wirtschaftswachstum mit sich (Ederer  Janger, 
2010, Böheim  Friesenbichler  Sieber, 2006). 

Die empirische Literatur bestätigt einen (engen) positiven Zusammenhang zwischen 
Wettbewerbs- und Innovationsintensität bis zu einem sehr hohen Niveau der Wett-
bewerbsintensität (Aghion et al., 2005, Crespi  Patel, 2008). Über den empirisch sehr 
gut abgesicherten Wirkungskanal zwischen Innovationsintensität und Wachstum 
(OECD, 2007) kann sich somit ein funktionsfähiger Wettbewerb positiv auf die mak-
roökonomische Entwicklung auswirken. Langfristig scheint eine Kombination von In-
novationsaktivitäten und Wettbewerbsintensivierung eine vielversprechende wirt-
schaftspolitische Doppelstrategie zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und 
zur Steigerung der Dynamik einer Volkswirtschaft zu sein (Aiginger, 2008)2). 

Die Stärkung des Wettbewerbs ist  gerade in Zeiten der Konsolidierung der öffentli-
chen Haushalte  eine attraktive wirtschaftspolitische Option zur Steigerung von 
Wachstum und Beschäftigung in Österreich, da bei der Umsetzung vergleichsweise 
geringe öffentliche Mittel eingesetzt werden müssen (Aiginger et al., 2010). Viele 
Problemlagen ließen sich "budgetschonend" durch die Änderung von bestehenden 
Regulierungen ändern. 

Mangelnder Wettbewerb wurde in Österreich sowohl in bestimmten Dienst- und Vor-
leistungssektoren (z. B. Energiewirtschaft3), freie Berufe4), Banken und Versicherun-

                                                           
2)  Besonders erfolgreich wird diese Doppelstrategie von den skandinavischen Ländern angewandt: Ihr wirt-
schaftlicher Erfolg ist nicht nur auf die bekannte Fokussierung auf Zukunftsinvestitionen (Forschung, Technolo-
gie, Innovationen und Bildung) zurückzuführen, sondern auch auf ihre in der Öffentlichkeit kaum wahrge-
nommene Wettbewerbsorientierung. Wie sich in Skandinavien zeigt, müssen ein großer öffentlicher Sektor mit 
einem umfassenden Sozialsystem und ein strenges Wettbewerbsregime kein Widerspruch sein, sondern kön-
nen einander hervorragend ergänzen. 
3)  Auf dem österreichischen Energiemarkt hat sich auch mehr als zehn Jahre nach der Liberalisierung man-
gels Begleitung durch eine strenge Regulierung und eine mit ausreichenden Kompetenzen versehene Wett-
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gen, Handwerk und Gewerbe, Immobilienwesen und Hausverwaltungen, öffentli-
cher Verkehr) als auch in einzelnen Sachgütersektoren (z. B. lokal eingeschränkter 
Wettbewerb in der Zement- oder Ziegelindustrie) als Wachstumsengpass identifiziert. 
Darüber hinaus wirkt die im internationalen Vergleich geringe Gründungsdynamik 
insbesondere im Bereich der innovativen Unternehmen wachstumsdämpfend, da 
eine Wettbewerbsintensivierung durch neu in den Markt eintretende und langfristig 
im Markt verweilende Unternehmen fehlt (Ederer  Janger, 2010). 

Neben Defiziten in der allgemeinen Wettbewerbspolitik und den im internationalen 
Vergleich (zu) hohen Subventionen wurde die deutlich überdurchschnittliche Größe 
des öffentlichen Unternehmenssektors als bedeutender Wachstumsengpass in Öster-
reich identifiziert (Böheim, 2010). 

 

Abbildung 1: Größe des öffentlichen Unternehmenssektors im internationalen Vergleich 

 

Q: OECD Indicators of Product Market Regulation, WIFO-Darstellung. PMR . . . Intensität der Regulierung: 0 . . . niedrig, 6 . . . hoch. 
 

Obwohl die Privatisierung von Unternehmen in Bundeseigentum den Staatsanteil in 
den Jahren 1998/2008 erheblich verringert hat, stehen in Österreich auf allen Ebenen 
(Bund, Länder und Gemeinden) noch immer eine Vielzahl von Unternehmen im öf-
fentlichen Eigentum (Abbildung 1)5). Dementsprechend schätzen aktuelle Studien 
(Aiginger et al., 2010, Alt et al., 2010) das Privatisierungspotential. 

                                                                                                                                                    
bewerbsaufsicht noch immer kein funktionierender Wettbewerb eingestellt. Einen detaillierten Überblick über 
die bestehenden Wettbewerbsbeschränkungen, die sich im Wesentlichen auf persistente Interessenkonflikte 
aus der Mehrfachrolle des Staates als Gesetzgeber, Eigentümer sowie Regulierungs- und Aufsichtsbehörde 
zurückführen lassen, gibt Böheim (2005); Lösungsvorschläge finden sich in Böheim (2008). Einen aktuellen 
Überblick über die Defizite hinsichtlich Wechselanreize und Informationsvermittlung gibt VKI (2010). 
4)  Innerhalb der "freien" Berufe variiert die Intensität der wettbewerbsbeschränkenden Regulierungen erheb-
lich (Paterson  Fink  Ogus, 2003). Dem marktwirtschaftlichen Wettbewerb besonders abträgliche Regulie-
rungen finden sich insbesondere im Bereich der Apotheken (Bedarfsprüfung, Fremdbesitzverbot, Verbot des 
Versandhandels mit Arzneimitteln, strikte Apothekenpflicht für nicht rezeptpflichtige Arzneimittel) und Notari-
ate (Vorbehaltsaufgaben, planwirtschaftliche Beschränkung der Notariatsstellen). 
5)  Die verfügbaren OECD-Regulierungsindikatoren (Stand 2008) berücksichtigen bereits die Veräußerung 
staatlicher Unternehmensbeteiligungen der jüngsten Vergangenheit (seit 2004 von der ÖIAG durchgeführt: 
Abgabe von 17% an der Telekom Austria AG; vollständige Privatisierung von VA Tech und Voestalpine AG, 
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Wie die positiven Erfahrungen von Schweden mit der kontinuierlichen Privatisierung 
seit Mitte der 1990er-Jahre zeigen (Jonung  Kiander  Vartia, 2008, OECD, 2008), 
wären bereits aus einer nur teilweisen Realisierung dieses Privatisierungspotentials 
neben substantiellen einmaligen Konsolidierungsbeiträgen für den Staatshaushalt 
wesentliche positive ordnungspolitische Effekte zu erwarten. 

 

Ein funktionsfähiger Wettbewerb mit den gezeigten positiven Wirkungen auf Innova-
tion und Wirtschaftswachstum setzt Unternehmen voraus, die sich wirtschaftlich (im 
Rahmen der geltenden Rechtsordnung) frei entfalten können. In einer Marktwirt-
schaft bildet deshalb Privateigentum (an Produktionsmitteln) den "Normalfall", öf-
fentliches Eigentum hingegen die einer Rechtfertigung bedürfende Ausnahme. Pri-
vateigentum macht den marktwirtschaftlichen Wettbewerb erst möglich, die Privati-
sierung öffentlichen Eigentums fördert ihn und wirkt über die oben skizzierten Wir-
kungszusammenhänge als Treiber für Innovation und Wirtschaftswachstum. 

Die Vorteilhaftigkeit von Privateigentum ist mit einem fundamentalen Theorem der 
Wohlfahrtsökonomie zu begründen, wonach (unter bestimmten Voraussetzungen) 
ein Wettbewerbsgleichgewicht Pareto-optimal ist. Keine andere Ressourcenallokati-
on würde somit einen Akteur besser stellen, ohne einen anderen schlechter zu stel-
len. Die Voraussetzungen dieser Gleichgewichtsdefinition sind sehr restriktiv und be-
rücksichtigen ausschließlich wirtschaftliche bzw. monetäre Effizienzziele, nicht aber 
Externalitäten in Produktion und Konsum, keine öffentlichen Güter, keinen unvoll-
ständigen Wettbewerb (die Marktstruktur wäre weder auf der Angebots- noch auf 
der Nachfrageseite stark konzentriert) und keine Informations- und Transaktionskos-
ten. Mit Effizienzüberlegungen begründete Staatseingriffe können demnach entwe-
der mit dem Auftreten von Marktversagen begründet werden oder damit, dass 
mindestens eine dieser Annahmen in der Realität verletzt ist. Darüber hinaus muss 
der Staatseingriff das Marktversagen tatsächlich beseitigen können, indem er die 
Effizienz der Ressourcenallokation erhöht und kein Staatsversagen eintritt (noch inef-
fizientere Ressourcenallokation; Megginson, 2005). Ein Staatseingriff ist demnach nur 
dann gerechtfertigt, wenn Marktversagen vorliegt und der Staatseingriff dieses 
Marktversagen beseitigen kann. 

Die Annahmen für das (theoretische) Wettbewerbsgleichgewicht sind sehr streng 
und in der Realität (fast) nie erfüllt. Dementsprechend leicht fällt die theoretische 
Begründung von Staatseingriffen auf der Grundlage von Effizienzüberlegungen bzw. 
Marktversagen. Viel anspruchsvoller ist hingegen der Beweis, dass ein Staatseingriff 
das Marktversagen auch beseitigen kann (und nicht sogar die suboptimale Marktlö-
sung verschlechtert). 

Streng zu unterscheiden ist zwischen der Legitimität und der Effizienz öffentlichen Ei-
gentums. Ersteres ist eine politische Frage und entzieht sich der ökonomischen Be-
wertung, während Letzteres mit den Methoden der empirischen Wirtschaftsfor-
schung evaluiert werden kann. Legitimität kann im politischen Entscheidungsprozess 
mit Effizienz begründet werden, aber auch ineffizientes öffentliches Eigentum kann  
aus anderen Gründen  politisch gewollt und in diesem Sinne legitim sein. In der poli-
tischen Diskussion wird Letzteres aber kaum einmal eingestanden, vielmehr wird 
meistens argumentiert, dass "öffentliches Eigentum zumindest nicht ineffizienter als 
privates Eigentum" sei (bzw. umgekehrt). Dieser implizite Schluss von der politischen 
Legitimität auf ökonomische Effizienz bedürfte aber des empirischen Beweises. 

Der folgende Abschnitt setzt sich im Detail mit den theoretischen Argumenten für 
und gegen öffentliches Eigentum an Unternehmen auseinander (vgl. Megginson, 
2005)6). 

 

                                                                                                                                                    
Abgabe von 49% an der Österreichischen Post AG), nicht aber den Verkauf des verbliebenen Anteils von 
41,56% an den Austrian Airlines an die Lufthansa im Jahr 2009 sowie die (PMR-Indikator erhöhende) "Notver-
staatlichung" der Kommunalkredit Bank und der Hypo Group Alpe Adria. 
6)  Mit der empirischen Evidenz befasst sich der zweite Teil dieser Artikelserie (WIFO-Monatsberichte 10/2011). 
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Im Wesentlichen gibt es drei Argumentationsstränge zur Begründung öffentlichen 
Eigentums an Unternehmen: 

 Öffentliches Eigentum kann gewährleisten, dass Unternehmen (auch) soziale Zie-
le abseits der Gewinnmaximierung verfolgen.  

 Öffentliches Eigentum an Unternehmen kann als Reaktion auf Marktversagen ge-
rechtfertigt werden.  

 Schließlich kann öffentliches Eigentum eine Abhilfe bei Informationsasymmetrien 
und unvollständigen Verträgen bieten. 

In allen drei Argumentationslinien beruht die Effizienz staatlicher Eingriffe auf der An-
nahme, "wohlwollende" staatliche Akteure würden ausschließlich das öffentliche In-
teresse verfolgen. In der Realität spielen aber immer auch Eigeninteressen der Ak-
teure oder bestimmter Interessengruppen eine Rolle. 

Das öffentliche Eigentum an Unternehmen kann als ein Instrument gesehen werden, 
um andere als rein ökonomische Ziele zu verfolgen. Nicht-ökonomische Ziele, an de-
ren Verfolgung die Gesellschaft ein Interesse hat, können in vielfältiger Gestalt auf-
treten. Private Unternehmen würden diese nur verfolgen, wenn sich dies gewinnstei-
gernd auswirkt. "Populäre" Ziele dieser Art sind etwa die Beschäftigung benachteilig-
ter Gruppen von Arbeitskräften, die Zahlung von Gehältern über dem Tarif, die Er-
richtung von Arbeitsplätzen in strukturschwachen Regionen, der Verkauf von Gütern 
und Dienstleistungen unter dem Marktpreis, damit diese breiten Bevölkerungsschich-
ten zur Verfügung stehen. Über öffentliche Unternehmen können diese Ziele "losge-
löst" von Effizienzüberlegungen verfolgt werden, die allenfalls notwendige Verlust-
abdeckung trägt die öffentliche Hand. 

Voraussetzung für die Überlegenheit öffentlichen Eigentums bei der Verfolgung 
nicht-ökonomischer Ziele ist eine effektive, demokratisch legitimierte politische Kon-
trolle, die in der Praxis schwierig dauerhaft herzustellen ist (Vickers  Yarrow, 1988). 
Unklare Zielfunktionen (mehrere Ziele) sowie Eigeninteressen der Kontrollinstanzen 
(politische Parteien, aber auch "entsandte" öffentlich Bedienstete) schlagen sich in 
einem Informationsvorsprung des Managements nieder, der im Allgemeinen noch 
größer ist als jener gegenüber privaten Eigentümern. 

Die Unzufriedenheit mit der Performance öffentlicher Unternehmen ist vielfach auf 
die Unvollkommenheit politischer Märkte zurückzuführen und nicht auf systemimma-
nente Schwächen öffentlichen Eigentums (Yarrow, 1986). Im Übrigen wird funktions-
fähiger Wettbewerb zur Erreichung operativer und allokativer Effizienz als wichtiger 
angesehen als die Art des Eigentums (Kay  Thompson, 1986, Cook  Kirkpatrick, 
1988, Shapiro  Willig, 1990). 

In der Realität sind die theoretischen Annahmen des Modells eines vollständigen 
Wettbewerbs (fast) nie erfüllt. Dementsprechend vielfältig sind die Möglichkeiten für 
das Auftreten von Marktversagen. Natürliche Monopole, externe Effekte, Informati-
onsasymmetrien und öffentliche Güter sind die bekanntesten Anlässe für Marktver-
sagen im Vergleich mit dem modelltheoretischen Idealzustand bzw. für eine ineffi-
ziente Ressourcenallokation. 

Im Falle des Auftretens von Marktversagen können Interventionen der öffentlichen 
Hand effizienzsteigernd wirken. Öffentliches Eigentum ist eine mögliche Form der 
Staatsintervention, wie sie vor allem im Zusammenhang mit natürlichen Monopolen, 
Informationsasymmetrien und öffentlichen Gütern angewandt wird. 

Natürliche Monopole wie z. B. in Netzwerkbranchen (Energieversorgung, Telekom-
munikation, Wasserversorgung usw.) sind dadurch gekennzeichnet, dass aufgrund 
von Skalenerträgen ein Gut (nur) von einem einzigen Anbieter effizient bereitgestellt 
wird und deshalb ein Wettbewerbsmarkt mit mehreren konkurrierenden Anbietern 
nicht entstehen kann. Private Anbieter haben aufgrund ihrer Gewinnmaximierungs-
absicht einen Anreiz zu einer betriebswirtschaftlich effizienten, aber gesamtwirt-
schaftlich ineffizienten Restriktion der angebotenen Menge bei gleichzeitiger Erhö-
hung des Preises. Da Unternehmen im öffentlichen Eigentum keiner Gewinnmaximie-
rungsrestriktion unterliegen, kann die öffentliche Hand als Eigentümer eines "natürli-
chen Monopolisten" die gesamtwirtschaftlich optimale Gütermenge zu "sozial ver-
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träglichen" Preisen bereitstellen. Sollten die politisch gewünschten "sozial verträgli-
chen" Preise nicht kostendeckend sein, wird eine Verlustabdeckung aus dem Bud-
get der öffentlichen Hand notwendig. In diesem Fall werden die Nachfrager des Gu-
tes (private Haushalte) von der Allgemeinheit (Steuerpflichtige) subventioniert. Eine 
Verlustabdeckung aus dem allgemeinen Budget wird politisch umso einfacher zu 
argumentieren sein, je größer die Schnittmenge zwischen Konsumenten und Steuer-
pflichtigen ist. Voraussetzung der gesamtwirtschaftlich effizienten Leistungserbrin-
gung durch öffentliche Unternehmen ist, dass der Staat als Eigentümer keine Eigen-
interessen verfolgt, also etwa hohe Dividenden aus seiner Unternehmensbeteiligung 
ziehen oder bestimmte Interessengruppen zulasten der Allgemeinheit bevorzugen 
will ("Klientelpolitik"), sondern die Begünstigung der Konsumenten in den Vorder-
grund stellt. 

Die moderne Industrieökonomie gibt einer staatlichen Regulierung natürlicher Mo-
nopole (unter Beibehaltung des Privateigentums) gegenüber dem öffentlichen Ei-
gentum an Unternehmen grundsätzlich den Vorzug (Borrmann  Finsinger, 1999). Be-
fürworter des öffentlichen Eigentums an der Netzwerkinfrastruktur argumentieren, 
dass die Regulierung von privaten natürlichen Monopolen aufgrund von Informati-
onsasymmetrien zwischen Regulator und regulierten Unternehmen sowie von "regu-
latorischer Befangenheit" (regulatory capture) ineffektiv bleibt. Weiterentwickelte 
regulierungsökonomische Modelle, wie z. B. die "Anreizregulierung", versuchen diese 
Probleme in den Griff zu bekommen, indem über einen statischen Regulierungsan-
satz hinausgehend auch dynamische Aspekte berücksichtigt werden. 

In der regulatorischen Praxis wird die Entscheidung zwischen öffentlichem Eigentum 
und reguliertem Privateigentum an der Netzinfrastruktur deshalb nach der konkreten 
Art der Netzinfrastruktur differenziert ausfallen müssen. Je näher das natürliche Mo-
nopol an den Kernbereichen der Versorgungsinfrastruktur angesiedelt und damit je 
ausgeprägter das öffentliche Interesse ist, desto eher kann auch öffentliches Eigen-
tum argumentiert werden. 

Wenn überhaupt, kann öffentliches Eigentum nur an natürlichen Monopolen öko-
nomisch gerechtfertigt werden. Unabhängig vom Ansatz  öffentliches Eigentum an 
natürlichen Monopolen oder staatliche Regulierung privater natürlicher Monopole  
ist die "passgenaue" Abgrenzung des natürlichen Monopols von den wettbewerbli-
chen Bereichen eine zentrale Herausforderung. In Netzwerkbranchen ist regelmäßig 
nur das Netzwerk ein natürliches Monopol: in der Energiewirtschaft die Übertra-
gungs- und Verteilnetze, in der Telekommunikation die Funk- und Festnetze, im 
Bahnverkehr das Schienennetz. Die Erzeugung und der Vertrieb der "eigentlichen 
Leistung" (Strom, Gas, Telefonie, Bahntransport) sind hingegen Bereiche, die keiner 
staatlichen Intervention bedürfen und privatwirtschaftlich am effizientesten organi-
siert werden können. 

Das Management hat gegenüber den Eigentümern eines Unternehmens immer ei-
nen Informationsvorsprung über den Zustand und den Fortgang des Unternehmens, 
weil es (zwangsläufig) näher am Unternehmensgeschehen ist. Diesen Vorteil wird 
das Management mangels Anreizen nicht (kostenlos) an die Eigentümer weiterge-
ben. Im Extremfall versagt deshalb auch die Regulierung, weshalb öffentliches Ei-
gentum nur als "ultima ratio" befürwortet wird. Informationsasymmetrien zwischen Ei-
gentümern und dem von ihnen beauftragten Management besteht allerdings in 
Form von Prinzipal-Agenten-Problemen unabhängig davon, ob es um ein Unter-
nehmen im privaten oder öffentlichen Eigentum geht. In öffentlichen Unternehmen 
sind diese Probleme jedoch tendenziell eher stärker ausgeprägt als in privaten. 

Ähnliche Probleme ergeben sich, wenn es nicht möglich ist, vollständige Verträge zu 
schließen, die die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien für alle möglichen Sze-
narien spezifizieren. Unvollständige Verträge können öffentliches Eigentum indizieren, 
wenn staatliche Interventionen gerechtfertigt sind durch Marktversagen oder einen 
Informationsvorsprung des Managements oder wenn sichergestellt ist, dass das Ma-
nagement öffentlicher Unternehmen einer effizienten politischen Kontrolle unterliegt 
(Shapiro  Willig, 1990). Ein Nachteil von reguliertem Privateigentum liegt darin, dass 
das Management den Eigentümern und dem Regulator verantwortlich ist, in öffent-
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lichen Unternehmen dagegen nur dem Staat (als Eigentümer). Verfolgt der Staat 
aber mehrere Ziele, so können sich ähnliche Konflikte ergeben. 

Bei Vorliegen unvollständiger Verträge kann eine "gemischte" privat-öffentliche Ei-
gentümerschaft optimal sein, die die Nachteile von öffentlichem Eigentum (Fehlen 
von Anreizen zur Qualitätsverbesserung) und privatem Eigentum (zu starke Anreize 
zur Kostenreduktion) überwindet (Schmitz, 2000). 

Gegen öffentliches Eigentum sprechen aus Effizienzüberlegungen vier Argumente, 
von denen drei die (umstrittene) Annahme "wohlwollender" staatlicher Akteure bei-
behalten: 

 Indem das Management staatlicher Unternehmen schwächere bzw. schlechtere 
Anreize zur Gewinnmaximierung erhält, werden Kostensenkungspotentiale nicht 
vollständig genutzt, die Unternehmen operieren ineffizient.  

 Staatliche Unternehmen unterliegen einer weniger strengen Aufsicht, da keine 
individualisierbaren Eigentümer das wirtschaftliche Unternehmensrisiko tragen, 
sondern die "anonyme" öffentliche Hand als kollektiver Eigentümer.  

 Es ist (praktisch) ausgeschlossen, dass über öffentliche Unternehmen bei Misser-
folg von den politisch Verantwortlichen (rechtzeitig) die Insolvenz eröffnet wird.  

 In Abkehr von der Annahme "wohlwollender" politischer Akteure könnte die Aus-
gestaltung staatlicher Unternehmen hauptsächlich vom Interesse der politischen 
Parteien bzw. nahestehender Interessengruppen geprägt sein und nicht von wirt-
schaftlichen Überlegungen und der Sorge um die Allgemeinheit. 

Abseits von den oben angesprochenen Prinzipal-Agenten-Problemen sind die Anrei-
ze für das Management von gewinnorientierten Unternehmen (in Privateigentum) 
einfach zu gestalten, indem das Management an den Gewinnen der Unterneh-
menseigner beteiligt wird. Der Anreiz ein Unternehmen effizient zu führen sowie in die 
Optimierung der Kostenposition zu investieren und die X-Ineffizienz zu reduzieren, ist 
damit groß. 

Durch marktwirtschaftlichen Wettbewerb induzierte Anreize zur Kostenreduzierung, 
Qualitätsverbesserung und Innovation sind die wichtigste Triebfeder unternehmeri-
schen Wachstums (Hayek, 1944, Shleifer, 1998, Böheim  Friesenbichler  Sieber, 
2006). Das Management von Unternehmen im öffentlichen Eigentum, das dem Wil-
len der Politik (als Eigentümervertreter) folgend andere Ziele als die Gewinnmaximie-
rung verfolgt, hat diesbezüglich deutlich schwächere Anreize. Es muss neben den 
Interessen des Eigentümers viele verschiedene Interessen "balancieren" (Dixit, 1997). 
Als Beschäftigte der öffentlichen Hand werden sie aus rationalen Überlegungen ins-
besondere nicht proaktiv Effizienzsteigerungen vorantreiben, weil sie einerseits an 
deren vollen Gewinnen nicht beteiligt sind, aber andererseits die Hauptlast der Kos-
ten (Proteste der Beschäftigten, Kunden, Lieferanten usw.) tragen. Besonders 
schwach ausgeprägt sind die Anreize für das Management von (natürlichen) Mo-
nopolunternehmen im öffentlichen Eigentum, da es für die Konsumenten keine Sub-
stitutionsmöglichkeiten gibt und mangelnder Wettbewerbsdruck Ineffizienzen perpe-
tuiert (Shleifer, 1998, Hart  Shleifer  Vishny, 1997, Caves, 1990). 

Öffentliche Unternehmen gehören der Allgemeinheit und nicht einzelnen Personen. 
Die Kontrolle der Geschäftsführung ist aufgrund der "verstreuten Eigentümerschaft" 
(Alchian, 1965) und der Informationsasymmetrien deutlich schwächer ausgeprägt 
als in privaten Unternehmen. Das Management staatlicher Unternehmen ist auch 
einem viel geringeren Risiko ausgesetzt, wegen ungenügender Leistung entlassen zu 
werden (Vickers  Yarrow, 1988), weil es sehr häufig aus dem partei- oder interes-
senpolitischen Umfeld rekrutiert wird. Die Disziplinierung öffentlicher Unternehmen 
durch den Markt (über die Transparenz von Kosten und Leistung) ist deutlich geringer 
ausgeprägt als für private Unternehmen, in denen deshalb das Monitoring der Ge-
schäftsführung wesentlich einfacher ist (Vickers  Yarrow, 1991). 

Private Unternehmen, die ineffizient geführt werden, werden über kurz oder lang als 
selbständige Einheiten vom Markt verschwinden. Die Kapitalgeber werden ihre Fi-
nanzmittel abziehen und in lukrativere Unternehmensbeteiligungen investieren. Öf-
fentliche Unternehmen sind dieser Gefahr im Allgemeinen nicht ausgesetzt, da die 
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Disziplinierungsfunktion des Kapitalmarktes außer Kraft gesetzt ist und das Manage-
ment mit einer Verlustabdeckung aus den öffentlichen Haushalten rechnen kann. 

Besonders große Staatsunternehmen erweisen sich in der Praxis als "too big and too 
politically important to fail" und reklamieren erfolgreich den (ungerechtfertigten) 
Status der "Systemrelevanz" für sich (Böheim, 2011, Lions, 2009). In der Folge werden 
ineffiziente und nach betriebswirtschaftlichen Kriterien längst insolvente Staatsunter-
nehmen (zu) lange von der öffentlichen Hand am Leben erhalten. Wettbewerbsver-
zerrungen werden von der Politik als "Kollateralschaden" billigend in Kauf genom-
men. Die Krise der österreichischen verstaatlichten Industrie Ende der 1980er-Jahre ist 
dafür ein beeindruckender empirischer Beleg. In der aktuellen Wirtschaftskrise ver-
suchten zwar auch Privatunternehmen (vgl. Opel in Deutschland), einen systemrele-
vanten Status zu behaupten, waren diesbezüglich aber deutlich weniger erfolgreich 
als Unternehmen im öffentlichen Eigentum. 

Die oben als Argument für öffentliches Eigentum angeführte Möglichkeit, mit ver-
staatlichten Unternehmen nicht-ökonomische Ziele (abseits der Gewinnmaximie-
rung) zu verfolgen, setzt die Existenz "wohlwollender" staatlicher Akteure voraus, die 
ausschließlich das öffentliche Interesse verfolgen. Gibt man die starke Annahme ei-
ner von den Eigeninteressen der Akteure oder bestimmter Interessengruppen losge-
lösten Entscheidungsfindung auf, so wendet sich das Argument ins Gegenteil. 

Von Eigeninteressen (vor allem Machterhalt) geleitete politische Akteure werden als 
Vertreter des öffentlichen Eigentümers die Geschäftsführung der öffentlichen Unter-
nehmen veranlassen, Projekte durchzuführen, die eine Verfolgung dieser Eigeninte-
ressen begünstigen. Für das "Wohlverhalten" gegenüber den Erwartungen der Politik 
werden Unternehmen im öffentlichen Eigentum durch andere "Vergünstigungen" 
belohnt, die privaten Unternehmen nicht offenstehen, wie z. B. höhere Subventionen 
oder den Schutz vor Wettbewerb. Ist es der Geschäftsführung aber nicht mehr mög-
lich, ausschließlich nach betriebswirtschaftlichen Kriterien zu agieren, dann wird das 
öffentliche Unternehmen weniger effizient agieren als ein privates Unternehmen, 
wenn die demokratische politische Kontrolle nicht funktioniert (Shleifer  Vishny, 
1994). Öffentliche Unternehmen verkommen so zu "Selbstbedienungsläden" der Poli-
tik, die bestimmte Bevölkerungsgruppen begünstigten ("Klientelpolitik"), während an-
fallende Verluste von der Allgemeinheit getragen werden müssen. Vielfach wird 
statt der propagierten Umverteilung zugunsten einkommensschwacher Bevölke-
rungsschichten das Gegenteil erreicht, nämlich ein Vermögenstransfer zu politisch 
stark vernetzten privilegierten Gruppen (Jones, 1985). Die österreichische Energie-
wirtschaft ist dafür ein eindrucksvoller Beweis, indem (auch) einkommensschwache 
Energiekunden über überhöhte Energiepreise die im Vergleich mit anderen Bran-
chen sehr hohen Einkommen der Beschäftigten der staatlichen Energiewirtschaft 
"subventionieren". 

Das Problem der "Klientelpolitik" kann nur vermieden werden, wenn Unternehmen 
nicht von der Politik abhängig sind7). Je geringer der staatliche Anteil, desto geringer 
werden die Interventionsmöglichkeiten sein. In letzter Konsequenz trifft eine Loslö-
sung von der Politik nur für Unternehmen in vollständig privatem Eigentum zu, da 
auch ein staatlicher "Kernaktionär" versuchen wird, andere als ökonomische Ziele zu 
verfolgen (Shleifer  Vishny, 1994, Boycko  Shleifer  Vishny, 1996). 

 

Die positive Wirkung eines funktionsfähigen Wettbewerbs auf Innovationsaktivitäten 
und Wirtschaftswachstum ist empirisch gut belegt. Ein funktionsfähiger Wettbewerb 
setzt Unternehmen voraus, die sich wirtschaftlich frei entfalten können. Die volle wirt-
schaftliche Freiheit kann nur von Unternehmen in Privateigentum wahrgenommen 
werden. In einer Marktwirtschaft bildet deshalb Privateigentum den "Normalfall", öf-
fentliches Eigentum hingegen die einer Rechtfertigung bedürfende Ausnahme. Pri-
vateigentum macht den marktwirtschaftlichen Wettbewerb erst möglich, die Privati-

                                                           
7)  Während sich in Österreich die börsennotierte Verbund AG einigermaßen von der Politik emanzipieren 
konnte, stehen die Landesenergieversorger und großen Stadtwerke nach wie vor unter (zu) starkem politi-
schem Einfluss.  

Nicht-ökonomische Ziele 

Zusammenfassung 
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sierung öffentlichen Eigentums fördert ihn und kann als Treiber für Innovationsaktivi-
täten und Wirtschaftswachstum wirken. Staatseingriffe (in Form öffentlichen Eigen-
tums an Unternehmen) sind in einer Marktwirtschaft gemäß der ökonomischen Theo-
rie nur dann gerechtfertigt, wenn Marktversagen vorliegt und dieser konkrete Staats-
eingriff dieses Marktversagen auch beseitigen kann.  

Grundsätzlich liegen drei Argumentationsstränge zur Begründung öffentlichen Eigen-
tums an Unternehmen vor: 

 Öffentliches Eigentum kann gewährleisten, dass Unternehmen (auch) soziale Zie-
le abseits der Gewinnmaximierung verfolgen.  

 Öffentliches Eigentum an Unternehmen kann als Reaktion auf Marktversagen ge-
rechtfertigt werden (z. B. bei Vorliegen von natürlichen Monopolen, externen Ef-
fekten oder öffentlichen Gütern).  

 Schließlich kann öffentliches Eigentum im Fall von Informationsasymmetrien und 
unvollständigen Verträgen eine Abhilfe bieten. 

Gegen öffentliches Eigentum sprechen aus Effizienzüberlegungen vier Argumente: 

 Indem das Management staatlicher Unternehmen schwächere bzw. schlechtere 
Anreize zur Gewinnmaximierung hat, werden Kostensenkungspotentiale nicht 
vollständig genutzt, die Unternehmen operieren ineffizient.  

 Staatliche Unternehmen unterliegen einer weniger strengen Aufsicht, da keine 
individualisierbaren Eigentümer das wirtschaftliche Unternehmensrisiko tragen, 
sondern die "anonyme" öffentliche Hand als kollektiver Eigentümer.  

 Es ist so gut wie ausgeschlossen, dass über öffentliche Unternehmen bei Misser-
folg von den politischen Verantwortungsträgern (rechtzeitig) die Insolvenz eröff-
net wird.  

 Häufig wird argumentiert, dass die Ausgestaltung staatlicher Unternehmen 
hauptsächlich vom Interesse der politischen Parteien bzw. nahestehenden Inte-
ressengruppen geprägt sei und nicht von wirtschaftlichen Überlegungen sowie 
der Sorge um die Allgemeinheit. 
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Privatising Public Property as a Tool of Economic Policy: Theoretical 
Premises for Discussing Private versus Public Ownership – Summary 

The positive impact of an effective competition regime on innovative activities 
and economic growth is well established in empirical terms. Effective competition 
requires that enterprises are not restricted in their economic activities. Enterprises 
need to be privately owned in order to enjoy full economic freedom. In a market 
economy, private property thus is considered the "standard" whereas public prop-
erty is the exception that needs to be justified. Private ownership is the prerequisite 
for market-economic competition; privatising public property fuels competition 
and may act as a driver of innovation and economic growth. According to eco-
nomic theory, state intervention (by way of the state owning enterprises) is justified 
in a market economy only when there is a market failure and such intervention is 
able to repair this failure. 
Basically, three argumentative lines can be forwarded to justify public ownership in 
enterprises: 
 Public ownership may ensure that enterprises (also) set their sights on social ob-

jectives in addition to maximising profits.  
 Public ownership in enterprises may be justified in response to market failure 

(e.g., in the case of natural monopolies, external effects or public goods).  
 Public ownership may be a remedy against information asymmetry and in-

complete contracts. 
Four lines are available to argue against public ownership on considerations of ef-
ficiency: 
 Executives at state enterprises have weaker or few incentives to maximise prof-

its so that cost reducing potentials are not fully utilised and the enterprises op-
erate inefficiently. 

 State-owned enterprises are less strictly supervised as their economic risk is not 
borne by any individualisable owners but by an anonymous public body acting 
as collective owner. 

 Failing state-owned enterprises are generally too long protected by politicians 
from bankruptcy. 

Frequently it is argued that state-owned enterprises are run to serve the interests of 
political parties or lobbies rather than in line with economic considerations and 
public concerns. 
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Lohnstückkostenposition 2010 konjunkturbedingt 
verbessert 
Die Erholung der Wirtschaft von der schweren Krise und der konjunkturbedingte Produktivitätsanstieg be-
wirkten 2010 eine Verbesserung der österreichischen Lohnstückkostenposition: Die Produktivität erhöhte 
sich in der Sachgütererzeugung in Österreich um 7,7%, die Arbeitskosten pro Kopf stiegen hingegen um 
nur 1,7%. Somit sanken die Lohnstückkosten in der Sachgütererzeugung 2010 um 5,5%. Die Lohnstückkos-
tenposition entwickelte sich damit in Österreich etwas weniger günstig als bei den EU-Handelspartnern 
(5,9%) und in Deutschland (7,9%). In der Gesamtwirtschaft stiegen die Lohnstückkosten in Österreich 
2010 um 0,4%, bei den EU-Handelspartnern um 0,2%. Aufgrund konjunkturbedingter Sondereffekte ist eine 
Betrachtung der Entwicklungen über die vergangenen fünf bzw. zehn Jahre aussagekräftiger. 

Begutachtung: Thomas Leoni • Wissenschaftliche Assistenz: Doris Gabriel, Christa Magerl • E-Mail-Adressen: Stefan.Ederer@wifo.ac.at, 
Werner.Hoelzl@wifo.ac.at, Doris.Gabriel@wifo.ac.at, Christa.Magerl@wifo.ac.at 

 

Die relative Lohnstückkostenposition gegenüber den Handelspartnern ist ein bedeu-
tender Indikator für die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Sachgütererzeu-
gung. Lohnstückkosten sind die wichtigste Determinante für Preise und damit auch 
für die preisliche Wettbewerbsfähigkeit eines Sektors bzw. einer Volkswirtschaft. Da-
rüber hinaus spielen jedoch auch qualitative Wettbewerbsfaktoren eine große Rol-
le1). 

Die relative Lohnstückkostenposition gegenüber den Handelspartnern war in Öster-
reich in den vergangenen Jahren nicht allein durch Strukturfaktoren (z. B. Spezialisie-
rungsmuster), sondern vor allem durch den Konjunkturverlauf bestimmt. Nach dem 
Einbruch der Wirtschaftsleistung 2009 infolge der Finanzmarktkrise erholte sich die 
Wirtschaft 2010 merklich (Scheiblecker et al., 2011). In Österreich war die Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise vor allem eine Exportkrise und traf daher in erster Linie die 
exportintensive Sachgütererzeugung. Da die Unternehmen den Personalstand 2009 
nicht im selben Ausmaß abbauten wie ihr Absatz zurückging, sank die Produktion 
stärker als die Beschäftigung. Diese Entwicklung wurde in Österreich durch die öf-
fentliche Förderung der Kurzarbeit unterstützt. Die Produktivität, die eine wesentliche 
Bestimmungsgröße der Lohnstückkosten ist, verringerte sich daher in der Sachgüter-
erzeugung besonders stark. Im Zuge der anschließenden Konjunkturerholung kehrte 
sich dieses Muster um: Die Produktivität stieg wieder deutlich, und die Lohnstückkos-
ten sanken. Aufgrund der international unterschiedlichen Reaktion der Lohnentwick-
lung während der Krisen- und Erholungsphasen ist der Verlauf der Lohnstückkosten 
schwierig einzuschätzen. Eine sinnvolle Betrachtung der relativen Lohnstückkosten-
position Österreichs gegenüber den Handelspartnern muss daher einen längeren 
Zeitraum erfassen. 

                                                           
1)  Eine ausführlichere Diskussion der Lohnstückkosten als Wettbewerbsindikator findet sich in Hölzl  Leoni 
(2010). 

Günstige Entwicklung 
der relativen Lohn-

stückkostenposition 
in Österreich 
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Berechnungsmethode und Datenbasis für den Lohnstückkostenvergleich 

Die Lohnstückkosten in Landeswährung (LSK) einer Branche, eines Sektors oder der Gesamtwirtschaft sind durch 
das Verhältnis der nominellen Lohnsumme (LS) zur realen Bruttowertschöpfung (BWS) definiert: 

BWS

LS
LSK  . 

Dividiert man sowohl Lohnsumme als auch Bruttowertschöpfung durch ein Maß des Arbeitseinsatzes, so ergeben 
sich die beiden Komponenten der Lohnstückkosten: Arbeitskosten je Arbeitseinheit und Arbeitsproduktivität. Das 
optimale Maß für den Arbeitseinsatz wäre die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden. Da jedoch in den meisten Län-
dern keine zuverlässigen Daten zur Arbeitszeit der Beschäftigten einzelner Sektoren verfügbar sind, stützen sich in-
ternationale Vergleiche auf die Zahl der Arbeitskräfte. 
Die Lohnsumme bezieht sich jedoch auf die Zahl der unselbständig Beschäftigten (AN), die Produktivität auf die 
Zahl der Erwerbstätigen (EWT), die auch die Selbständigen enthält: 

EWT

BWS
AN

LS

LSK  . 

Die in der makroökonomischen Datenbank der Europäischen Kommission (AMECO) veröffentlichten Lohnstückkos-
ten werden nach dieser Formel ermittelt. Auch die WIFO-Berechnungen der Lohnstückkosten der österreichischen 
Sachgütererzeugung, wie sie in der WIFO-Datenbank veröffentlicht werden, beruhen auf dieser Methode. 
Für internationale Vergleiche müssen die Lohnstückkosten in einer gemeinsamen Währung ausgedrückt werden, 
weil Wechselkursverschiebungen die Kostenposition eines Landes ebenso verändern können wie die Lohnstückkos-
tenentwicklung. Berechnet man die relative Entwicklung zwischen zwei Ländern, so ergibt sich die relative Lohn-
stückkostenposition eines Landes als Quotient der Lohnstückkosten beider Länder, gemessen in einheitlicher Wäh-
rung. Für einen Vergleich mit mehreren Ländern muss ein Gewichtungsschema herangezogen werden, da die Re-
levanz der Länder für den internationalen Vergleich meist unterschiedlich ist. Unabhängig vom methodischen An-
satz basiert ein solches Gewichtungsschema auf Daten aus der Außenhandelsstatistik und bildet somit die Außen-
handelsverflechtung einer Volkswirtschaft ab. 
Das WIFO stützt sich auf eine harmonisierte Methode, die auch die Zentralbanken des Euro-Raumes zur Messung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit nutzen. Das Gewichtungsschema besteht aus einfachen (bilateralen) 
Importgewichten und doppelten (multilateralen) Exportgewichten für Industriewaren (SITC 5 bis 8). Eine detaillierte 
Darstellung und Erläuterung dieser Methode findet sich in Mooslechner (1995) und Köhler-Töglhofer  Magerl  
Mooslechner (2006). Durch die doppelte Exportgewichtung wird neben dem Wettbewerb mit den Handelspartnern 
auf den jeweils heimischen Märkten auch jener auf allen anderen Exportmärkten abgebildet. Die Gewichte wer-
den für bestimmte Zeiträume ermittelt und angewendet. Der jüngsten Neuberechnung liegen die Dreijahresdurch-
schnitte für die Perioden 1995/1997, 1998/2000, 2001/2003 und 2004/2006 zugrunde; dabei gelten die aktuellsten 
Gewichte für den Zeitraum seit 2004. Durch dieses variable Gewichtungsschema werden Verschiebungen der 
Marktanteile berücksichtigt. 
Die Daten zu Bruttoentgelten, Produktivität und Lohnstückkosten der Sachgütererzeugung und der Gesamtwirt-
schaft wurden aus der AMECO-Datenbank bezogen1). Sie werden nach dem Erhebungskonzept der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung ermittelt und nicht je Arbeitsstunde, sondern je Arbeitskraft (Unselbständige bzw. Er-
werbstätige) berechnet. Da für einige Länder keine aktuellen Daten verfügbar waren, musste für den vorliegenden 
Bericht auf Statistiken der OECD zurückgegriffen werden. Die in der AMECO-Datenbank fehlenden Jahreswerte 
wurden anhand der entsprechenden Veränderungsraten aus der OECD-Datenbank fortgeschrieben. 

Hinweis zur Länderauswahl 
Als "EU-Handelspartner" werden hier folgende Länder bezeichnet: EU 27 ohne Österreich, Malta, Zypern, Rumänien 
und Bulgarien. Der Begriff "Alle Handelspartner" berücksichtigt Daten folgender Länder: EU 27 ohne Österreich, Mal-
ta, Zypern, Rumänien und Bulgarien, jedoch einschließlich Norwegens, der USA, Kanadas und Japans; diese Län-
derauswahl deckt mehr als drei Viertel aller österreichischen Warenexporte und rund 85% aller Warenimporte ab. 

 ___________________  
1)  Aus Gründen der internationalen Vergleichbarkeit wurde auch für Österreich der im Mai gültige Datenstand verwendet. 
 

Die Entwicklung der internationalen Lohnstückkostenposition in der Sachgütererzeu-
gung ergibt sich aus den Veränderungen der Arbeitskosten pro Kopf, dem Produkti-
vitätswachstum und den Wechselkursveränderungen (siehe Kasten "Berechnungs-
methode und Datenbasis für den Lohnstückkostenvergleich"). Seit dem Eintritt in die 
Währungsunion haben Wechselkursänderungen für die österreichische Exportwirt-
schaft etwas an Bedeutung verloren, da die wichtigsten Handelspartner Österreichs 
ebenfalls dem Euro-Raum angehören. Von der Wechselkursentwicklung des Euro 
geht aber seit mehreren Jahren ein leichter Druck auf die Produktionskosten der ös-

Bruttoentgelte pro Kopf 
unterdurchschnittlich 
gestiegen 
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terreichischen Exportwirtschaft aus (Abbildung 1). Der nominell-effektive Wechselkurs 
stieg zwischen 2000 und 2009 insgesamt um fast 11%. 2010 kehrte sich diese Entwick-
lung allerdings um, der nominell-effektive Wechselkurs ging wieder zurück. Für die 
nominell-effektive Aufwertung war insbesondere die Stärke des Euro gegenüber den 
anderen wichtigen Währungen bestimmend, sein Wert erhöhte sich zwischen 2000 
und 2010 gegenüber Dollar und Pfund jährlich um durchschnittlich 3,5%, gegenüber 
dem Yen um 1,5% .  

 

Abbildung 1: Entwicklung des nominell-effektiven Wechselkursindex 

 

Q: WIFO-Datenbank. 
 

Die Analyse der internationalen Arbeitskostenentwicklung basiert auf den Daten der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. Sie stützt sich auf die Entwicklung der Brut-
toentgelte pro Kopf, also der Lohn- und Gehaltssumme einschließlich Sozialabgaben 
der Arbeitgeber je unselbständige Arbeitskraft. Die Arbeitskosten stiegen in Öster-
reich 2010 gegenüber dem Vorjahr um 1,7%, die der EU-Handelspartner um 3,8%. Die 
höchste Zunahme verzeichneten Litauen (+9,6%), Slowenien (+8,5%) und Großbri-
tannien (+7,0%). Schwächer als in Österreich erhöhten sie sich hingegen in Belgien 
(0,2%), Finnland (+1,5%) und Schweden (+1,6%). In Deutschland, Österreichs 
wichtigstem Handelspartner, stiegen die Arbeitskosten um 4,4%. 

Im Durchschnitt der Jahre 2005 bis 2010 war das Muster umgekehrt: In Österreich 
nahmen die Arbeitskosten jährlich um 3,0% zu, bei den EU-Handelspartnern um 2,5%. 
Besonders groß war der Unterschied gegenüber Deutschland (2005/2010 nur +1,6% 
p. a.), vor allem in den Jahren 2007 bis 2009. Über den gesamten Zeitraum 2000/2010 
blieben die relativen Arbeitskosten pro Kopf gegenüber den EU-Handelspartnern in 
Österreich unverändert (jeweils +2,8% p. a.; Übersicht 1). 

Für die Beurteilung der Wettbewerbsposition einer Volkswirtschaft auf dem Welt-
markt sind nicht nur die Arbeitskosten und die Wechselkursrelationen ausschlagge-
bend, sondern auch die Produktionsleistung der Erwerbstätigen (Produktivität). Diese 
wird am realen Nettoproduktionswert (Bruttowertschöpfung) pro Kopf der Erwerbstä-
tigen gemessen. Österreichs Industrie erzielte in den Jahren vor der Krise überdurch-
schnittlich hohe Produktivitätszuwächse. Nach einem Einbruch in der Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise war das Jahr 2010 international von einer konjunkturbedingten 
Erholung der Produktivität gekennzeichnet. Nur Griechenland verzeichnete einen 
Rückgang von 7,4%. In Österreich stieg die Produktivität in der Sachgütererzeugung 
um 7,7%, merklich schwächer als im Durchschnitt der EU-Handelspartner (+11,2%). 
Insbesondere in den neuen EU-Ländern erhöhte sich die Produktivität 2010 deutlich 
(Estland +28,0%, Litauen +17,6%, Lettland +13,1%, aber auch Schweden +16,6%). 
Dagegen blieb die Erholung in den südeuropäischen Ländern (Spanien, Portugal) 
unterdurchschnittlich. 
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Übersicht 1: Entwicklung der Arbeitskosten pro Kopf (Beschäftigte) in der 
Sachgütererzeugung 

In Landeswährung      
       
 Ø 2000/2005 Ø 2005/2010 2008 2009 2010 
 Jährliche Veränderung in % 
       
Österreich   + 2,5  + 3,0  + 3,9  + 2,0  + 1,7 
  
Belgien  + 2,8  + 2,1  + 2,2  + 0,3  – 0,2 
Dänemark  + 4,4  + 3,1  + 2,3  + 1,6  + 3,4 
Deutschland   + 1,6  + 1,6  + 1,6  – 2,6  + 4,4 
Griechenland  + 5,4  + 5,7  + 13,6  + 0,3  + 3,1 
Spanien  + 3,6  + 4,1  + 5,5  + 2,2  + 2,9 
Frankreich  + 3,0  + 2,3  + 2,8  – 0,1  + 2,2 
Irland  + 5,7  + 1,7  + 4,8  – 0,6  – 2,2 
Italien  + 3,1  + 3,0  + 4,2  + 1,1  + 3,5 
Luxemburg  + 2,2  + 1,5  + 1,0  – 0,5  + 3,1 
Niederlande  + 3,9  + 2,7  + 3,6  + 1,7  + 2,0 
Portugal  + 3,5  + 3,1  + 3,5  + 1,7  + 2,2 
Finnland  + 3,8  + 2,8  + 4,3  + 1,0  + 1,5 
Schweden  + 4,1  + 2,3  + 1,1  + 2,5  + 1,6 
Großbritannien  + 5,2  + 5,1  + 3,3  + 6,5  + 7,0 
  
Tschechien  + 6,6  + 3,8  + 4,9  – 3,9  + 5,9 
Estland  + 10,7  + 8,0  + 2,8  – 3,7  + 4,4 
Lettland  + 7,5  + 9,7  + 16,1  – 11,2  – 0,8 
Litauen  + 9,5  + 4,8  + 11,3  – 15,8  + 9,6 
Ungarn  + 8,7  + 3,8  + 5,1  – 1,1  + 2,7 
Polen  + 0,1  + 4,3  + 10,6  – 2,4  + 5,9 
Slowenien  + 8,8  + 5,6  + 5,5  + 0,8  + 8,5 
Slowakei  + 7,5  + 6,3  + 8,7  + 0,4  + 2,6 
  
Japan  + 0,4  – 0,4  ± 0,0  – 5,3  + 4,2 
Kanada  + 3,5  + 1,2  – 1,1  – 3,9  + 3,9 
Norwegen  + 5,0  + 4,9  + 5,1  + 3,0  + 5,1 
USA  + 3,9  + 3,6  + 3,5  + 4,6  + 2,4 
  
EU-Handelspartner1)  + 3,0  + 2,5  + 3,0  – 0,9  + 3,8 
  
Österreich 

Alle Handelspartner2) = 100  – 0,5  + 0,5  + 0,9  + 2,6  – 1,9 
EU-Handelspartner1)  = 100  – 0,5  + 0,5  + 0,8  + 2,9  – 2,0 
Deutschland = 100  + 0,9  + 1,4  + 2,3  + 4,8  – 2,5 

Q: AMECO, Statistik Austria, OECD, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Österreich, Malta, Zypern, Rumänien, 
Bulgarien; gewichteter Durchschnitt der Handelspartner gemäß der Berechnung der WIFO-Wechselkurs-
indizes.  2) Ohne Österreich, Malta, Zypern, Rumänien, Bulgarien, jedoch einschließlich Norwegens, der 
USA, Kanadas und Japans; gewichteter Durchschnitt der Handelspartner gemäß der Berechnung der 
WIFO-Wechselkursindizes. 
  

Diesem starken Anstieg der Produktivität war 2009 konjunkturbedingt ein beträchtli-
cher Rückgang vorausgegangen. Während die Wirtschaftsleistung in der Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise einbrach, fiel der Rückgang der Beschäftigung geringer 
aus, weil die Unternehmen Arbeitskräfte horteten. Dies wurde in mehreren Ländern  
insbesondere in Österreich und Deutschland  durch die öffentliche Förderung der 
Kurzarbeit unterstützt. Der längerfristige Vergleich ist durch diesen Effekt weniger be-
einträchtigt und daher aussagekräftiger als kurzfristige Veränderungen: Zwischen 
2005 und 2010 stieg die Produktivität in der Sachgütererzeugung in Österreich durch-
schnittlich jährlich um 2,5%, im Durchschnitt der EU-Handelspartner um 1,2%, in 
Deutschland blieb sie in diesem Zeitraum unverändert. Dieses Muster ist auch im 
Vergleich über den Zehnjahreszeitraum 2000/2010 zu beobachten: Die Produktivität 
erhöhte sich in Österreich (+2,4% p. a.) durchschnittlich stärker als in Deutschland 
(+1,4%) und den EU-Handelspartnern (+2,1%). Deutlich kräftigere Zuwächse ver-
zeichneten allerdings die ostmitteleuropäischen EU-Länder, einige skandinavische 
Länder und die USA (Übersicht 2). 

Die Lohnstückkosten der Sachgütererzeugung sanken 2010 in Österreich um 5,5%. 
Dies war in erster Linie eine Folge des konjunkturbedingten Produktivitätsanstiegs, im 
Jahr zuvor waren sie stark gestiegen. In Deutschland und den EU-Handelspartnern 
verlief die Entwicklung der Lohnstückkosten ähnlich. Nur in Griechenland (+11,4%), 
Kanada (+19,1%), Norwegen (+8,2%), den USA (+0,8%), Großbritannien (+3,9%) und 

Relative Lohnstückkosten 
der Sachgütererzeugung 
2010 gesunken  
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Japan (+1,1%) stiegen die Lohnstückkosten 2010. Den höchsten Rückgang verzeich-
neten Estland (18,5%), Irland (14,1%), Lettland (12,7%) und Luxemburg (11,0%). 

  

Übersicht 2: Entwicklung der Produktivität pro Kopf (Beschäftigte) in der 
Sachgütererzeugung 

In Landeswährung 
       
 Ø 2000/2005 Ø 2005/2010 2008 2009 2010 
 Jährliche Veränderung in % 
       
Österreich   + 2,4  + 2,5  + 2,7  – 10,1  + 7,7 
  
Belgien  + 2,3  + 1,3  – 0,7  – 1,9  + 3,1 
Dänemark  + 2,1  + 3,1  + 2,4  – 2,7  + 10,3 
Deutschland   + 2,7  + 0,0  – 5,6  – 15,6  + 13,3 
Griechenland  + 1,5  – 0,8  + 4,2  + 6,2  – 7,4 
Spanien  + 1,2  + 1,7  – 1,2  – 0,5  + 7,6 
Frankreich  + 3,1  + 0,3  – 0,9  – 7,5  + 6,6 
Irland  + 6,0  + 8,1  + 1,2  + 13,3  + 13,0 
Italien  – 0,4  – 0,1  – 3,4  – 8,4  + 8,7 
Luxemburg  – 0,4  – 0,2  – 11,9  – 9,1  + 16,1 
Niederlande  + 3,3  + 2,2  – 2,5  – 5,7  + 10,6 
Portugal  + 2,1  + 1,3  – 1,7  – 3,7  + 5,5 
Finnland  + 5,2  + 3,9  + 0,9  – 10,9  + 10,2 
Schweden  + 7,0  + 1,8  – 5,4  – 9,0  + 16,6 
Großbritannien  + 4,5  + 2,0  + 1,8  – 4,4  + 6,9 
  
Tschechien  + 5,6  + 6,4  + 6,8  – 6,4  + 13,5 
Estland  + 9,1  + 5,2  – 6,6  – 11,2  + 28,0 
Lettland  + 6,5  + 2,7  – 4,4  – 0,7  + 13,1 
Litauen  + 9,5  + 5,6  + 1,7  – 3,2  + 17,6 
Ungarn  + 6,0  + 3,5  – 0,4  – 6,3  + 12,1 
Polen  + 5,2  + 8,6  + 4,0  + 7,2  + 14,6 
Slowenien  + 6,1  + 4,4  + 0,6  – 8,1  + 15,2 
Slowakei  + 12,7  + 5,1  + 5,6  – 12,9  + 6,3 
  
Japan  + 4,4  + 0,9  + 1,4  – 14,7  + 15,3 
Kanada  + 0,5  – 0,0  – 3,6  – 5,1  + 6,8 
Norwegen  + 4,8  + 0,4  + 0,7  – 1,2  + 5,3 
USA  + 6,8  + 3,5  + 0,1  + 1,9  + 5,6 
  
EU-Handelspartner1)  + 3,1  + 1,2  – 2,8  – 10,4  + 11,2 
  
Österreich 

Alle Handelspartner2) = 100  – 1,0  + 1,1  + 5,3  – 0,7  – 2,8 
EU-Handelspartner1)  = 100  – 0,7  + 1,3  + 5,7  + 0,3  – 3,1 
Deutschland = 100  – 0,4  + 2,5  + 8,8  + 6,5  – 5,0 

Q: AMECO, Statistik Austria, OECD, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Österreich, Malta, Zypern, Rumänien, 
Bulgarien; gewichteter Durchschnitt der Handelspartner gemäß der Berechnung der WIFO-Wechselkurs-
indizes.  2) Ohne Österreich, Malta, Zypern, Rumänien, Bulgarien, jedoch einschließlich Norwegens, der 
USA, Kanadas und Japans; gewichteter Durchschnitt der Handelspartner gemäß der Berechnung der 
WIFO-Wechselkursindizes. 
  

Für Österreich ergab sich daraus für 2010 eine Verbesserung der relativen Lohnstück-
kostenposition gegenüber den Handelspartnern um 0,7%; gegenüber den EU-
Handelspartnern (+0,4%) und gegenüber Deutschland (+2,6%) verschlechterte sie 
sich hingegen. Allerdings ist auch hier die längerfristige Betrachtung aussagekräfti-
ger. Die Entwicklung der relativen Lohnstückkosten wird sowohl durch die Lohnent-
wicklung als auch durch die Produktivitätsveränderungen in Österreich und den 
Handelspartnern bestimmt (Abbildung 2). In einigen Ländern des Euro-Raumes (Itali-
en, Griechenland, Spanien) erhöhten sich die Löhne viel stärker als die Produktivität; 
in den meisten ostmitteleuropäischen Ländern und den USA stiegen sie ebenfalls 
kräftig, jedoch meist ähnlich wie die Produktivität. In Österreich hingegen blieb das 
durchschnittliche Wachstum der Arbeitskosten hinter dem der Arbeitsproduktivität 
zurück, sodass sich die Lohnstückkostenposition verbesserte: Im Durchschnitt 
2005/2010 nahmen die Lohnstückkosten in der Sachgütererzeugung in Österreich 
jährlich um 0,5% zu, in Deutschland um 1,6% und bei den EU-Handelspartnern um 
1,2%. Die Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Sachgütererzeugung verbesser-
te sich dadurch beträchtlich. Die relativen Lohnstückkosten sanken im Zeitraum 
2005/2010 sowohl gegenüber den EU-Handelspartnern (durchschnittlich jährlich 
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0,8%) als auch gegenüber Deutschland merklich (1,1%). Im Durchschnitt der letz-
ten zehn Jahre (2000/2010) war dieses Muster nicht so ausgeprägt: Die Lohnstück-
kosten der Sachgütererzeugung stiegen in Österreich um 0,3% jährlich, bei den EU-
Handelspartnern um 0,6% zu. In Deutschland betrug der Zuwachs allerdings nur 0,2% 
p. a. Auch gegenüber den Handelspartnern außerhalb der EU verschlechterte sich 
die relative Lohnstückkostenposition. Dies war jedoch zumindest zum Teil der starken 
Aufwertung des Euro gegenüber dem Dollar und dem britischen Pfund in diesem 
Zeitraum zuzuschreiben (Übersicht 3). 

 

Abbildung 2: Entwicklung der relativen Lohn- und Lohnstückkosten in der 
Sachgütererzeugung 

In €, 2000 = 100 

 

 

 

Q: AMECO, OeNB, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Österreich, Malta, Zypern, Rumänien, Bulgarien, jedoch 
einschließlich Norwegens, der USA, Kanadas und Japans.  2) Ohne Österreich, Malta, Zypern, Rumänien, 
Bulgarien. 
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Übersicht 3: Entwicklung der Lohnstückkosten pro Kopf (Beschäftigte) in der 
Sachgütererzeugung und der Gesamtwirtschaft 

In € 
       
 Ø 2000/2005 Ø 2005/2010 2008 2009 2010 
 Jährliche Veränderung in % 
Sachgütererzeugung      
Österreich   + 0,2  + 0,5  + 1,1  + 13,5  – 5,5 
  
Belgien  + 0,4  + 1,3  + 2,9  + 4,5  – 3,3 
Dänemark  + 2,2  + 0,1  – 0,2  + 4,6  – 6,0 
Deutschland   – 1,1  + 1,6  + 7,6  + 15,4  – 7,9 
Griechenland  + 3,5  + 6,6  + 9,1  – 5,6  + 11,4 
Spanien  + 2,4  + 2,4  + 6,8  + 2,7  – 4,4 
Frankreich  – 0,1  + 2,0  + 3,8  + 8,0  – 4,2 
Irland  – 0,3  – 6,3  + 1,2  – 11,5  – 14,1 
Italien  + 3,5  + 3,0  + 7,8  + 10,3  – 4,8 
Luxemburg  + 2,6  + 1,8  + 14,6  + 9,4  – 11,0 
Niederlande  + 0,6  + 0,5  + 6,3  + 7,9  – 8,0 
Portugal  + 1,4  + 1,7  + 5,3  + 5,6  – 3,1 
Finnland  – 1,4  – 1,1  + 3,4  + 13,4  – 7,8 
Schweden  – 4,5  – 0,1  + 2,7  + 2,0  – 3,0 
Großbritannien  – 1,6  – 1,5  – 12,8  – 0,4  + 3,9 
  
Tschechien  + 4,7  + 0,8  + 9,4  – 3,2  – 2,4 
Estland  + 1,5  + 2,7  + 10,1  + 8,4  – 18,5 
Lettland  – 3,4  + 6,4  + 21,1  – 11,0  – 12,7 
Litauen  + 1,3  – 0,8  + 9,4  – 13,0  – 6,8 
Ungarn  + 3,5  – 1,8  + 5,4  – 5,3  – 6,8 
Polen  – 4,9  – 3,9  + 14,6  – 26,1  – 0,2 
Slowenien  – 0,4  + 1,1  + 4,9  + 9,7  – 5,9 
Slowakei  – 2,8  + 6,2  + 11,2  + 19,6  – 3,5 
  
Japan  – 9,8  + 1,9  + 5,0  + 29,1  + 1,1 
Kanada  + 1,1  + 4,5  – 2,8  – 0,5  + 19,1 
Norwegen  + 0,4  + 4,4  + 1,7  – 1,8  + 8,2 
USA  – 8,4  – 1,4  – 3,6  + 10,7  + 0,8 
  
EU-Handelspartner1)  – 0,1  + 1,2  + 5,9  + 8,8  – 5,9 
  
Österreich 

Alle Handelspartner2) = 100  + 1,3  – 0,6  – 3,7  + 3,7  – 0,7 
EU-Handelspartner1)  = 100  + 0,2  – 0,8  – 4,5  + 4,3  + 0,4 
Deutschland = 100  + 1,3  – 1,1  – 6,0  – 1,6  + 2,6 

  
Gesamtwirtschaft 
Österreich   + 0,7  + 1,9  + 2,7  + 4,8  + 0,4 
EU-Handelspartner1)  + 1,6  + 1,7  + 3,3  + 2,7  + 0,2 
Alle Handelspartner2)   + 0,7  + 1,6  + 2,5  + 3,3  + 1,0 
  
Österreich 

Alle Handelspartner2) = 100  – 0,0  + 0,4  + 0,2  + 1,5  – 0,6 
EU-Handelspartner1)  = 100  – 0,9  + 0,3  – 0,5  + 2,0  + 0,1 
Deutschland = 100  + 0,5  + 1,0  + 0,4  – 0,4  + 1,2 

Q: AMECO, Statistik Austria, OECD, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Österreich, Malta, Zypern, Rumänien, 
Bulgarien; gewichteter Durchschnitt der Handelspartner gemäß der Berechnung der WIFO-Wechselkurs-
indizes. Lohnstückkosten: Quotient aus Bruttoentgelten pro Kopf (unselbständig Beschäftigte) und realer 
Bruttowertschöpfung bzw. BIP real pro Kopf (Erwerbstätige).  2) Ohne Österreich, Malta, Zypern, Rumäni-
en, Bulgarien, jedoch einschließlich Norwegens, der USA, Kanadas und Japans; gewichteter Durchschnitt 
der Handelspartner gemäß der Berechnung der WIFO-Wechselkursindizes. Lohnstückkosten: Quotient aus 
Bruttoentgelten pro Kopf (unselbständig Beschäftigte) und realer Bruttowertschöpfung bzw. BIP real pro 
Kopf (Erwerbstätige). 
  

In der Gesamtwirtschaft schwanken die Lohnstückkosten in Österreich schwächer als 
in der Sachgütererzeugung. Sie stiegen 2010 um 0,4%, bei den EU-Handelspartnern 
um 0,2%. Auch im Durchschnitt der Jahre 2005/2010 erhöhten sich die gesamtwirt-
schaftlichen Lohnstückkosten in Österreich mit +1,9% p. a. etwas stärker als die der 
EU-Handelspartner (+1,7%). Die relative Lohnstückkostenposition verschlechterte sich 
daher, insbesondere gegenüber Deutschland. Der Anstieg der Lohnstückkosten war 
in der Gesamtwirtschaft sowohl in Österreich als auch bei den Handelspartnern we-
sentlich stärker als in der Sachgütererzeugung. Dies ist nicht überraschend, weil in 
der Sachgütererzeugung die Möglichkeiten zur Produktivitätssteigerung am größten 
sind (Hölzl  Leoni, 2010). Die relative Lohnstückkostenposition der österreichischen 



LOHNSTÜCKKOSTENPOSITION  
 

612 MONATSBERICHTE 9/2011  

Gesamtwirtschaft verschlechterte sich von 2005 bis 2010 gegenüber allen Handels-
partnern um 0,4%, gegenüber den EU-Handelspartnern um 0,3% und gegenüber 
Deutschland um 1%. 

 

Die Lohnstückkosten der Sachgütererzeugung entwickelten sich seit der Schaffung 
der Wirtschafts- und Währungsunion in den Ländern des Euro-Raumes unterschied-
lich. Dieses Muster, das sich auch in den gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten 
zeigt, hatte eine drastische Verschiebung der relativen Wettbewerbsfähigkeit zwi-
schen den Euro-Ländern zur Folge. Durch den Eintritt in die Währungsunion fielen die 
Wechselkurse innerhalb des Euro-Raumes weg. Die unterschiedliche Entwicklung der 
Lohnstückkosten kann daher nicht mehr über Auf- oder Abwärtsbewegungen der 
Wechselkurse ausgeglichen werden, sondern muss über die Entwicklung der Produk-
tivität oder der Löhne kompensiert werden. Die Verschiebung der Wettbewerbsfä-
higkeit kann dadurch Wachstums- und Leistungsbilanzungleichgewichte erzeugen, 
die die Konjunkturerholung nach der Wirtschaftskrise gefährden und die Währungs-
union destabilisieren2). 

Die Lohnstückkostenentwicklung divergiert im Euro-Raum in der Sachgütererzeu-
gung deutlicher stärker als in der Gesamtwirtschaft. Zwischen 2000 und 2010 gingen 
die Lohnstückkosten der Sachgütererzeugung in Irland und Finnland durchschnittlich 
um 3,4% bzw. 1,2% p. a. zurück. In Deutschland (+0,2%), Österreich (+0,3%) und den 
Niederlanden (+0,5%) war ein mäßiger Anstieg zu verzeichnen; in Frankreich und 
Belgien lag die durchschnittliche jährliche Veränderung bei knapp +1%. Hingegen 
stiegen die Lohnstückkosten der Sachgütererzeugung in Griechenland (+5%), Italien 
(+3,3%), Spanien (+2,4%) und Portugal (+1,6%) deutlich. Kumuliert ergibt sich daraus 
von 2000 bis 2010 eine drastische Verschiebung der Wettbewerbsfähigkeit: Während 
die Lohnstückkosten in Irland und Finnland um 29% bzw. 12% sanken und in Deutsch-
land und Österreich weitgehend stabil blieben, erhöhten sie sich in Griechenland 
(+64%), Italien (+38%), Spanien (+27%) und Portugal (+17%) beträchtlich. 

Der Zeitraum 2000/2010 umfasst die Jahre des starken Konjunkturaufschwungs bis 
2007, die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 2008/09 und die international unter-
schiedliche Erholung seither. In der Aufschwungphase bis zum Höhepunkt der Kon-
junktur (2000/2007) sanken die Lohnstückkosten auch in Deutschland und Österreich 
deutlich. Im Jahr 2007 lagen sie in Österreich um 5% unter dem Wert von 2000, in 
Deutschland sogar um 10%. In Finnland war der Rückgang am höchsten (beinahe 
20%). Hingegen verringerten sie sich in Irland bis zum Jahr 2006 kaum und sanken 
erst danach in der Folge der  in Irland relativ früh einsetzenden  Finanzmarkt- und 
Wirtschaftskrise dramatisch.  

Mit Ausnahme von Irland war daher die kumulierte Differenz der Lohnstückkosten-
entwicklung zwischen Deutschland und den anderen Volkswirtschaften von 2000 bis 
2007 deutlich größer als in der Gesamtperiode. Seit der Krise stiegen die Lohnstück-
kosten jedoch auch in Deutschland merklich, sodass sich der Abstand wieder etwas 
verringerte. In Griechenland und Italien lag jedoch der Anstieg zwischen 2007 und 
2010 über jenem in Deutschland, die relative Wettbewerbsposition verschlechterte 
sich also auch in der Krise weiter (Abbildung 3). 

In der Gesamtwirtschaft ergibt sich ein etwas anderes Entwicklungsmuster. Mit Aus-
nahme von Griechenland und Italien erhöhten sich die Lohnstückkosten in allen 
Ländern stärker als in der Sachgütererzeugung. Am deutlichsten war der Unterschied 
in Irland und Finnland: Im Gegensatz zur Sachgütererzeugung stiegen die Lohnstück-
kosten dort in der Gesamtwirtschaft ebenso wie in den anderen Ländern. Die Ver-
besserung der relativen Wettbewerbsposition zu Deutschland fiel daher  gemessen 
an den gesamtwirtschaftlichen Lohnstückkosten  im Zeitraum 2000/2010 geringer 
aus als in der Sachgütererzeugung. Dies entspricht dem erwarteten Verhältnis zwi-
schen den Lohnstückkosten in der Sachgütererzeugung und der Gesamtwirtschaft 

                                                           
2)  Eine ausführliche Diskussion der Ursachen und Entstehung von Leistungsbilanzungleichgewichten im Euro-
Raum und der Wettbewerbsfähigkeit auf gesamtwirtschaftlicher Ebene bietet Ederer (2010). 

Unterschiedliche Lohn-
stückkostenentwick-
lung im Euro-Raum 

Unterschiede in der 
Sachgütererzeugung 
größer als in der 
Gesamtwirtschaft 
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(siehe oben). Umgekehrt war in Griechenland und Italien der Anstieg der Lohnstück-
kosten in der Sachgütererzeugung deutlich höher als in der Gesamtwirtschaft. Die 
relative Wettbewerbsposition gegenüber Deutschland verschlechterte sich daher 
nicht so stark wie in der Sachgütererzeugung (Übersicht 4). 

 

Abbildung 3: Lohnstückkostenentwicklung der Sachgütererzeugung im Euro-Raum 

 

Q: AMECO, Statistik Austria, OECD, WIFO-Berechnungen. 
 
  

Übersicht 4: Relative Wettbewerbsposition zu Deutschland im Euro-Raum 

Auf Euro-Basis, Deutschland = 100 
      
 Sachgüter-

erzeugung 
Gesamtwirtschaft Sachgüter-

erzeugung 
Gesamtwirtschaft 

 Veränderung 2000/2007 in % Veränderung 2000/2010 in % 
      
Österreich   + 5,5  + 6,2  + 0,8  + 8,0 
  
Belgien  + 15,1  + 13,7  + 6,5  + 16,6 
Dänemark  + 24,6  + 21,9  + 9,6  + 27,6 
Griechenland  + 53,1  + 23,6  + 61,3  + 29,5 
Spanien  + 31,1  + 25,0  + 24,2  + 23,7 
Frankreich  + 12,8  + 14,8  + 7,6  + 15,9 
Irland  + 2,8  + 28,0  – 31,3  + 21,4 
Italien  + 32,1  + 22,3  + 35,4  + 26,9 
Luxemburg  + 22,0  + 17,9  + 22,2  + 25,5 
Niederlande  + 10,5  + 16,4  + 3,2  + 17,6 
Portugal  + 18,7  + 19,6  + 14,3  + 19,4 
Finnland  – 7,7  + 9,2  – 14,0  + 15,9 

Q: AMECO, Statistik Austria, OECD, WIFO-Berechnungen. 
  

Diese Unterschiede ergaben sich in erster Linie aus der abweichenden Entwicklung 
der Produktivität in der Sachgütererzeugung: In Finnland und Irland stieg die Produk-
tivität von 2000 bis 2007 durchschnittlich jährlich um etwa 6½%, in Deutschland, den 
Niederlanden und Österreich um 3½%. In Belgien, Frankreich und Portugal erhöhte 
sie sie durchschnittlich um gut 2½% p. a., in Spanien um nur knapp 1½%. In Griechen-
land und Italien stagnierte die Produktivität in der Sachgütererzeugung hingegen 
weitgehend. Die Arbeitskosten pro Kopf stiegen im Euro-Raum am stärksten in Grie-
chenland und Irland (durchschnittlich mehr als +5% p. a.). In Finnland, den Nieder-
landen, Spanien und Portugal lag der Anstieg unter 4%. Belgien, Frankreich, Italien 
und Österreich verzeichneten mit durchschnittlich etwa +3% deutlich schwächere 
Zuwächse. In Deutschland erhöhten sich die Arbeitskosten pro Kopf um weniger als 
2%.  
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In Griechenland, Italien und  in vermindertem Ausmaß  in Spanien lag der Anstieg 
der Arbeitskosten pro Kopf damit weit über den mäßigen bis geringfügigen Produkti-
vitätszuwächsen. Vor allem in Deutschland, Finnland und Irland entwickelten sich die 
Arbeitskosten wesentlich schwächer als die Produktivität. In Österreich fiel die Zu-
nahme ebenfalls niedriger aus, in den Niederlanden ergab sich für Arbeitskosten 
und Produktivität dieselbe Rate. In Belgien und Frankreich erhöhten sich die Arbeits-
kosten etwas stärker als die Produktivität. 

 

Die Konjunkturerholung nach der Wirtschaftskrise bewirkte 2010 in Österreich eine 
Verringerung der Lohnstückkosten der Sachgütererzeugung um 5,5%. Die Produktivi-
tät erhöhte sich in der österreichischen Sachgütererzeugung um 7,7%, während die 
Arbeitskosten nur mäßig anzogen (+1,7%). Allerdings war der Produktivitätsanstieg im 
internationalen Vergleich gering, sodass die Lohnstückkosten 2010 etwas weniger 
sanken als im Durchschnitt der EU-Handelspartner (5,9%) und in Deutschland 
(7,9%). Damit ergab sich 2010 eine Verschlechterung der relativen Lohnstückkos-
tenposition um 0,4% gegenüber den EU-Handelspartnern und um 2,6% gegenüber 
Deutschland. Wegen konjunkturbedingter Sondereffekte ist die längerfristige Ent-
wicklung aussagekräftiger als die Betrachtung der Vorjahresveränderung 2010: Im 
Durchschnitt der Jahre 2005/2010 ergab sich eine deutliche Verbesserung der relati-
ven Lohnstückkostenposition der österreichischen Sachgütererzeugung (durch-
schnittlich 0,8% p. a. gegenüber den EU-Handelspartnern und 1,1% gegenüber 
Deutschland). Im selben Zeitraum verschlechterte sich die gesamtwirtschaftliche 
Lohnstückkostenposition gegenüber den EU-Handelspartnern um 0,3% und gegen-
über Deutschland um 1%. 

Im Zuge der Krise der öffentlichen Haushalte in einigen Ländern geriet auch die Ent-
wicklung der Wettbewerbsfähigkeit im Euro-Raum ins Interesse der Wirtschaftspolitik. 
Seit Bestehen der Währungsunion war eine deutliche Divergenz der Entwicklung der 
Lohnstückkostenposition im Euro-Raum zu beobachten, die vor allem auf eine ab-
weichende Produktivitätsentwicklung zurückzuführen ist. Der Wegfall des Wechsel-
kursmechanismus macht diese Unterschiede persistent.  

 

Die Arbeitskosten je Beschäftigtenstunde wurden hier anhand der Arbeitskostener-
hebung berechnet, die in den EU-Ländern alle vier Jahre durchgeführt wird. Die jähr-
liche Entwicklung zwischen zwei Arbeitskostenerhebungen wird anhand eines Ar-
beitskostenindex fortgeschrieben. Die hier veröffentlichten Ergebnisse beruhen auf 
der Ende 2010 veröffentlichten Arbeitskostenerhebung 2008. Der Bericht des Vorjah-
res (Hölzl  Leoni, 2010) verwendete noch Daten der Erhebung für 2004. Durch Revi-
sionen, den Umstieg von NACE rev. 1 auf NACE rev. 2 und den Wechsel des Anker-
wertes auf 2008 veränderten sich die Zahlen für 2009 gegenüber diesem Bericht für 
einige Länder deutlich, insbesondere für Norwegen, Griechenland, Malta und Groß-
britannien. 

Anders als die Arbeitskostenerhebung beruht der Arbeitskostenindex nicht in allen 
Ländern auf demselben statistischen Konzept. Damit ist die internationale Ver-
gleichbarkeit etwas eingeschränkt. Für Österreich basiert der Index auf Daten aus 
der Konjunkturerhebung. Übersicht 4 bildet die auf Basis des revidierten Arbeitskos-
tenindex ermittelten Arbeitskosten für die gesamte Periode 2004/2009 und somit die 
zurückrevidierte Zeitreihe ab.  

Der internationale Vergleich der Arbeitskosten je Stunde ist für die Jahre 2009 und 
2010 mit besonderer Vorsicht zu interpretieren: Einerseits wird die Auswirkung der 
Kurzarbeit auf die Entwicklung der Arbeitskosten in der österreichischen Konjunktur-
erhebung nicht vollständig abgebildet  der von der öffentlichen Hand getragene 
Teil der Zusatzkosten bleibt in der Erhebung unberücksichtigt. Andererseits liegen kei-
ne Informationen darüber vor, wieweit sich Kurzarbeit oder andere arbeitsmarktpoli-
tische Maßnahmen im Zuge der Wirtschaftskrise in den Arbeitskostendaten der an-
deren Länder niederschlagen.  

Zusammenfassung 

Anhang: Arbeitskosten 
je Stunde in der 
Sachgütererzeugung 
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Abbildung 4: Arbeitskosten je Stunde in der Sachgütererzeugung 2010 

In €, Österreich = 100 

 

Q: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung 2008; Arbeitskostenindex), WIFO-Berechnungen. 
 
  

Übersicht 5: Arbeitskosten je Stunde in der Sachgütererzeugung 
         
 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
 In € 
         
Bulgarien 1,4 1,5 1,6 1,8 2,2 2,5 2,6 
Rumänien 1,5 1,9 2,4 3,0 3,3 3,2 3,5 
Lettland 2,4 2,6 3,3 4,3 5,2 5,2 5,0 
Litauen 2,8 3,1 3,7 4,6 5,5 5,2 5,1 
Polen 3,8 4,6 5,0 5,8 6,8 5,8 6,4 
Ungarn 5,5 6,0 6,1 7,0 7,5 6,9 7,0 
Estland 4,0 4,5 5,2 6,3 7,2 7,2 7,2 
Slowakei 5,6 6,3 6,7 7,2 7,6 8,0 8,0 
Tschechien 5,4 5,9 6,6 7,3 8,7 8,8 9,3 
Portugal 8,9 9,1 9,1 9,6 9,9 10,2 10,5 
Malta 10,1 10,3 11,0 11,1 11,3 12,0 11,8 
Zypern 10,7 11,1 11,5 11,7 12,4 12,7 13,0 
Slowenien 9,5 10,2 10,6 11,1 12,3 13,0 13,4 
Griechenland 16,5 14,4 14,7 15,3 15,8 16,3 16,6 
Großbritannien 21,8 22,3 23,4 24,0 21,5 19,6 21,0 
Spanien 17,1 17,8 18,5 19,4 20,3 21,4 21,6 
EU 27 19,3 19,8 20,5 21,1 22,0 22,7 23,0 
EU 25 20,7 21,2 21,9 22,6 23,5 24,2 24,5 
Italien 21,0 21,6 22,1 22,8 24,0 25,7 25,8 
Luxemburg  25,6 25,5 26,3 27,2 28,3 30,2 30,2 
Österreich 26,1 26,9 27,5 28,4 30,0 31,5 31,1 
Niederlande 27,1 27,4 28,2 29,0 30,3 31,1 31,4 
Deutschland  31,1 31,3 32,2 32,4 33,4 34,1 34,1 
Frankreich 28,3 29,5 30,7 31,9 33,2 33,3 34,6 
Dänemark 30,6 31,2 32,1 33,4 34,8 35,7 36,6 
Schweden 32,0 32,4 32,7 34,4 34,5 32,8 37,2 
Norwegen 28,4 31,1 32,9 35,6 36,9 36,5 41,4 
Belgien 32,2 33,3 34,1 35,6 36,7 38,5 . 
Irland . . . . 28,1 . . 
Finnland . . . . 30,1 . . 

Q: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung 2008; Arbeitskostenindex), WIFO-Berechnungen. 
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Unit Labour Cost Situation Improved in 2010 Due to Upswing – Summary 

Relative unit labour costs vis-à-vis trading partners are an important indicator of in-
ternational competitiveness in the manufacturing sector. Unit labour costs are the 
main determinant for prices and consequently also for the competitiveness of a 
given sector or the economy as a whole, although qualitative competitiveness 
factors play a decisive role as well. 
In the Austrian manufacturing sector, the evolution of unit labour costs relative to 
trading partners in recent years has not only been determined by structural factors 
(such as patterns of specialisation) but  even more  by the business cycle. During 
the financial and economic crisis of 2008-09, production shrank at a faster rate 
than employment, thereby impairing productivity in the export-intensive manufac-
turing sector. Since labour productivity is a major determinant of unit labour costs, 
the latter increased sharply. In the course of the subsequent recovery, productivity 
rose and unit labour costs fell. Due to these cyclical patterns, a long-term observa-
tion of unit labour cost developments is usually more meaningful. 
Unit labour costs in the Austrian manufacturing sector decreased by 5.5 percent in 
2010. This was slightly less than the rates achieved by trading partners in the EU 
(5.9 percent) and in Germany (7.9 percent). Relative unit labour costs conse-
quently increased. However, during the period of 2005-2010 relative unit labour 
costs sank both vis-à-vis EU trading partners (0.8 percent p.a. on average) and 
Germany (1.1 percent). 
Since the establishment of the European Monetary Union, unit labour costs in the 
manufacturing sector have developed differently across member countries. In Ire-
land and Finland, they decreased markedly over the period of 2000-2010 and 
more or less stagnated in Germany, Austria and the Netherlands. In contrast, they 
increased in Greece, Italy, Spain and Portugal. This resulted in a dramatic shift in 
competitiveness within the euro area which constrains the economic recovery 
and destabilises the EMU. 
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